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Wirtschaftskrise verursacht plötzliche Explosion 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE erscheint seit 1987 unter diesem Namen, vorher hieß die Zeitschrit »Diagnosen«. 
Dem anderen deutschen Nachrichtenmagazin liegt ein Konzept zugrunde, daß den Lesern 
eine umfassende politische und wirtschaftliche Übersicht über sämtliche nationalen und in- 
ternationalen Ereignisse vermittelt, wobei das Schwergewicht der Darstellung auf die welt- 
weiten Verflechtungen und Hintergünde gelegt wird. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-71229 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 
umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 1, D-71229 


Vorname Tasabarı, innen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
Straße und Hausnummer/Postfach spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Postleitzahl/Stadt/Land 


s 2. Unterschrift 
8 Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das \ 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
Postscheckkonto) abgebucht wird. das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 


noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
} identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
DJ Jährlich DM %.- ausgehändigt. Meine Anschrift: 


1] Zweimal jährlich jeweils DM 45.- Name 


Vorname 


Bank/Ort 


Bankleitzahl Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Asylantenzahlen stark sin- unten kämpfen, wir müssen an 
kend. Mit rund 20000 Per- gelockert. Da die erhoffte wirtschaft- die Spitze gehen und uns 
sonen haben sich ungefähr Genehmigungsverfahren liche Erholung in den USA mit Marionetten-Mei- 
ein Drittel weniger Asylbe- dauern in Deutschland Boch auf sich warten lAßf stern, den Bossen des Ver- 
werber als noch einen Mo- meist viel zu lange. Das be- findet sich die Welt jetzt ü sailler-Systems, den Bri- 
nat, bevor das Gesetz in klagen potentielle auslän- ahne:einen » Motalles ten, dem internationalen 
Kraft trat, gemeldet. Da- dische Investoren. Büro- Ban. um dee Freimaurertum auseinan- 
mit soll der deutschen Poli- kratisch gebremste Investi- sion zu Wehe dersetzen.« Diese Aussage 
tik ein großer Erfolg gelun- tions-Lust hindert aber die A Wiege ies ist ein ist in kroatischen und bos- 
gen sein. Unternehmen, schnell auf Anzeichen des Erfolgs nischen Kreisen immer 
al den Strukturwandel zu rea- den die »Eine-Weltler« bei häufiger zu hören. 
9 Kassel we = t BATN. der Vereinigung der Volks- Materielle und 
rbeitsplatz geira . wirtschaften des Globus 
. . . 17 Die deutsche Indu- erzielten. mentale Umweltver- 
10 Die Strategie der strie-Konjunktur ist ; n schmutzung 
Spannungen en Kostenproblem 25 Die norwegische Gewisse internationale 
Politik und die Kreise setzen die Instru- 
12 EWS-Turbulenzen 18 Das Hochschul- EG-Frage mentarien der Psychologie 
als Fanal gegen studium ist keine seit dem Ersten Weltkrieg 
ECU Eintrittskarte 30 Die Folgen tragen gegen Deutschland ein. 


Die jüngsten Turbulenzen 
im Europäischen Wäh- 
rungssystem (EWS) haben 
gezeigt, wie wahnwitzig 
eine europäische Wäh- 
rungsunion mit einer ein- 
heitlichen Währung, dem 
ECU, wäre. 


alle, von dem, was 
in Europa passiert 


Die Wirkung dieser Propa- 
ganda-Kampagne bestär- 
ken jene Kräfte, die die 
psychologische Kriegsfüh- 
rung betreiben. 


US-Präsident Franklin D. Roo- 
sevelt wollte mit dem Zweiten 
Weltkrieg die Vernichtung des 
deutschen Volkes erreichen. 


40 Rußlands Wirtschaft 
auf dem Weg der 
Besserung 
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7. Jahrgang Nr.10 Oktober 1993 


41 Wer steht hinter 53 Gibt es Verbindun- | Ständige Rubriken 50 Hintergrund- 
dem Terrorismus? gen von Clinton Journal 
reis 6 Deutschland- 
gen Schrek- zum CIA? Seltsame Machenschaften 
kensnachrichten in den Journal Libyens und Israel; Israels 
Medien des Establish- 54 Die Super-Mama Verwirrspiel um Bundes- Rabin sagt, Siedlungen 
ments über eine »apoka- der USA präsidenten; Kritischer sind ein Fehler; Vereinte 
lyptische Welle des islami- von Weizsäcker; Hetze Nationen besorgen in Bos- 
schen Terrorismus« sind . - gegen rechte Demonstra- nien die Sache der Serben; 
für einen Beobachter des 56 Bill Clintons ans tionen; Robert Kempner Schottische Zeitung 
Nahen Osten nichts Strategie im Nahen gestorben. berichtet über ADL-Skan- 
Neues. Osten dal; Arafat kritisiert USA 
20 Banker-Journal und Israel; Gaidar Alijew 
58 Das Jesus-Problem Die Re-Nationalisierung ergreift in Aserbaidschan 
in Israel Europas; Osteuropas die Macht; Warnung vor 
Lernmodell Marktwirt- Bedrohung Europas durch 
59 Stirbt der Antisemi- schaft; Die Drachen die Serben; Nordkorea 
sanken bekommen Konkurrenz; wirft seine Entscheidung 
Die weiter steigenden Dre über ei Hau- 
RN Sozialbeiträge. en; Ministerpräsident von 
0 Agyptens Wirt- R Haiti ohrückgetreren! 
schaftskrise verur- 27 Impressum Geldstrafe für Wucher? 
sacht eine politische ; 
Explosion 28 Europa-Journal Vertrauliches 


Der Schah von Persien war eine 
vielversprechende Figur im 
Machtspiel des amerikanischen 
und israelischen Geheimdien- 


Ägypten, das bevölke- 
rungsreichste arabische 
Land und treuester arabi- 
scher Alliierter des We- 
stens, steht vor einer 
erschütternden Explosion. 
Falls sich innerhalb Ägyp- 
tens, und vom Westen, be- 
sonders den USA, her kein 
radikaler Wandel in der 
Politik vollzieht, ist es nur 


Italien gegen Einwande- 
rer; Schweden und die EG; 
Michael Gorbatschow 
beim Grünen Kreuz; 
Ungarischer Minister lehnt 
Schocktherapie ab; Die 
Hochschul-Reform ein 
akademischer Flickentep- 
pich; Die Mobilität der 
Studenten; Ein neuer 
Rekord: Weniger Lehr- 


Nordkorea von UN-Sank- 
tionen bedroht; Taiwan 
will offenbar der UNO 
wieder beitreten; Warnung 
vor Balkanisierung Ruß- 
lands; Rußland und Türkei 
unterzeichnen Vertei- 
diungspakt; UN-General 
gibt ethnischer Säuberung 
Rückendeckung; Geht der 
Krieg in Bosnien weiter? 


stes. noch eine Frage der Zeit linge, mehr Studenten; Stasi spionierte 2 En 
E = : : Eine Versammlung fordert Programm aus; Haiti lehnt 
43 Wer kontrolliert die abe Rap Lun, die Abschaffung der engli- UN-Plan für Polizeiaktio- 
UNO? 5 { schen Monarchie; nen ab; Seminar in Mos- 
Rußland entwirft neue kau über Antisemitismus; 
44 Das Trauma von Militär-Doktrin. Serben verstärken Dro- 
US-Präsident wos Er Italien und 
Clinton sterreich. 
66 Leserbriefe 
45 Das FBI untersucht 
den Fall Ron Brown 
46 Das geheime Viet- 
nam- Abkommen 
48 Wie moralisch ist die 
US-Außenpolitik? 
52 Die Frage nach der Hosni Mubarak steht vor 


Befähigung von Bill 
Clinton 


einer Krise, wie sie seit der 
Ermordung seines Vorgän- 
gers Anwar Sadat ohne Prä- 
zedenzfall ist. 


Deutschland- 


Journal 


Hetze gegen 
rechte Demon- 
strationen 


Wie sehr das Grundrecht auf De- 
monstrationsfreiheit zu Lasten 
von allem, was auch nur den An- 
schein hat, rechts zu sein, ausge- 
hebelt wird, haben die vergange- 
nen Wochen und Monate hervor- 
ragend aufgezeigt. Während 
Linke alles dürfen, bleibt dies ei- 
gentlich von der Verfassung für 
alle Deutschen vorgesehene 
Grundrecht auf Demonstrations- 
und Versammlungsfreiheit vor- 
enthalten. 


Man muß nicht unbedingt ein 
Freund von Hitler-Stellvertreter 
Rudolf Heß sein. Tatsache ist 
aber, daß er allen offiziellen Ver- 
lautbarungen zum Trotz im Span- 
dauer Kriegsverbrechergefäng- 
nis ermordet wurde - wahrschein- 
lich von Briten —. Ein Unrecht ist 
auch die lange Isolationshaft des 
am Schluß schwerkranken Grei- 
ses, und dies obwohl er sich nicht 
eines einzigen echten Verbre- 
chens schuldig gemacht hat. 
Wenn man seinerzeit schon Heß 
zu einer lebenslangen Haft verur- 
teilt hat, dann müßte für den ehe- 
maligen US-Präsidenten George 
Bush und auch für den amtieren- 
den Präsidenten Bill Clinton die 
Todesstrafe für die Ermordung 
unschuldiger irakischer Zivili- 
sten ausgesprochen werden. Selt- 
samerweise gab es seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs aber kein an- 
deres Kriegsverbrechertribunal 
nach Vorbild von Nürnberg. 
Angesichts der gegen jedes Men- 
schen- und Völkerrecht versto- 
Benden Untaten gegen Heß und 
angesichts seiner Bemühungen, 
durch seinen Flug nach Schott- 
land den Weltkrieg zu beenden, 
ist der Wunsch vieler national ein- 
gestellter Deutscher selbstver- 
ständlich, an Heß’ Todestag ihm 
zu gedenken. 


Doch da hat man die Rechnung 
ohne den deutschen »Rechts- 
staat« gemacht! Wegen angeblich 
zu erwartender ausländerfeindli- 
cher und -diskriminierender und 
nationalistischer Außerungen so- 
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wie der ebenfalls zu erwartenden 
linken Gegengewalt sei die Ab- 
haltung derartiger Versammlun- 
gen oder Demonstrationen zu un- 
tersagen. 


Komisch: Wenn tausende Auto- 
nome in Bad Kleinen dem Tode 
des RAF-Terroristen und mut- 
maßlichen Mörders Wolfgang 
Grams gedenken wollen, hat der 
Staat anscheinend keine Vorbe- 
halte dagegen. Ja, diese Indivi- 
duen durften sogar eine Tafel am 
Bahnsteig anbringen, auf der der 
»Ermordung« Grams’ gedacht 
wird. 


Als es 1988 in Düssedorf aber Be- 
strebungen gab, angesichts des 
65. Jahrestags der Ermordung 
des deutschen Nationalhelden 
Albert Leo Schlageter durch ein 
französisches Erschießungskom- 
mando eine Gedenktafel am 
Mahnmal für die Toten auf der 
Golzheimer Heide anzubringen, 
wurde dies durchweg von allen 
im Düsseldorfer Stadtrat vertre- 
tenen Parteien abgelehnt. Ja, zu- 
meist wurde sich sogar sehr nega- 
tiv über Schlageter geäußert. 
Kurz darauf wurde dann am 
Rheinufer eine Gedenktafel für 
einen Kommunisten angebracht! 
Als es dann aber 500 national ein- 
gestellte, überwiegend junge 
Deutsche, in Fulda doch noch 
schafften, eine Gedenkveranstal- 
tung aufzuziehen, hagelte es bun- 
desweit und auch im Ausland 
lautstarke Proteste. Der israeli- 
sche Stargeiger Yehudi Menu- 
him, der gerade auf Tournee 
durch Deutschland war, sah sich 
sogar veranlaßt, kurzfristig eine 
Pressekonferenz einzuberufen 
und zu erklären, die demokrati- 
schen Grundrechte dürften nicht 
für Personen gelten, die auslän- 
derfeindliche Propaganda ver- 
mittelten. 


Davon abgesehen, daß es sich 
wohl jeder Staat auf der Welt - 
außer Deutschland natürlich - 
verbieten würde, wenn ein Aus- 
länder sich aufeiner eigens einbe- 
rufenen Pressekonferenz über ir- 
gendwelche innenpolitische 
Dinge äußert, offenbart dies 
doch ein seltsames Demokratie- 
verständnis. Eine Demokratie 
darf sich nur dann als Rechtsstaat 
bezeichnen, wenn er nach rechts 
genauso offen ist wie für links 
und umgekehrt. Gerade dies ist 
aber nicht der Fall. 


Gegen Stadtoffizielle, die nach 
Ansicht vieler Verblendeter an- 


geblich nicht oder nur halbherzig 
gegen diesen »Rechtsbruch« der 
Demonstration vorgegangen 
sind, ermittelt zum Redaktions- 
schluß dieser Ausgabe der Staats- 
anwalt. 


Wenn aber Autonome »Spon- 
tan«-Demonstrationen abhalten 
und dabei randalieren und einen 
Sachschaden von tausenden oder 
zehntausenden Mark verursa- 
chen, hat man derartige Forde- 
rungen bislang noch nicht gehört. 
Das gleiche gilt für die Ausschrei- 
tungen des türkischen Mobs nach 
Solingen, wo Sachschaden in Mil- 
lionenhöhe entstand und viele 
Geschäftsleute heute noch im- 
mer auf ihrem Schaden sitzen. 


Und eines ist doch auffällig: Wäh- 
rend es so gut wie keine Demon- 
strationen Autonomer gibt, die 
nicht früher oder später in Ge- 
walt ausarten, ist dies auf rechter 
Seite anders. Im vergangenen 
Jahr demonstrierten rund 2000 
»Neonazis« - in Wirklichkeit han- 
delt es sich natürlich nur um na- 
tional eingestellte Deutsche - am 
Jahrestag von Heß in Wunsiedel - 
und nichts geschah. Nicht eine 
einzige Scheibe ging zu bruch, 
und nicht eine einzige Autoan- 
tenne wurde abgebrochen. Kein 
unbeteiligter Bürger brauchte 
Angst zu haben. 


So war es auch dieses Jahr. Wer 
die Fernsehbilder verfolgte 
konnte wunderbar erkennen, wie 
die Demonstranten durch die In- 
nenstadt zogen und nicht einen 
einzigen Bürger belästigten. 
Standen angesichts des schönen 
Wetters Tische von Cafes oder 
Restaurants auf der Straße, 
wurde ein Bogen um sie gemacht 
und wurden diese nicht, wie es 
bei Autonomen der Fall gewesen 
wäre, aus dem Weg geräumt. 


Die ganze Demonstration verlief 
friedlicher als der Großteil aller 
sonstigen Demonstrationen, die 
sich mit brisanten politischen Fra- 
gen befassen. Aber dennoch hört 
man in den deutschen Medien 
und von den Politikern nur 
Hetze, wo vielleicht auch einmal 
Nachdenken angebracht gewe- 
sen wäre. 


So kritisierte etwa Bundesaußen- 
minister Klaus Kinkel die Zu- 
rückhaltung der Polizei beim 
»Neo-Nazi-Aufmarsch« in Fulda. 
Dies sei »ausgesprochen besorg- 
niserregend«, sagte der »Libe- 
rale«. 


Ähnliche Äußerungen hat man 
von Kinkel vermißt, als die Poli- 
zei etwa bei den Autobahnblok- 
kaden durch türkische Extremi- 
sten sogar brav Fernsehsender 
benachrichtigte und sie bat, sie 
sollten doch bitte vorbeikommen 
und die ganze Angelegenheit fil- 
men. Dann würden auch die Tür- 
ken die Blockade wieder aufge- 
ben. 


Ebenfalls nichts Vergleichbares 
hört man von Kinkel, wenn mal 
wieder die Autonomen wüteten. 
Unbestritten ist doch, daß bei 
rechtens angemeldeten Demon- 
strationen der von den Rechten 
verursachte - nicht der auflinken 
Gegenterror zurückgehende - 
Schaden minimal ist und viel- 
leicht ein Prozent der Summe 
ausmacht, der von linken Chao- 
ten verursacht wurde. 


Außerdem mußte doch auch die 
Fuldaer Polizei zugeben, daß die 
Jinken Gegendemonstranten, die 
auf der Autobahn gestoppt und in 
Schach gehalten wurden, auf Ge- 
walt aus waren. Von daher war 
das Vorgehen der Polizei doch 
richtig: Wenn sie zwei Möglich- 
keiten hat, zum einen eine friedli- 
che, wenn auch nicht angemel- 
dete Demonstration stillschwei- 
gend zu »genehmigen« oder ein 
von den Linken ausgehendes Ge- 
metzel zu provozieren, dann 
bleibt doch nur Alternative eins 
als einzige Möglichkeit. 2 


Kritischer 


von Weizsäcker 
Von den Obermoralisten 


Deutschlands wird Bundespräsi- 
dent Richard von Weizsäcker im- 
mer wegen seiner zukunftswei- 
senden Reden gerühmt. Er setze 
Maßstäbe, an denen sich andere 
richten müßten. Auch könne er 
klarer als die meisten anderen Po- 
litiker die sich nähernden Krisen 
erkennen und verschließe nicht 
die Augen vor ihnen. 


Wenn man sich die Vergangen- 
heit von Weizsäckers ansieht, 
müssen einem hieran gehörige 
Zweifel kommen. Nach jüngst 
bekanntgewordenen Akten hat 
der amtierende Bundespräsident 
nämlich vor der Wende bei Ge- 
sprächen mit DDR-Offiziellen 
Helmut Kohl jegliche Kanzler- 
Qualitäten abgesprochen und er- 
klärt, Kohl werde niemals Bun- 


deskanzler. Ihm fehle einfach der 
Background für ein derartiges 
Amt. 


Zwei Dinge sind daran sehr ver- 
wunderlich: Zum einen, daß von 
Weizsäcker einen darart vertrau- 
lichen Umgang mit Spitzenleuten 
der führeren DDR hatte. Schließ- 
lich waren dies nicht die ersten 
abwertenden Dinge, die von 
Weizsäcker in der DDR über 
westdeutsche Politiker sagte und 
die später bekannt wurden. 


Bereits im vergangenen Jahr war 
zu erfahren, daß von Weizsäcker 
absolut nichts vom derzeitigen 
Kanzler hält. Auf Verwunderung 
stieß seinerzeit auch, daß von 
Weizsäcker sich nicht scheute, 
für die Doktorarbeit seiner Toch- 
ter die Hilfe der DDR-Führungs- 
spitze in Anspruch zu nehmen. 


Dieses alles waren weitere kleine 
Mosaiksteinchen über einen 
Bundespräsidenten, dessen Amts- 
zeit bei objektiver Betrachtung 
als die für Deutschland am schäd- 
lichste aller bisherigen Bundes- 
präsidenten in die Analen einge- 
hen wird. Wie kein anderer vor 
ihm, hat von Weizsäcker 
Deutschland auch heute noch an 
den Pranger gestellt, auf der ei- 
nen Seite eine Kollektivhaftung 
für die Zeit zwischen 1933 und 
1945 abgelehnt, auf der anderen 
Seite durch Sätze wie (sinnge- 
mäß) »Wir dürfen nie verges- 
sen«, »Die NS-Zeit muß uns im- 
mer eine Mahnung in der aktuel- 
len Politik sein«, »Unser Verhält- 
nis zu Israel wird nie ein normales 
sein« die deutsche Politik auf ei- 
nen ganz anderen Level gestellt. 


Wenn es in der aktuellen Diskus- 
sion etwas Gutes gibt, dann fol- 
gendes: Es gibt nun doch keine 
dritte Amtszeit von Weizsäckers. 
Zwar verbietet das das Grundge- 
setz. Aber »angesichts der beson- 
deren Verdienste von Weizsäk- 
kers« hatten ursprünglich viele 
Politiker dafür plädiert, die Ver- 
fassung zu ändern und von Weiz- 
säcker eine weitere Amtszeit zu 
gewähren. Daß dies nicht so 
kam, dürfte wohl auch daran lie- 
gen, daß von Weizsäcker inoffi- 
ziell kaum noch für ernst genom- 
men wird und vor allem auch die 
Bevölkerung sich mit ihm nie so 
anfreunden konnte, wie durch 
Statistiken, die niemand verste- 
hen kann, dargestellt. 


Um dies festzustellen, genügt 
eine kleine eigene Umfrage im 


Bekanntenkreis. Selbst bei Leu- 
ten, die politisch nicht rechts, 
konservativ oder national einge- 
stellt sind, ist der Akzeptanzgrad 
von Weizsäckers sehr gering. Wie 
dann nach den offiziellen Statisti- 
ken angeblich über 80 Prozent 
der Deutschen seine Politik be- 
grüßen sollen, ist somit absolut 
unverständlich. oO 


Robert 
Kempner 
gestorben 


Der frühere Chefankläger bei 
den Nürnberger Kriegsverbre- 
cher-Prozessen, Robert Kemp- 
ner, ist Mitte August im Alter von 
93 Jahren in Frankfurt am Main 
gestorben. Er hatte die Anklage 
gegen die 22 Nazi-Größen vertre- 
ten, die sich vor dem völker- 
rechtswidrigen Kriegsgerichts- 
Tribunal verantworten mußten. 


Bereits Anfang der dreißiger 
Jahre hatte der gebürtige Freibur- 
ger gegen Hitler und seine politi- 
schen Ansichten Front gemacht 
und war Ende der dreißiger Jahre 
in die USA emigriert, von wo er 
dann nach Ende des Weltenrin- 


gens als Chefankläger nach 
Deutschland zurückgeschickt 
wurde. 


Kempner wurde von den etablier- 
ten politischen Kräften immer als 
Vorkämpfer der Demokratie und 
des Rechtsstaates dargestellt. 
Genau das Gegenteil war der Fall 
- zumindest wenn man das Nürn- 
berger Tribunal betrachtet. So 
wurde dort unter anderem nach 
rückwirkend geltenden Geset- 
zen, die die Siegermächte kurzer- 
hand aufgestellt hatten, geur- 
teilt. Selbst führende amerikani- 
sche Richter verurteilten dies 
und verweigerten eine Mitarbeit 
an dem Rache-Tribunal. 


Nicht so Kempner. Er hatte keine 
Gewissensbisse den wichtigsten 
juristischen Grundsatz, eben daß 
nicht nach eigens für den Fall auf- 
gestellten und rückwirkend gel- 
tenden Gesetzen geurteilt wird, 
zu mißachten und das Recht zu 
beugen. 


Bezeichnend ist, daß später nie- 
mand mehr nach den bei dem 
Skandalverfahren aufgestellten 
»Rechtsgrundsätzen« verurteilt 
wurde. So etwa wegen Führens 


eines Angriffskrieges. Wäre der 
Grundsatz auf alle in Frage kom- 
menden Personen angewandt 
worden, so hätten angesichts der 
vielen hundert Kriege, die es 
nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs gab, direkt mehrere 
Kammern aufgestellt werden 
müssen. 


Das gleiche gilt für »Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit«. Als 
der ugandische Diktator Idi 
Amin, der seine Feinde im wahr- 
sten Sinne des Wortes schlachten 
ließ und sie danach aufaß, aus sei- 
nem Land fliehen mußte, wurde 
ihm großzügig im Westen Asyl ge- 
währt. Und dies ist nur ein Bei- 
spiel, dem hunderte andere fol- 
gen könnten. 


Es ist unverständlich, wie dann 
ein derartiger Mann, der sich bis 
zu seinem Tod nicht von dem von 
ihm vertretenen Unrecht distan- 
ziert hat, als Vorkämpfer für De- 
mokratie und des Rechtsstaates 
bezeichnet werden kann. oO 


Verwirrspiel um 
Bundes- 
präsidenten 


Das Verwirrspiel um den neuen 
Bundespräsidenten hält auch 
weiterhin an. Nicht eine Woche 
vergeht, in der nicht ein neuer 
Name genannt wird. Mal ist es 
der CSU-Chef und Finanzmini- 
ster Theo Waigel, dann wieder 
Nordrhein-Westfalens Minister- 
präsident Johannes Rau, dann 
Bundesverfassungsrichter Her- 
zog, und zuguterletzt darf allen 
Dementis zum Trotz nicht der frü- 
here Bundesaußenminister und 
ehemalige FDP-Vorsitzende 
Hans-Dietrich Genscher fehlen. 


Und obwohl er sich noch ziert, ist 
eben dieser Genscher nach Bon- 
ner Insiderinformationen nach 
wie vor Favorit Nummer 1. Da- 
nach soll sich das folgende Szena- 
rio abspielen: Immer mehr po- 
tentielle Kandidaten für das Amt 
des Staatsoberhauptes sagen ab, 
andere, die dies nicht tun, sind 
aus irgendwelchen Gründen »un- 
tragbar« für dieses Amt. So 
kommt es dann, je näher der 
Wahltermin heranschreitet, fast 
schon zu einer nationalen Krise, 
wer denn nun geeignet und wür- 
dig sei, angesichts der morali- 
schen Vorgaben Weizsäckers sein 
Nachfolger zu werden. 


Die Politiker streiten sich immer 
mehr, und schließlich wird dann 
als von allen tragbarer Kandidat 
erneut Genscher vorgeschlagen. 
Dieser kann dann »aus der Ver- 
antwortung für diesen Staat« 
nicht nein sagen und stimmt 
schließlich nach vielen hin und 
her zu. 


Und angesichts der vielen takti- 
schen Spielchen, die man heute 
von der Politik gewohnt ist, ist 
Genscher auch für alle Parteien - 
mit Ausnahme der CSU - der 
ideale Kandidat. 

Die CDU wertet dies als Zuge- 
ständnis für die Fortführung der 
Koalition. Die SPD erhofft sich 
durch ihr Ja zu Genscher einen 
Koalitionswechsel der Liberalen. 
Und die Grünen müssen schließ- 
lich zähneknirschend erkennen, _ 
daß nach den kommenden Bun- 
destagswahlen vielleicht nur eine 
Ampel-Koalition eine Mehrheit 
hätte. Um sich nicht von vorne- 
herein die Sympathien der FDP 
zu verscherzen, erklären sich 
dann schließlich auch die Grünen 
bereit, Genscher wenn schon 
nicht zu akzeptieren, ihn dann 
aber zumindest tolerieren zu wol- 
len. m 


10/1993 


Deutschland 


Ammen- 
märchen um 
sinkende 
Asylanten- 


zahlen 


Alfred König 


Seit Inkrafttreten des neuen Asylgesetzes zum 1. Juli dieses Jahres 
sind die Asylantenzahlen stark sinkend. Mit rund 20000 Personen 
haben sich ungefähr ein Drittel weniger Asylbewerber als noch ei- 
nen Monat zuvor bei den Behörden gemeldet. Damit ist der deut- 
schen Politik ein großer Erfolg gelungen. 


So oder so ähnlich klingen zu- 
meist die Presseberichte, die sich 
in Lobeshymnen über den »er- 
sten tatsächlich wirkenden 
Schritt gegen die zunehmenden 
Asylantenzahlen« ergehen. Die 
Wahrheit sieht - man möchte fast 
sagen: natürlich - ganz anders 
aus. Zwar sind die offiziellen 
Asylbewerberzahlen zurückge- 
gangen; an der tatsächlich nach 
Deutschland gekommenen Zahl 
von Asylbewerbern, vor allem er- 
neut aus Rumänien und dem ehe- 
maligen Jugoslawien, hat sich 
aber nichts geändert. 


Meist nur, wenn überhaupt, als 
kleine Meldung las man in ver- 
schiedenen Zeitungen, daß die 
Zahl der illegalen Grenzüber- 
tritte im Juli deutlich höher war 
als in der Vergangenheit. Viele 
grenznahe Gemeinden denken 
sogar daran, die Zahl der Über- 
wachungsbeamten stark zu erhö- 
hen, um dem illegalen Massenzu- 
strom über die grüne Grenze 
Herr zu werden. 


Die Statistik ist zwar geschönt; 
an der tatsächlichen Problematik 
hat sich aber nichts geändert. 
Später können sich die illegal ein- 
gereisten Asylbewerber sogar bei 
den zuständigen Behörden mel- 
den und ganz legal Asyl beantra- 
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gen. Man muß ihnen nämlich 
nachweisen, daß sie über »si- 
chere Drittländer« eingereist 
sind. Wenn diese Leute aber die 
Angabe hierzu verweigern, kann 
man sie nicht ausweisen. So 
schlicht und einfach ist das. 


Außerdem: Nicht alle, aber doch 
sehr viele der Asylbewerber, die 
jetzt nach Deutschland kommen, 
sind Kriminelle. Dies kann man 
unter anderem daran erkennen, 
daß nach Schätzungen der Behör- 
den etwa 20000 Asylbewerber 
mehrere Asylanträge gestellt ha- 
ben, dem Staat damit einen Scha- 
den von mehreren Millionen 
Mark monatlich zufügen. 


Für 100 Dollar den 
perfektesten falschen Paß 


Schaut man sich die steigende 
Kriminalität an, dann fällt auf, 
daß besonders die Straftaten von 
Ausländern von Jahr zu Jahr Stei- 
gerungszahlen aufweisen, die 
deutlich höher als die der Deut- 
schen sind. Trotz eines Ausländer- 
anteils von etwa acht Prozent in 
der Bundesrepublik stellen diese 
in der Schwerkriminalität heute 
schon mindestens ein Viertel und 
in manchen Bereichen, etwa 
Rauschgifthandel oder Banden- 


kriminalität, sogar schon die 
Mehrzahl. Unumstößliche Tatsa- 
che ist, daß hieran Asylbewerber 
zu einem großen Teil beteiligt 
sind. 


Es gibt kaum eine Großstadt, wo 
der Großteil der afrikanischen 
Drogendealer keine Asylbewer- 
ber sind. Selbst wenn sie erwischt 
werden, werden sie nur in den sel- 
tensten Fällen abgeschoben, ja, 
brauchen sogar noch nicht ein- 
mal ins Gefängnis, sondern wer- 
den nur wenige Stunden nach ih- 
rer Festnahme wieder freigelas- 
sen. In Frankfurt gibt es einen 
19jährigen Türken, der (Stand 
Mitte August) bereits 119mal (!) 
festgenommen wurde, der Haft- 
richter aber dennoch immer wie- 
der die Ausstellung eines Haftbe- 
fehls ablehnt. Da der Türke den 
Großteil seines Lebens in 
Deutschland verbracht hat, droht 
ihm noch nicht einmal die Ab- 
schiebung. So etwas sollte sich 
ein Deutscher mal in einem ande- 
ren Staat der Welt erlauben. 


Dem kriminellen Teil der Asylbe- 
werber ist es vollkommen egal, 
ob sie nun die Sozialhilfe erhal- 
ten oder nicht. Die paar hundert 
Mark im Monat wurden von ih- 
nen zwar gerne mitgenommen, 
aber auch ansonsten reicht das 
aus Verbrechen stammende Geld 
für ein sorgloses Leben und für 
ein dickes Sparkonto. 


Außerdem ist es heutzutage kein 
Problem, für wenige hundert 
Mark einen perfekt gefälschten 
Paß eines jeden gewünschten 
Landes zu bekommen. Beson- 
ders für die afrikanischen und 
südosteuropäischen Länder wer- 
den die Ausweise und Pässe re- 
gelrecht hinterhergeworfen. Für 
100 Dollar Bestechungsgeld be- 
kommt man den perfektesten 
Paß etwa für Rumänen. 


Die Zahl der anerkannten Asy- 
lanten bewegt sich schon seit Jah- 
ren zwischen zwei und drei Pro- 
zent. Bei bestimmten Ländern 
liegt die Anerkennungsquote so- 
gar bei 0,0 Prozent und bewegt 
sich etwa für Rumänien bei etwa 
0,01 Prozent. Dennoch wird auch 
nach der jüngsten Asylrechtsän- 
derung das Bundesverfassungs- 
gericht mit sogenannten Eilanträ- 
gen traktiert und zum Teil daran 
behindert, wirklich wichtige Sa- 
chen zu entscheiden. 


Manche Verfassungsbeschwer- 
den sind schon seit sieben oder 


acht Jahren anhängig, ohne daß 
eine Entscheidung gefällt wurde. 
Damit wird aber ein rechtsfreier 
Raum geschaffen beziehungs- 
weise wird das jeden Bürger zu- 
stehende Recht über Rechtsklar- 
heit ad absurdum geführt. 


Was soll man von Politikern hal- 
ten, die in vielen Stunden in Ar- 
beitskreisen irgendwelche Rege- 
lungen zusammenflicken, dann 
aber noch nicht einmal in der 
Lage sind, diese wasserdicht zu 
machen. Denn selbst dem 
Dümmsten müßte doch eigent- 
lich klar sein, daß bei abgeschlos- 
senem Rechtsweg jedem der Weg 
zum Bundesverfassungsgericht 
über eine _ Verfassungsbe- 
schwerde möglich ist. Entweder 
waren die die rechtliche Vorlage 
ausarbeitenden Politiker wirklich 
dümmer als die Polizei erlaubt, 
oder, und dies wäre die einzige 
Alternative, man hat dieses ab- 
sichtlich »übersehen«. 


Und es ist doch wirklich ein 
schlechter Witz, wenn man Asy- 
lantenzahlen von 20000 in einem 
Monat als Erfolg wertet. Dies 
sind noch immer eine runde vier- 
tel Million Leute, die pro Jahr 
nach Deutschland kommen -und 
davon lediglich rund 7500 zu 
Recht. Die anderen sind nichts 
anderes als Betrüger, denn unter 
Vorspiegelung falscher’Tatsachen 
erhalten sie vom Steuerzahler 
viel Geld, das ihnen nicht zu- 
steht. 


Auch bei diesen, wie dargestellt, 
nur vordergründig zurückgehen- 
den Zahlen sind dies noch immer 
zwischen 25 und 30 Milliarden 
Mark, die die Volkswirtschaft ins- 
gesamt für Asylbetrüger aufwen- 
det. Ein Betrag, der ausreichen 
würde, um viele der derzeit an- 
stehenden Probleme leicht zu be- 
heben. 


So müßte zum Beispiel die ohne- 
hin schon utopisch hohe Mineral- 
ölsteuer noch weiter erhöht wer- 
den. Erst Mitte August kündig- 
ten viele Gemeinden und Kom- 
munen an, wegen chronischer Fi- 
nanznöte städtische Einrichtun- 
gen, wie etwa Schwimmbäder, 
Büchereien oder Spielplätze 
schließen zu müssen oder den 
vollen Betrieb nicht mehr auf- 
rechterhalten zu können. Dies al- 
les wäre nicht nötig, wenn nicht 
viele Milliarden Mark für Asylbe- 
trüger im wahrsten Sinne des 
Wortes aus dem Fenster gewor- 
fen würden. 2 


Deutschland 


Phantasie ist 
am Arbeits- 
platz gefragt 


Selten zuvor sahen die Perspektiven auf dem deutschen Arbeits- 
markt so düster aus wie heute. Allein in Westdeutschland sind bin- 
nen Jahresfrist bereits eine halbe Million Arbeitsplätze verlorenge- 
gangen. Weiteren hunderttausenden Jobs droht schon bald das Aus 
- und niemand kann sich so recht vorstellen, wo die neuen Arbeits- 
plätze entstehen sollen, die zur Kompensation der Beschäftigungs- 
verluste von gestern, heute und morgen benötigt werden. 


Der deutsche Arbeitsmarkt steht 
unter dem Einfluß von mehreren 
Streßfaktoren, die nach Ansicht 
von Skeptikern auch noch in der 
näheren Zukunft wirksam blei- 
ben werden. 


Wachstum ohne 
Beschäftigung 


Die Konjunktur: Zwar schrumpft 
die Beschäftigung im Zeichen 
der Rezession - doch im Ver- 
gleich zur Produktion ist sie bis- 
her nur moderat zurückgegan- 
gen. 


Dadurch bleibt die Produktivität 
hinter ihrem Normalstand zu- 
rück. Bevor hier keine Besserung 
eintritt, läuft der Aufschwung am 
Arbeitsmarkt vorbei. Für eine 
gewisse Zeit droht daher ein Phä- 
nomen, das in den USA als job- 
less growth, ein Wachstum ohne 
Beschäftigungseffekt, bezeich- 
net wird. 


Der Standort D: Einerseits wer- 
den arbeitsplatzsparende Investi- 
tionen häufiger ins Ausland verla- 
gert, andererseits bleiben be- 
schäftigungswirksame Investitio- 
nen von Ausländern am Standort 
D weitgehend aus. Grund dafür 
sind die Nachteile Deutschlands 
im internationalen Kostenwett- 
bewerb. Außerdem steht zu be- 
fürchten, daß die Integration der 
osteuropäischen Volkswirtschaf- 
ten die deutschen Standortpro- 
bleme zusätzlich verschärft. Die 
Kurzformel dafür heißt: Hong- 
kong vor der Haustür. 

Das Lean Management: Der Ein- 


satz moderner Management-Me- 
thoden in der Arbeitsorganisa- 
tion führt zu umfangreichen Per- 
sonaleinsparungen. Die Schlank- 
heits-Kuren haben gerade erst 
eingesetzt und werden noch über 
Jahre hinweg Arbeitsplätze frei- 
setzen. 


Es drohen weitere 
Beschäftigungsverluste 


Der Öffentliche Dienst: Im Zei- 
chen der Finanznot regiert auch 
in den staatlichen Personalhaus- 
halten der Rotstift. Bahn und 
Post planen besonders große Ein- 


schnitte in die Personaldecke. 
Mittelfristige Konsolidierungs- 
zwänge sorgen dafür, daß dieser 
Trend auf absehbare Zeit anhält. 
Die Transformationskrise: Die 
deutsche Wirtschaft hat im Zuge 
der Transformation bereits Mil- 
lionen Arbeitsplätze eingebüßt. 
Der Abschmelz-Prozeß ist gleich- 
wohl noch nicht zu Ende - vor al- 
lem der Industrie drohen weitere 
Beschäftigungsverluste. 


Damit gewinnt eine Frage an Ak- 
tualität, die der Soziologe Ralf 
Dahrendorf bereits auf dem Hö- 
hepunkt der Rezession von 1982 
formulierte. Geht der Arbeitsge- 
sellschaft die Arbeit aus? Genau 
zehn Jahre nach Dahrendorfs 
Frage lautete die Antwort aller- 
dings ganz anders als seinerzeit 
vermutet: 


Von 1982 bis 1992 stieg die Zahl 
der Erwerbstätigen in West- 
deutschland um 2,7 Millionen. 
Bereits vor dem Vereinigungs- 
Boom waren in Westdeutschland 
alle Beschäftigungs-Rekorde ge- 
brochen. 


Manches spricht dafür, daß auch 
diesmal die Pessimisten eines 
Besseren belehrt werden. Wie 
schon damals, mangelt es auch 
heute vielen an Phantasie, die 
neuen Arbeitsplätze der Zukunft 
zu lokalisieren. Einige Orientie- 
rungspunkte: 


Telekommunikation: Nach einer 
EG-Studie ist die Zahl der Be- 


schäftigten in der Telekommuni- 
kation zwischen 1980 und 1992 
um 100000 gestiegen, vornehm- 
lich in den Dienstleistungsfunk- 
tionen. Hier ist eine weitere Ex- 
pansion zu erwarten. 


Hier ist weitere 


Expansion zu erwarten 


FuE-intensive Industrie: Gegen- 
über Mitte der achtziger Jahre 
liegt die Beschäftigtenzahl fünf 
Prozent höher, in den speziellen 
High-Tech-Branchen sind es so- 
gar fast 12 Prozent. Weiteres 
Wachstumspotential ist vorhan- 
den. 


Datenverarbeitung: Arbeits- 
platz-Bestand heute: knapp 
350000. Das ist, von Mitte der 
siebziger Jahre an gerechnet, ein 
Zuwachs von mehr als 250 Pro- 
zent. Längerfristige Perspektive: 
aufwärts gerichtet. 


Automobil-Umfeld: Selbst wenn 
die Beschäftigung im Kernbe- 
reich der Automobilindustrie 
rückläufig sein sollte -im Umfeld 
der Branche expandierte sie. 
Neuartige Verkehrsleitsysteme 
und Infrastrukturmaßnahmen 
bieten zusätzliche Arbeitsplätze. 


Biotechnologie: Nach einer Stu- 
die der EG-Kommission dürften 
in Europa durch die Umsetzung 
der biotechnischen Erkenntnisse 
rund zwei Millionen neue Jobs 
entstehen. 


Deutschland 


Phantasie ist 
am Arbeits- 
platz gefragt 


Kultur und Medien: Nach Be- 
rechnungen des ifo Instituts bie- 
tet dieser Sektor heute bereits 
320000 Arbeitsplätze - rund 
70000 mehr als 1988. Voraussicht- 
liche Tendenz: steigend. 
Pflegedienste: Durch die allmäh- 
liche Vergreisung der Bevölke- 
rung entwickeln sich Altenbe- 
treuung und -pflege zu einem 
beschäftigungsstarken Dienstlei- 
stungszweig. 


Weitere Jobs im 
Dienstleistungssektor 


Beratung: Nach der Devise des 
Lean Managements lagern im- 
mer mehr Industrieunternehmen 
und klassische Dienstleistungsbe- 
triebe viele Funktionen aus — die 
beratenden Berufe profitieren 
davon. Auch diese Tendenz 
dürfte sich in Zukunft behaup- 
ten. 


Nach einer Vorausschätzung der 
Prognos AG werden die moder- 
nen Dienstleistungen hierzu- 
lande bis zum Jahr 2010 insge- 
samt 800000 zusätzliche Jobs bie- 
ten. 


Die überschlägige Addition zeigt 
jedoch: Die Zahl der nachwach- 
senden Arbeitsplätze reicht aus 
heutiger Sicht mit großer Wahr- 
scheinlichkeit nicht aus, um das 
Beschäftigungsproblem zu lösen. 
Benötigt wird daher eine intakte 
Industriestruktur diesseits der 
Spitzentechnologien - und ein 
breites Angebot an klassischen 
Dienstleistungen. Diese Sekto- 
ren bilden heute wichtige, aber 
gefährdete Zentren der Beschäf- 
tigung. 


Einen guten Teil der notwendi- 
gen Stabilisierung können diese 
Branchen aus eigener Kraft be- 
wältigen. Denn die gegenwärtig 
wirksamen Stressoren des Ar- 
beitsmarktes dürfen nicht ohne 
Wenn und Aber fortgeschrieben 
werden.  Hoffnungsschimmer 
bieten: 

Beschäftigungswellen: Für die 
Theorie des jobless growth gibt es 
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bisher keinen schlagkräftigen Be- 
weis. Nachgewiesen ist dagegen, 
daß die Beschäftigungsschwellen 
in engem Verbund mit den Lohn- 
stückkosten variieren. Bei stabi- 
len Lohnstückkosten reichen be- 
reits geringe Wachstumsraten, 
um die Beschäftigung zu stimulie- 
ren. 


Schlankheitskur: Das Lean Ma- 
nagement stärkt die Position im 
internationalen Kostenwettbe- 
werb. Es schafft auf mittlere 
Sicht zusätzliche Beschäftigungs- 
Möglichkeiten in den Branchen 
mit anspruchsvollen Technolo- 
gien. 


Die nächsten zwei Jahre 
sind eine Durststrecke 


Vernetzung: Auch die neuen Her- 
ausforderungen durch die Nied- 
rigkosten-Regionen in Osteu- 
ropa bergen Chancen für den Ar- 
beitsmarkt. Durch eine sinnvolle 
Vernetzung des teuren Standorts 
D mit diesen kostengünstigen 
Standorten wird die deutsche 
Wettbewerbsposition merklich 
gekräftigt. 


Infrastruktur: Die Rationalisie- 
rung des Öffentlichen Dienstes 
ermöglicht eine bessere Dotie- 
rung der Investitionshaushalte 
von Bund, Ländern und Gemein- 
den. Folge: Engpässe in der In- 
frastruktur werden geöffnet, er- 
gänzende private Investitionen 
stimuliert. 


Mittelstand Mitteldeutschland: 
Ein gewisses Gegengewicht zu 
den  Beschäftigungsverlusten 
durch den Umbau in Mittel- 
deutschland bilden die Zuge- 
winne im Handwerk und in den 
freien Berufen. Mit einer vollen 
Kompensation ist jedoch nicht zu 
rechnen. 


Doch auch die Summe aller po- 
tentiellen Entlastungsfaktoren 
kann über eines nicht hinwegtäu- 
schen: In den nächsten zwei bis 
drei Jahren muß der deutsche Ar- 
beitsmarkt wohl eine entbeh- 
rungsreiche Durststrecke durch- 
laufen. O 


Deutschland 


Die Strategie 


er 


Spannungen 


John Springfield 


Der nächtliche Brandanschlag auf ein Gebäude in Solingen am 29. 
Mai dieses Jahres, wobei zwei türkische Frauen und drei Mädchen 
ums Leben kamen, und die darauffolgenden wilden Tumulte kenn- 
zeichnen eine Phase in der Destabilisierung Deutschlands - letzt- 
endlich zugunsten der Feinde innerhalb und außerhalb des Landes. 


Wie bei dem tödlichen Brandan- 
schlag in Mölln, sollen die Urhe- 
ber des Vorfalls in Solingen in 
dem militanten Milieu am rech- 
ten Flügel des politischen Unter- 
grunds in Deutschland zu finden 
sein. Dies sagen Experten, die 
niemals müde werden, zu be- 
haupten, der Extremismus des 
rechten Flügels überlappe sich 
mit dem »Skin-Milieu« und sei 
von daher gesehen viel unorgani- 
sierter als sein Gegenstück am 
linken Flügel und schwerer einzu- 
dämmen. Diese amtliche Lesart 
verstärkt noch die politische Ver- 
wirrung und liefert ein Schlüssel- 
element der »Strategie der Span- 
nung«, die bereits funktioniert 
hat, um Italien zu destabilisieren. 


Lähmung durch die 
Regierung 


»Man braucht nur zwei Liter 
Benzin und die ganze deutsche 
Politik ist gelähmt«, sagt ein alt- 
gedienter Analyst in Deutsch- 
land und nahm damit zum Nicht- 
vorhandensein irgendwelcher po- 
litischer Initiativen seitens der 
Kohl-Regierung, um mit dem 
Problem fertigzuwerden, Stel- 
lung. Die Tatsache, daß Politiker 
und die Elite sich offenbar gegen 
die Notwendigkeit entschieden 
haben, auf die gefährliche strate- 
gische Situation - vor allem der 
Krieg in Bosnien - zu reagieren 
und sich hinter bedeutungslosen 
Erklärungen wie »Schock« und 
»Terror« zu verstecken, doku- 
mentiert, daß die »Strategie der 
Spannung« gegen Deutschland 
bislang recht gut funktioniert 
hat. 


Bundeskanzler Kohl und sein 


Kabinett ignorieren immer 
stärker den Wählerwillen und 
die Volksmeinung; sie schüren 
damit die Staatsverdrossen- 
heit. 


Die im Untergrund agierenden 
politischen Gruppen, die die De- 
stabilisierung nähren, besonders 
die militantesten Strömungen un- 
ter ihnen, sind nicht organisiert. 
Es gibt immer mehr dokumen- 
tierte Beweise für eine nationale 
Infrastruktur sowie bedeutende 
internationale Verbindungen, 
einschließlich des amerikani- 
schen Ku Klux Klan. 


Klansleute waren beim Aufbau 
von Machtstrukturen in terrori- 
stischen Kreisen des rechten Flü- 
gels in Deutschland, die mehr 
von einer »ableitenden« Art sind, 
anders als die direkte Macht, die 
das Markenzeichen des Terroris- 
mus des linken Flügels war, recht 
erfolgreich. 


»Links« und »rechts« sind zwei 
Seiten der gleichen Münze, wie 
in Solingen in den Tagen nach 
dem Brandanschlag bewiesen 
wurde. Zunächst arbeiteten 
linksgerichtete Türken und Deut- 
sche zusammen, um Straßen und 
Autobahnen im Bereich von $o- 
lingen zu blockieren und mach- 
ten die angeblich »vom Staat un- 
terstützte« Fremdenfeindlichkeit 
für den Zwischenfall verantwort- 
lich. 


Zwei Seiten 
der gleichen Münze 


Die Massenaktion linker Türken 
rief rechte Türken auf den Plan, 
die eine Chance witterten, die 
momentane Gesetzlosigkeit aus- 
zunutzen, um mit der radikalen 
Linken »alte Rechnungen zu be- 
gleichen«. Das Eintreffen türki- 
scher Gruppen, wie die berüch- 
tigten Grauen Wölfe, wurde von 
den Linken als willkommene Ge- 
legenheit begrüßt, mit ihren Ri- 
valen abzurechnen. Das Ein- 
schreiten der Polizei und Sonder- 
verbände zur Aufstandsbekämp- 
fung wurde von Krawall machen- 
den Deutschen und Türken glei- 
chermaßen als Hindernis erach- 
tet. Sie gingen gemeinsam gegen 
Polizei und Feuerwehr vor. Zwei 
Nächte lang nach der Brandstif- 
tung konnten Polizei und Sonder- 
einheiten Ruhe und Ordnung im- 
mer noch nicht wiederherstellen. 
Sogar der nordrhein-westfälische 
Minister für Innere Sicherheit, 
Herbert Schnoor, ein ultra-libera- 
ler Sozialdemokrat, der gewöhn- 
lich »die Gesellschaft« für Ge- 
walttätigkeiten verantwortlich 
macht, fühlte sich verpflichtet, 
die Beschuldigung zu erheben, 
die Aufstände in Solingen seien 
von »Provokateuren« inszeniert 
worden. Aber wenn dort Provo- 
kateure waren, für wen arbeite- 
ten sie? Eine Schlüsselrolle 
wurde zum Beispiel von den 
linksstehenden türkischen Terro- 
risten von Devrimci Sol (DevSol) 
und der kommunistischen TKP- 
ML gespielt. 

Im Juli 1991 hatte die 4000 Mit- 
glieder starke DevSol die Alarm- 


glocken ausgelöst, als sie andere 
Organisationen des linken Flü- 
gels dazu aufrief, gemeinsam die 
»deutsch-türkischen Beziehun- 
gen« anzugreifen und bei der 
Gründung gemeinsamer »auto- 
nomer Selbstverteidigungsstruk- 
turen« des Untergrunds mitzuar- 
beiten. 


Dieerste _ 
gemeinsame Übung 


Noch am 24. Mai 1993, fünf Tage 
vor der Tragödie in Solingen, 
durchsuchte die Polizei in mehre- 
ren Städten um Solingen herum 
Einrichtungen der DevSol und 
stellte fest, daß die Gruppe über 
eine gut ausgebaute Untergrund- 
Struktur verfügt. 

Was die TKP-ML betrifft, so ist 
deren Parole »Tod dem deut- 
schen Imperialismus«. Vorgeb- 
lich war die gewalttätige Allianz 
zwischen linken Türken und 


Deutschen bei den Unruhen in 
Solingen die erste gemeinsame 
Übung von der Art, zu der Dev- 
Sol 1991 aufgerufen hatte. Ihre 
gemeinsame Zielscheibe ist das 


»Vierte Reich«, das das verei- 
nigte Deutschland angeblich dar- 
stellt. Dies widerhallt von inter- 
nationaler deutschfeindlicher 
Propaganda und deutet darauf 
hin, daß die Drahtzieher der Pro- 
vokateure unter den Feinden des 
vereinigten Deutschlands im We- 
sten und Osten zu suchen sind. 


Geopolitische 
Ziele entlarvt 


Ironischerweise war es keine 
deutsche Zeitung, sondern die 
Zeitschrift der türkischen Islami- 
zisten, »Zaman«, die am 1. Juni 
1993 schrieb, die Vorfälle in So- 
lingen könnten benutzt worden 
sein, um die Annäherung zwi- 
schen der Türkei und Deutsch- 
land, die sich aus Bundeskanzler 
Helmut Kohls kürzlichen Ge- 
sprächen mit dem türkischen Prä- 
sidenten Suleyman Demirel, spe- 
ziell im Hinblick auf eine gemein- 
same Strategie, die die beiden 
Führungspersönlichkeiten gegen- 
über den islamischen Staaten 
Zentralasiens ins Auge gefaßt 
hatten, ergab, zu zerstören. 


Die schrecklichen Morde von Solingen liefern den Parteien billige 
Polemik und Feindbilder, die der Tagespolitik nutzen sollen. 


»Zaman« schrieb, daß die lebens- 
wichtigen strategischen und poli- 
tischen Interessen — amerikani- 
sche, französische, britische und 
israelische - in Zentralasien und 
im Nahen Osten von der Verein- 
barung zwischen Demirel und 
Kohl getroffen waren, und daß 
daher die Urheber des Brandan- 
schlags in Solingen und der dar- 
auffolgenden Unruhen unter den 
Geopolitikern zu suchen seien. 


Die Geheimdienste 
und die Falle 


Es ist bekannt, schrieb »Zaman«, 
daß viele ausländische Geheim- 
dienste in Deutschlands Unter- 
grund operieren, und einer die- 
ser ausländischen Agenten 
könnte neonazistische Jugendli- 
che dazu veranlaßt haben, in So- 
lingen Feuer zu legen. 


In einem anderen »Zaman«-Arti- 
kel vom 8. Juni 1993 wird das glei- 
che Argument vorgetragen, und 
sogar »Sabah«, gewöhnlich nicht 
gerade deutschfreundlich in ih- 
ren Berichten, warnte am 9. Juni 
1993 in Deutschland lebende Tür- 
ken, keine Gegengewalt gegen 
deutsche Skinheads zu üben und 
deutete darauf hin, daß irgendje- 
mand diese Brandanschläge zur 
Aufstellung einer Falle benutzt 
habe, um die deutsch-türkischen 
Beziehungen zu zerstören. 


Der türkische Ministerpräsident 
Erdal Inonü rief am 31. Mai 1993 
die türkischen Protestierenden in 
Deutschland dazu auf, von Ge- 
walttätigkeiten Abstand zu neh- 
men. »Der Zweck dieser Hand- 
lung des Brandanschlags besteht 
darin, zwischen den türkischen 
und deutschen Gemeinden eine 
Irennung herbeizuführen und 
Türken dazu zu zwingen, letztere 
zu verlassen«, sagte er im türki- 
schen Rundfunk und Fernsehen 
(TRT). »Wir müssen uns sorgfäl- 
tig, mit Verantwortungsgefühl, 
verhalten. Wir müssen diese 
harte Pflicht erfüllen, indem wir 
Reaktionen zeigen, die unseren 
Kummer innerhalb zivilisierter 
Grenzen zum Ausdruck bringt, 
und weiterhin nach den notwen- 
digen Maßnahmen fragen.« DI 
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Deutsche Mark 


EWS-Turbu- 
lenzen als 


Fanal 
ECU 


Alfred König 


gegen 


Die jüngsten Turbulenzen im Europäischen Währungssystem (EWS) 
haben gezeigt, wie wahnwitzig eine europäische Währungsunion mit 
einer einheitlichen Währung, dem ECU, wäre. Aus Bonn und vor al- 
lem auch aus Paris kommen allerdings Gerüchte, wonach gerade die 
chaotischen Vorfälle der letzten Juli-Woche ein Argument für den 


ECU wären. 


Für Finanzminister Theo Waigel 
waren die Verantwortlichen für 
das Chaos schnell ausgemacht: 
Die bösen Spekulanten und hier 
allen voran der amerikanische 
Multimilliardär George Soros 
waren daran schuld. 


Dieses ist natürlich ausgemach- 
ter Unsinn. Wahr ist zwar, daß die 
jüngsten Geschehnisse durch die 
vielen Billionen herumvagabun- 
dierenden Dollar ausgelöst wur- 
den, Ursache - und nur hierauf 
kommt es an — war aber die abso- 
lut katastrophale Wirtschafts- 
und Finanzpolitik nahezu aller 
europäischen Regierungen, der 
deutschen eingeschlossen. 


Besonders kritisiert werden muß 
dabei die Politik der Südeuro- 
päer und der Franzosen -obwohl 
letztere in den vergangenen Mo- 
naten - zu spät - den richtigen 
Weg einschlugen -. Es wurde 
Geld, Geld und nochmals Geld 
im wahrsten Sinne des Wortes aus 
dem Fenster geschmissen, ohne 
daß gleichzeitig die Konjunktur- 
entwicklung und vor allem auch 
die Produktivität dem wider- 
sprach. So drückte dies dann zu- 
sammen mit einem viel zu hohen 
Haushaltsdefizit auf die Wäh- 
rung. 


Die Franzosen erhielten vor eini- 
gen Monaten, wahrscheinlich 
nach der ersten EWS-Krise, aber 
anscheinend ihren wirtschaftli- 
chen Sachverstand wieder. Bis- 
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lang hielten sie sich nämlich an 
das von der Deutschen Bundes- 
bank vertretene Credo, daß hohe 
Zinsen selbst bei einer schwa- 
chen Konjunktur die Währung 
stabil halten. 


Dies ist - natürlich - ein ganz gro- 
Ber Selbstbetrug! Man kann zwar 
mit einer konsequenten 
Hochzinspolitik die Währung vor- 
übergehend stabil halten - nur 
geht es danach noch viel steiler 
abwärts. 


Die Stabilität und damit der Wert 
einer Währung wird nämlich 
nicht von den Zinsen alleine, son- 
dern langfristig von der Konjunk- 
turentwicklung bestimmt. Die 
Dänen hatten in der Vergangen- 
heit traditionell sehr hohe Zinsen 
und versuchten damit, ausländi- 
sches Kapital heranzulocken, die 
Wirtschaft war aber sehr schwach 
mit der Folge, daß die dänische 
Krone in den vergangenen Jah- 
ren zu den schwächsten Währun- 
gen Europas gehörte. 


Als die D-Mark 
abgewertet wurde 


Wichtig und richtig ist vielmehr, 
die hohen Zinsen in einer Rezes- 
sion, sobald die Inflation wenig- 
stens auf einem nicht mehr stei- 
genden Stand stabilisiert wurde, 
langsam, aber stetig herabzufüh- 
ren.  Geldmengenentwicklung 
und Inflation sind in einem derar- 


tigen Stadium, wie es die Bundes- 
republik schon vor einigen Mona- 
ten erreicht hat, nur von sekun- 
därer Bedeutung. Zwar muß man 
aufpassen, daß diese nicht durch 
eine zu schnelle Zinssenkung 
überborden - das ist es aber auch 
schon. 


In einer sehr interessanten Studie 
hat jetzt endlich auch das Institut 
der deutschen Wirtschaft das be- 
stätigt, was an dieser Stelle schon 
vor vielen Monaten gesagt 
wurde, daß nämlich Zinssenkun- 
gen zur Ankurbelung der Wirt- 
schaft unbedingt vonnöten sind. 


Sinkende Zinsen, verbunden mit 
einer Abwertung der Mark haben 
nämlich nach Analyse des Kölner 
Wirtschaftsforschungsinstituts 
die deutsche Konkunktur zu Be- 
ginn der achtziger Jahre aus ihrer 
damaligen tiefen Rezession her- 
ausgeführt. Damals sei es zu ei- 
ner Abwertung der Mark um 
rund 13 Prozent gekommen. Da- 
von habe aber in sehr starkem 
Maße die Exportwirtschaft profi- 
tiert, die sich dann als Konjunk- 
turlokomotive erwiesen hatte. 
Die positiven Effekte hatten 
dann die negativen, wie höhere 
Import- und Rohstoffpreise und 
damit Gefahr für die Preise, 
mehr als ausgeglichen. 


Das absolut Unverständliche ist 
nämlich, daß selbst vermeintli- 
che Wirtschaftskapazitäten in ei- 
ner Rezession den insgesamt sehr 
geringen Inflationsschub, der auf 
maximal 0,1 bis 0,2 Prozent anzu- 
setzen und damit absolut zu ver- 
nachlässigen ist, als gleichwertig 
oder sogar höher einschätzen als 
die zahlreichen positiven 
Aspekte. 


Die Folgen der 
Hochzinspolitik 


Ziehen die Ausfuhren nämlich 
an, dann profitiert hiervon nicht 
nur die Exportindustrie, sondern 
folgt dem der berühmte Ratten- 
schwanz. Durch die Ausweitung 
der Produktion bekommen die 
Zulieferer neue Aufträge, diese 
sowie das ausführende Unterneh- 
men brauchen Rohstoffe, in der 
Regel werden dann auch die In- 
vestitionen wieder ausgeweitet, 
insgesamt werden zusätzliche Ar- 
beitsplätze geschaffen - oder im 
schlimmsten Fall zumindest gesi- 
chert -, der private Verbrauch 
zieht an, das Verbraucherver- 
trauen steigt und damit auch die 


Kredite, die Steuereinnahmen 
des Staates steigen usw. 


Wie dann jemand behaupten 
kann, daß eine sich geringfügig 
erhöhende Inflation schwerer 
wiegt als die vielen oben skizzier- 
ten positiven Aspekte, wird für 
immer dessen Geheimnis blei- 
ben. 


Umso unverständlicher ist das 
Festhalten der Deutschen Bun- 
desbank an ihrer Hochzinspoli- 
tik. Das Institut der deutschen 
Wirtschaft rechnete nämlich aus, 
daß entgegen dem wirtschaftli- 
chen Zwang die deutsche Wäh- 
rung in den vergangenen Jahren 
nämlich immer stärker wurde. 
Und durch die Turbulenzen im 
EWS wurde die Mark sogar noch 
fester. 


Die restriktive Geldpolitik der 
Notenbanker hatte lediglich ei- 
nen Vorteil: Sie hat die Politiker 
zum Sparen gezwungen. Festzu- 
halten bleibt aber, daß die Bun- 
desbank dies zu einem zu teuren 
Preis eingekauft hat. 


Durch eine konsequente Politik 
niedrigerer Zinsen wäre es näm- 
lich wahrscheinlich zu schaffen 
gewesen, eine Rezession zu ver- 
meiden und die Wirtschaft, wenn 
auch auf einem nur abgeschwäch- 
ten Wachstumskurs zu halten. 


Und auch der Hinweis auf ein zu 
hohes Geldmengenwachstum 
zieht nicht. So wird dieses prak- 
tisch nur noch in der Bundesrepu- 
blik als besonders wichtig erach- 
tet. Die anderen Staaten sind we- 
gen der Unzulänglichkeiten der 
Geldmenge, so sind zum Beispiel 
auch Stützungskäufe hierin ent- 
halten, die das Bild verzerren 
oder sind die sich aus der Vereini- 
gung ergebenden Sonderfakto- 
ren nicht miteingerechnet, schon 
längst dazu übergegangen, diese 
nur noch als untergeordnet anzu- 
sehen. 


Fragt man, warum macht die 
Bundesbank dies denn dann, so 
fällt einem hierauf keine andere 
Antwort ein, als daß hier abge- 
halfterten Politikern anschei- 
nend schnell noch ein gut dotier- 
ter Posten untergeschoben 
wurde. Denn von Sachverstand 
kann schon lange keine Rede 
sein. 


Wie also dargestellt, sind entge- 
gen der Ansicht Waigels die Poli- 
tiker und auch die Notenbanker 


daran schuld, daß es zu einem 
wirklich erschrecklichen Un- 
gleichgewicht der einzelnen Staa- 
ten Europas kam. 


Die Folgen waren unausweich- 
lich. Die künstlich und zum Teil 
willkürlich aufgestellten Schwan- 
kungsbreiten und Richtkurse 
konnten beim besten Willen und 
allen Versuchen zum Trotz nicht 
mehr aufrechterhalten werden. 
Wenn man es so will, entspricht 
dies in etwa den Bürgerkriegen 
im ehemaligen Jugoslawien und 
in der früheren Sowjetunion, wo 
künstlich zusammengeschweißte 
Staaten jetzt auseinanderstre- 
ben. 


Die von Waigel so gescholtene 
Spekulation brachte das Karten- 
haus lediglich zum Einstürzen, 
und zwar deswegen, weil die 
mehr oder weniger subventio- 
nierten Kurse gemessen an den 
wirtschaftlichen Realitäten ein- 
fach nicht mehr zu halten waren. 
Es ist ähnlich wie ein Tischtuch, 
auf dem die vielen Dinge liegen, 
an dem aber an beiden Seiten 
stark gezogen wird. Reißt dieses 
Tischtuch dann einmal, dann sind 
nicht diejenigen schuld, die ver- 
suchen, durch vielleicht auch 
Überreaktionen die auf ihm lie- 
genden Dinge vor dem Sturz ins 
Bodenlose zu retten, durch die 
Wegnahme dieser Sachen dann 
aber den Druck noch erhöhen, 
was letztendlich zum Reißen 
führt. Schuld sind diejenigen, die 
aus irgendwelchen Gründen wie 
die Verrückten an dem Tischtuch 
zerren. 


So war es auch beim EWS. Man 
braucht sich nur einige Monate 
zurück zu erinnern. Damals war 
die erste Zerreißprobe des EWS 
von einer überraschenden Zinser- 
höhung der Bundesbank ausge- 
gangen. Damals war die Bundes- 
bank gezwungen gewesen, nur 
wenige Wochen später ihre Ent- 
scheidung zu revidieren und die 
Zinsen wieder zu senken. Dies er- 
folgte aber immer nur halbher- 


zig. 


könne dann nie mehr in geord- 
nete Bahnen gelenkt werden, 
etc. 


Und wie sieht es wirklich aus? 
Die Inflation stabilisiert sich 
knapp über vier Prozent, was an- 
gesichts der riesigen Kosten der 
(Teil-) Wiedervereinigung ein 
durchaus akzeptabler Wert ist. 
Angesichts der insgesamt mode- 
raten Tarifabschlüsse in diesem 
Jahr ist bis spätestens Frühjahr 
des nächsten Jahres mit einem 
Rückgang bis etwa drei Prozent 
zu rechnen. Und auch die Geld- 
menge M 3, für die ein Zielkorri- 
dor zwischen 4,5 und 6,5 Prozent 
vorgegeben ist, liegt nur unwe- 
sentlich darüber und würde bei 
weniger Stützungskäufen und bei 
einem noch schnelleren Abbau 
der Zinsen und damit verbunde- 
ner Umschichtungen aus Festgel- 
dern in langfristige Anlagen - die 
nicht inM 3 enthalten sind -, so- 
gar im Zielkorridor liegen. 


Nichts, aber auch wirklich rein 
nichts ist von den vielen angekün- 
digten negativen Entwicklungen 
eingetreten. Ja, die Mark ist so- 
gar stabiler als vor den Zinssen- 
kungen - mit Ausnahme des Dol- 
lar —. 


Die Konsequenz darauf müßte 
nun eigentlich lauten, daß der 
derzeit bei 6,75 Prozent liegende 
Diskontsatz so schnell wie mög- 
lich deutlich gesenkt wird. Bis 
zum Jahresende muß dieser Leit- 
zins bis auf mindestens fünf Pro- 
zent gesenkt werden. Und auch 
der Lombardsatz muß von der- 
zeit 7,75 Prozent auf mindestens 
sieben Prozent herabgeführt wer- 
den. 


Richtig ist zwar, daß die langfri- 
stigen Kredite, die für Investitio- 
nen benötigt werden, heute 
schon so niedrig sind, wie seit vie- 
len, vielen Jahre nicht mehr. Die 
kurz- und mittelfristigen Zinsen 
sind aber nach wie vor zu hoch. 
Und gerade diese werden oftmals 
von kleinen und mittelständi- 
schen Betrieben benötigt. 


Die Inflation 
stabilisierte sich 


Kein Verständnis 
für den Mittelstand 


Und was mußte man sich damals 
von den »Experten« der Bundes- 
bank, allen voran Chefvolkswirt 
Ottmar Issing, alles anhören? 
Die Inflation würde im Falle »vor- 
eiliger« Zinslockerungen davon- 
galoppieren, die Geldmenge 


Ein aus vier Personen bestehen- 
der Handwerksbetrieb, der mit 
einem gut sortierten Maschinen- 
park ausgerüstet ist, braucht nur 
in den seltensten Fällen einen 
Kredit mit einer Laufzeit von 
zehn Jahren oder mehr. Er benö- 


tigt vielmehr kurzfristige Über- 
ziehungskredite, um zum Bei- 
spiel für einen neuen Auftrag be- 
nötigtes Material vorzufinanzie- 
ren oder größere Reparaturen 
durchzuführen. Diese kurzfristi- 
gen Zinsen sind aber nach wie 
vor viel zu hoch. 


Gerade diese vielen kleinen Pro- 
blemfälle, die zwar betragsmäßig 
nicht unbedingt sehr hoch sind, 
sich aber in tausenden Fällen zu 
einer beträchtlichen Summe ad- 
dieren, sind es, die sich in der 
Konsequenz schlimmer auf die 
Gesamtkonjunktur auswirken als 
vielleicht ein Konkurs eines Kon- 
zerns. Denn immer noch wird 
vergessen, daß etwa 80 Prozent 
aller Arbeitnehmer im Mittel- 
stand beschäftigt sind und der 
Mittelstand der wahre Wachs- 
tumsmotor ist. 


Konsequenz all dessen kann nur 
sein, daß die Bundesbank sich 
ungeachtet des EWS, das prak- 
tisch tot ist, sich endlich zu einer 
Politik der niedrigen Zinsen ent- 
schließt. Je schneller dies ge- 
schieht, desto stabiler wird auch 
die Mark bleiben. Denn für die 
langfristige Stabilität einer Wäh- 
rung sind die Zinsen absolut un- 
wichtig. Springt die Wirtschaft 
nämlich wieder an und entwik- 
kelt sich die Lage zu einer Hoch- 
konjunktur, dann stärkt dies au- 
tomatisch auch die Währung. 
Ganz egal, ob der Zins dann bei 
zwei Prozent oder bei neun Pro- 
zent liegt. 


Eine Währung kann nämlich 
letztendlich nur so stabil sein, wie 
die Konjunktur, die hinter ihr 
steht. Hohe Zinsen stellen näm- 
lich in Wirklichkeit nichts ande- 
res als eine Subvention dar, und 
zwar eine Subvention, die die 
Währung zu diesem Zeitpunkt in 
eine Abhängigkeit treibt. 


Wird die Wirtschaft dann aber zu 
schwach und muß die Notenbank 
daraufhin die Zinsen »knall auf 
Fall« senken, flieht das Geld in 
ein anderes Land, da den niedri- 
gen Zinsen dann kein adäquates 
Gegenstück, sprich eine stabile 
Konjunktur, gegenübersteht. 


Werden die Zinsen aber zu einem 
frühen Zeitpunkt gesenkt, zu ei- 
nem Zeitpunkt, wo die Konjunk- 
tur abdroht, in eine Rezession zu 
gleiten, sich aber noch immer in 
einer, wenn auch nur schwachen, 
Wachstumsphase befindet, dann 
bleibt das Vertrauen in die Wäh- 


rung auch erhalten, da sich eine 
stabile Wirtschaftslage in so ei- 
nem Fall viel eher wieder ver- 
wirklichen läßt. 

Diese Mißpolitik der Bundes- 
bank hat dann auch zum Chaos 
im EWS geführt. Mit der Quasi- 
Freigabe der Schwankungsbrei- 
ten, anders ist die Erhöhung von 
2,25 auf 15 Prozent nicht zu wer- 
ten, ist das EWS nämlich tot. 
Schwankungsbreiten von einem 
Leitkurs von 15 Prozent in beide 
Seiten, bedeutet also nichts ande- 
res als eine effektive Schwan- 
kungsbreite von 30 Prozent! 


Damit ist es aber für Deutsch- 
land, so paradox es klingen mag, 
zu einer guten Entwicklung ge- 
kommen. Die geringen Schwan- 
kungsbreiten wurden nämlich zu 
Lasten der Mark erkauft. Mit der 
Freigabe der Schwankungsbrei- 
ten gelten jetzt aber wieder die 
Gesetze des Angebots und der 
Nachfrage. Und die Nachfrage 
nach einer Währung wird umso 
höher sein, je besser sich die Wirt- 
schaft dieses Landes darstellt. 


Dies bedeutet aber eine starke 
Mark und erhöht damit gleichzei- 
tig den Zinssenkungsspielraum. 
Denn jetzt wird die Mark auch 
bei kurzfristig stark sinkenden 
Zinsen stärker bleiben als vorher. 
Viele »Experten« sagen aber, ge- 
rade die Turbulenzen im EWS 
zeigten, wie wichtig eine einheit- 
liche Währung sei. Dies ist natür- 
lich hahnebüchener Unsinn. 


Die Konsequenz eines 
schwachen ECU 


Denn es gibt nach wie vor etwa 
den amerikanischen Dollar und 
den japanischen Yen. Zwar wird 
in den Dollarraum viel weniger 
exportiert als etwa in die EG- 
Länder, dafür hat der Dollar aber 
über andere Faktoren, zum Bei- 
spiel über den Ölpreis oder den 
Handel mit Entwicklungslän- 
dern, die oft auf Dollarbasis ab- 
gerechnet werden, wichtigen Ein- 
fluß auf die Wirtschaftsentwick- 
lung. 


Ein schwacher ECU, und dieser 
wäre die Konsequenz der Un- 
gleichgewichte der verschiede- 
nen Volkswirtschaften, würde 
aber nicht nur die betreffenden 
Länder, sondern alle dem ECU 
angeschlossenen Länder, also 
auch die gut wirtschaftenden, 
treffen. Und dieses kann nicht 
der Sinn sein. 
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Bonn 


Die Risiken 
der Umwelt- 


politik 


Die strengen Umweltstandards am Industriestandort Deutschland 
sichern dem Bürger hohe Umweltqualität bei wachsendem Wohl- 
stand. Wenn aber die Lasten des Umweltschutzes zu groß werden, 
kann der ökologische Standortvorteil für die Bürger in einen ökono- 
mischen Standortnachteil für die Wirtschaft umschlagen. In Zeiten 
konjunktureller Schwäche und schneller Strukturveränderungen 
muß besonders genau auf die Okonomieverträglichkeit des Umwelt- 


schutzes geachtet werden. 


Die Bundesrepublik hat in 
puncto Umweltqualität große 
Fortschritte gemacht und zu- 
gleich die These vom Wider- 
spruch zwischen Okonomie und 
Ökologie widerlegt: Der deut- 
schen Volkswirtschaft ist es ge- 
lungen, Wachstum und Umwelt- 
belastung zu entkoppeln. Bei- 
spiel Luft: 


Regelungs-Dickicht im 
Umweltschutzabkommen 


Seit 1970 ist das reale Bruttoin- 
landsprodukt um 60 Prozent ge- 
stiegen. Gleichzeitig wurden die 
Schwefeldioxid-Emissionen um 
75 Prozent verringert. Bei den 
Stickoxide-Emissionen wird in- 
zwischen ein Wert wie Mitte der 
siebziger Jahre erreicht. 


Über die politischen Grundbe- 
dingungen dieser positiven Ent- 
wicklung streiten sich allerdings 
die Gelehrten. So hängt die Oko- 
nomieverträglichkeit der Um- 
weltpolitik nach Auffassung ei- 
nes vom Bundesumweltministe- 
rium jetzt veröffentlichten RWI/ 
DIW-Gutachtens von vier Krite- 
rien ab: 


Der unternehmerische Hand- 
lungsspielraum sollte möglichst 
wenig eingeschränkt werden. 
Statt weitere Gesetze und Ver- 
ordnungen zu erlassen, müßte 
das Regelungs-Dickicht im Um- 
weltschutz abgebaut werden. 


Den Unternehmen müssen An- 
reize geboten werden, Umwelt- 
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in Milliarden DM 


1980 


Quelle: Statistisches Bundesamt Institut der deutschen Wirtschaft Köln 


Der Aufwand 
für die Umwelt 


1981 1982 1983 1984 1985 


Umweltpolitik muß kalkulierbar 
sein. Umweltpolitik folgt zu häu- 
fig populistischen Strömungen. 
Sie sollte daher in ein langfristi- 
ges Konzept eingebunden und 
nicht Spielball tagespolitischer 
Entscheidungen sein. 


Die aktuelle Umweltpolitik. er- 
füllt diese Bedingungen der Oko- 
nomieverträglichkeit nur unzu- 
reichend. Dieses Faktum wird 
von den RWIY/DIW-Gutachtern 
allerdings nicht beleuchtet. In 
vier zentralen Punkten ist das 
Gutachten angreifbar. 


Erste These: Das Gutachten be- 
hauptet, Umweltschutz bringt 
unter dem Strich ökonomische 
Vorteile. 


Dieses Argument stützt sich auf 
die häufig zitierte Holm-Müller- 
Studie, wonach die Bevölkerung 


1986 1987 1988 1989 1990 


schutzinvestitionen auch außer- 
halb des eigenen Betriebes vorzu- 
nehmen. Das bedeutet: Klima- 
schutz sollte nicht unbedingt in- 
nerhalb der eigenen Landesgren- 
zen geleistet werden. Statt des- 
sen sollte den Unternehmen, die 
bereits über günstige Emissions- 
werte verfügen, ermöglicht wer- 
den, ihren Pflichten dort nachzu- 
kommen, wo Umweltschutz-In- 
vestitionen den größten ökologi- 
schen Effekt bringen. 


Noch immer dominiert 
das Prinzip Bestrafung 


Umweltschutz muß sich lohnen. 
Dazu müßten die finanziellen 
Anreize für den Umweltschutz 
verbessert werden. Heute domi- 
niert das Prinzip Bestrafung. 


in den alten Bundesländern be- 
reit sei, für die weitere Verbesse- 
rung des Umweltschutzes jähr- 
lich zwischen 40 und 70 Milliar- 
den DM auszugeben. Tatsächlich 
übersteigt dieser so definierte 
Nutzen-Betrag die gesamtwirt- 
schaftlichen Ausgaben für Um- 
weltschutz von 38 Milliarden DM 
1990 erheblich. 

Aber: Die gesamtwirtschaftliche 
Kosten-Nutzen-Betrachtung läßt 
die Kostenbelastung des einzel- 
nen Unternehmens, das mit Um- 
weltschutzanforderungen kon- 
frontiert wird, außer acht. So 
sind die einzelbetrieblichen Um- 
weltschutz-Belastungen während 
der achtziger Jahre sprunghaft 
gestiegen. 


Beim Aufwand für die Umwelt 
haben Industrie und Staat längst 


gleichgezogen: Im Jahr 1990 gab 
allein das Produzierende Ge- 
werbe in Westdeutschland knapp 
18,5 Milliarden DM für Umwelt- 
schutz aus, die staatlichen Um- 
welt-Aufwendungen lagen bei 
19,6 Milliarden DM. 


Seit 1989 hat der Staat seinen 
Aufwand für die Umwelt ver- 
stärkt. Dieser optische Effekt ist 
vor allem dem investiven staatli- 
chen Engagement in den neuen 
Bundesländern zuzuschreiben. 


Die Kosten des 
Umweltschutzes 


Zugleich haben auch die Oko- 
Ausgaben der Industrie mit 18,5 
Milliarden einen neuen Höchst- 
stand erreicht. Allerdings sind in 
diesem Betrag die Ausgaben der 
Industrie für den vorsorglichen 
oder integrierten Umweltschutz 
nicht berücksichtigt. Dieser Auf- 
wand geht statistisch zum größ- 
ten Teil unter. 


Zweite These: Das Gutachten be- 
hauptet, die Belastung der Indu- 
strie durch Umweltschutz-Ko- 
sten ist gering. 


Tatsächlich machen die Gesamt- 
aufwendungen der Industrie für 
den Umweltschutz nach Berech- 
nungen der RWV/DIW-Gutachter 
im Jahr 1989 nur 0,7 Prozent des 
Produktionswerts des Produzie- 
renden Gewerbes aus. Dieser 
Durchschnittswert berücksich- 
tigt jedoch nicht, daß der über- 
wiegende Teil der Umweltschutz- 
kosten sich auf nur ein Viertel der 
Branchen konzentriert. Realisti- 
scher sind folgende Zahlen: 


Im Produzierenden Gewerbe lag 
der Anteil der Umweltschutzin- 
vestitionen an den Gesamtinve- 
stitionen 1990 bei 5,9 Prozent, in 
einzelnen Branchen sogar bei bis 
zu 17 Prozent. 


In der Chemie beliefen sich die 
Oko-Kosten auf 3,2 Prozent des 
Gesamtumsatzes. Allein die Ho- 
echst AG investierte 1992 rund 
230 Millionen DM in den Um- 
weltschutz. Die Kosten des lau- 
fenden Betriebs der Hoechst- 
Umweltschutzanlagen summier- 
ten sich auf 1,1 Milliarden DM. 


Der Anteil der Umweltschutzko- 
sten an den reinen Fertigungsko- 
sten der Hoechst AG erreichte 
1991 rund 21,5 Prozent (1980: 10 
Prozent). 


Dritte These: Strenger Umwelt- 
schutz beeinträchtigt nicht die in- 
ternationale Wettbewerbsfähig- 
keit der Industrie, sondern er- 
schließt ausländische Märkte für 
Umwelttechniken. 


Tatsache ist: Zwar haben die Her- 
steller umwelttechnischer Pro- 
dukte gute Wettbewerbschancen, 
die Produzenten umweltintensi- 
ver Güter stehen jedoch unter 
Preis-Wettbewerbsdruck. 


Umwelttechnische Produkte: 
Nach Angaben des Niedersächsi- 
schen Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung ist Deutschland mit 22 
Milliarden Dollar oder 20 Pro- 
zent am Welthandel mit poten- 
tiellen Umweltschutzgütern be- 
teiligt (1991) - das ist eine Spit- 
zenposition. 


Die schleichende Erosion 
des Standorts 
Deutschland 


Umweltintensive Produktion: 
Bei den wichtigsten umweltinten- 
siv produzierten Gütern ist die 
Bundesrepublik Deutschland mit 
einem Anteil von 11,9 Prozent am 
Welthandel die führende Export- 
nation. Der Ausfuhrwert lag zu- 
letzt bei 45,6 Milliarden Dollar. 


Allerdings zollen die deutschen 
Produzenten umweltintensiver 
Güter dieser Führungsposition 
hohen Tribut - verursacht durch 
eine enorme umweltrechtliche 
Kostenbelastung: Der unterneh- 
merische Anteil an den Gesamt- 
ausgaben für Umweltschutz ist in 
der Bundesrepublik erheblich 
schneller gestiegen als in den 
konkurrierenden Ländern. 


In der Bundesrepublik tragen In- 
dustrie und Handel 63 Prozent al- 
ler Umweltschutzausgaben. In 
den USA liegt der unternehmeri- 
sche Anteil an allen Umwelt- 
schutzausgaben bei 59 Prozent, 
in Japan bei 12 Prozent. 


Hohe Umweltkosten und strenge 
Umweltauflagen haben zu Pro- 
duktionsstillegungen und damit 
zur schleichenden Erosion des 
Standorts Deutschlands geführt. 
Die bekanntesten Fälle: 


Die Hoechst AG hat eine Reihe 
von Produktionsanlagen für 
Beta-Naphthol, Resorcin und 
Natriumsulfat geschlossen, weil 
der Weltmarkt billigere Produkte 
aus Anlagen anbietet, die in Um- 


weltschutz und Sicherheit nicht 
dem hohen Standard in Deutsch- 
land entsprechen. 


Die Bayer AG gibt 1993 als Folge 
der steigenden Umweltschutzko- 
sten die traditionsreiche Produk- 
tionslinie Anthrachinon-Chemie 
auf. 


Wie viele Investitionsentschei- 
dungen wegen der vergleichs- 
weise harten Umweltschutzaufla- 
gen von vornherein gegen den 
deutschen Standort fallen, ist un- 
bekannt. 


Vierte These: Hohe Regelungs- 
dichte im Umweltschutz schafft 
Rechtssicherheit. 


Der unternehmerische 
Handlungsspielraum wird 
eingeengt 


Die RWIVDIW-Gutachter mei- 
nen, eine auf klare Regelungen 
bezogene Investitionsgenehmi- 
gung schließe Rechtsunsicher- 
heit wie zum Beispiel Behörden- 
willkür weitgehend aus. Die 
praktische Bedeutung eines sol- 
chen Zusammenhangs ist eher 
gering. Entscheidender ist, daß 
eine hohe Regelungsdichte die 
Investitionsbereitschaft der Un- 
ternehmen tendenziell lähmt. 
Beispiel Genehmigungsverfah- 
ren für Investitionen: 

Im Bereich der Chemischen In- 
dustrie dauert eine Genehmi- 
gung nach dem Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz 12 bis 18 Mo- 
nate. 


Zum Vergleich: In den meisten 
europäischen Industrieländern 
kann bereits vier bis sechs Mo- 
nate nach der Antragstellung mit 
der Errichtung einer Anlage be- 
gonnen werden. 


Bei größeren Vorhaben sind die 
Nachteile am deutschen Standort 
noch deutlicher. Die Bundesre- 
gierung hat daraus jetzt erste 
Konsequenzen gezogen: Seit kur- 
zem ist ein Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetz 
in Kraft, das hier Abhilfe schaf- 
fen soll. 

Insgesamt hat die hohe Rege- 
lungsdichte im deutschen Um- 
weltschutz den unternehmeri- 
schen Handlungsspielraum am 
Standort Deutschland zuneh- 
mend eingeengt. Das Gebot der 
Okonomieverträglichkeit um- 
weltpolitischer Maßnahmen 
wurde kumulativ verletzt. Oo 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath ® Mensch oder Ratte ® 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution « Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt «e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 


Dr. Böttiger Verlags-GmbH 
Postfach 1611 


Deutschland 


Beim Ge- 
nehmigungs- 
verfahren 


werden 


Bremsen 
gelockert 


Genehmigungsverfahren dauern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land meist viel zu lange. Das beklagen auch potentielle ausländische 
Investoren. Bürokratisch gebremste Investitions-Lust hindert aber 
die Unternehmen, schnell auf den Strukturwandel zu reagieren. Das 


soll jetzt endlich anders werden. 


Hoffnungen richten sich auf das 
am 1. Mai 1993 in Kraft getretene 
Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz. Es beruht 
einmal auf Arbeiten von Gre- 
mien und auf politischen Vorga- 
ben, die zum Ziel haben, die 
Lage auf dem Wohnungsmarkt zu 
entschärfen. Dabei sollten An- 
weisungen und Bereitstellungen 
von Wohnbauland erleichtert 
werden. 


Zum anderen war eine Arbeits- 
gruppe beauftragt worden, Vor- 
schläge auszuarbeiten, wie die In- 
vestitionen vor allem in den 
neuen Ländern schneller auflou- 
ren gebracht werden können. 


Mit dem neuen Gesetz werden 
gleich acht Gesetze und zwei Ver- 
ordnungen geändert, darunter 
auch das Bundes-Immissions- 
schutzgesetz in der Neufassung 
von 1990. 


Die Reaktion der Politik auf be- 
hördliche Investitionsbremsen 
war längst überfällig. 


In der Chemischen Industrie ver- 
gehen zwischen der Antragstel- 
lung bei der Behörde und der Ge- 
nehmigung selbst bei einfachen 
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Vorhaben durchschnittlich 12 bis 
18 Monate. 


Dabei ist die Vorlaufzeit im Un- 
ternehmen für die Zusammen- 
stellung der erforderlichen Un- 
terlagen noch nicht einmal be- 
rücksichtigt. 


Besonders prekär: Die Genehmi- 
gungsverfahren dauern im 
Durchschnitt immer länger. Das 
belegen Statistiken über die Ge- 
nehmigungsverfahren nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz 

in Nordrhein-Westfalen. 


Bei seit 1980 wachsender Zahl 
von abgeschlossenen Verfahren 
ist der Anteil der Anträge, die in- 
nerhalb von sechs Monaten bear- 
beitet werden, deutlich zurückge- 
gangen — umgekehrt stieg die 
Zahl jener Anträge, die länger als 
ein Jahr auf die Genehmigung 
warten mußten. 


Die Gründe für die lange Verfah- 
rensdauer von Anträgen: 


Quantitative Zunahme und qua- 
litative Verschärfung der gesetzli- 
chen Vorschriften, die im Geneh- 
migungsverfahren zu berücksich- 
tigen sind. Die Betriebe müssen 


immer mehr und immer kompli- 
ziertere Unterlagen vorlegen. 
Damit erhöht sich auch der Prü- 
fungsaufwand. 


Das führt zu großen verwaltungs- 
internen, organisatorischen und 
personellen Problemen bei den 
Genehmigungsbehörden. 


Das Investitionserleichterungs- 
und Wohnbaulandgesetz will 
durch verschiedene Neuerungen 
die Verfahren beschleunigen. 


Regelfristen: Die Genehmi- 
gungsverfahren nach dem Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz wer- 
den befristet. 


Jetzt soll über den Antrag im 
förmlichen Verfahren innerhalb 
von sieben Monaten nach Ein- 
gang der Unterlagen entschieden 
werden. Im vereinfachten Ver- 
fahren beträgt die Frist sogar nur 
drei Monate. 


Allerdings kann die Behörde un- 
ter bestimmten Bedingungen die 
Frist um jeweils drei Monate ver- 
längern, zum Beispiel wenn dies 
aufgrund der schwierigen Prüfun- 
gen erforderlich wird. Kommt es 
zu einer Verlängerung, soll das 
gegenüber dem Antragsteller be- 
gründet werden. 


Die Einführung von Regelfristen 
findet ein geteiltes Echo. 


Kritiker weisen darauf hin, daß 
die Behörden so zusätzlich damit 
beschäftigt würden, Begründun- 
gen für nicht eingehaltene Fri- 
sten zu schreiben, den Verwal- 
tungsaufwand also noch erhö- 
hen. Zudem wird eine Über- 
schreitung der Regelfristen nicht 
mit Sanktionen bedacht. 


Befürworter führen an, daß von 
Regelfristen eine normative Wir- 
kung ausgehen kann. Den Behör- 
den werde signalisiert, welche 
Genehmigungszeiten der Gesetz- 
geber grundsätzlich für angemes- 
sen hält. Bei häufigen UÜber- 
schreitungen könnte sich die Not- 
wendigkeit einer besseren Perso- 
nalausstattung in den Verwaltun- 
gen ergeben. 


Auch den anderen Behörden, die 
von der Genehmigungsbehörde 
zu einer Stellungnahme aufgefor- 
dert werden, ist eine Regelfrist 
vorgegeben. Sie beträgt künftig 
einen Monat. Wird innerhalb die- 
ser Frist keine Stellungnahme ab- 
gegeben, kann die Genehmi- 


gungsbehörde davon ausgehen, 
daß sich die beteiligte Behörde 
nicht äußern will. 


Bauartzulassung: Die Bundesre- 
gierung kann per Rechtsverord- 
nung jene Anlagen bestimmen, 
deren Errichtung keine individu- 
elle Zulassung mehr erfordert. 
Das ist dann der Fall, wenn es um 
Errichtung und Betrieb einer An- 
lage geht, deren Bauart allge- 
mein zugelassen worden ist. 


Die Entrümpelung der Verord- 
nung kann jedoch nur dort ver- 
fahrensbeschleunigend wirken, 
wo standardisierte Anlagen ein- 
gesetzt werden. Wo Unterneh- 
men überwiegend auf Einzelan- 
fertigung der Anlagen angewie- 
sen sind, beispielsweise in der 
Chemie, haben Bauartzulassun- 
gen aber eine geringe Wirkung. 


Vereinfachte Verfahren: Das 
neue Recht erweitert über eine 
geänderte Verordnung zum Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz den 
Katalog jener Anlagen, deren 
Genehmigung künftig nach dem 
einfachen Verfahren erteilt wird. 
Außerdem wurde für einige An- 
lagen der Zwang zur Genehmi- 
gung ganz abgeschafft. Beispiel: 
automatische Autowaschanla- 
gen. 


Vereinfachung bei wesentlichen 
Anderungen von Anlagen: In sol- 
chen Fällen kann beim Genehmi- 
gungsverfahren auf eine Beteili- 
gung der Öffentlichkeit verzich- 
tet werden — sofern der Antrag- 
steller das verlangt und sofern 
keine nachteiligen Wirkungen 
auf die Schutzgüter des Gesetzes 
zu erwarten sind. 


Beschneidung der Planfeststel- 
lungsverfahren: Die Zulassung 
von Abfallentsorgungsanlagen 
wird jetzt im weniger aufwendi- 
gen Verfahren nach dem Bundes- 
Immissionsschutzgesetz _gere- 
gelt. 


Nur die Errichtung und der Be- 
trieb von Deponien sowie deren 
wesentliche Anderungen sind 
noch an das Planfeststellungsver- 
fahren gebunden. 


Insgesamt hat das Gesetz ver- 
schiedene Anregungen aus Wirt- 
schaft, Wissenschaft und Politik 
zur Beschleunigung von Geneh- 
migungsverfahren aufgegriffen - 
aber nicht alles aufgearbeitet, 
was an guten Ideen am Markt exi- 
stiert. 1 


Deutschland 


Industrie- 
Konjunktur ist 


ein Kosten- 
problem 


Die westdeutsche Industrie hat nach dem Absturz im Winterhalbjahr 
wieder festeren Boden unter den Füßen. Die Produktion befindet 
sich im Frühsommer 1993 allerdings nur auf dem Stand von Anfang 
1989. Zu den Voraussetzungen für eine allmähliche Erholung der 
Konjunktur zählt die Trend-Umkehr bei den Lohnstückkosten. 


Die Lohnstückkosten, das Ver- 
hältnis von Arbeitskosten zur 
Produktivität, stehen unter dop- 
peltem Druck: 


Die Arbeitskosten sind seit An- 
fang 1989 um rund 30 Prozent ge- 
stiegen. 


Die Produktivität hat in der glei- 
chen Zeit aber gerade zehn Pro- 
zent gutgemacht. Im Winterhalb- 
jahr 1992/93 kam es vorüberge- 
hend sogar zu sinkenden Produk- 
tivitätsziffern: Die Industriebe- 
triebe haben das Arbeitsvolumen 
nur zögerlich an die sinkende 
Produktion angepaßt. Folge: 


Im ersten Quartal 1993 lagen die 
Lohnstückkosten um 18 Prozent 
höher als im ersten Quartal 1989. 


Im internationalen Vergleich hat 
sich die Preis-Wettbewerbsfähig- 
keit der westdeutschen Wirt- 
schaft damit entscheidend ver- 
schlechtert. 


Denn zur nationalen Kosten-Ral- 
ley kam noch die Stärke der D- 
Mark hinzu. Auf Dollar-Basis ge- 
rechnet stiegen die Lohnstückko- 
sten zwischen Anfang 1989 und 
Anfang 1993 in Westdeutschland 
um nahezu 40 Prozent, in Japan 
um rund 25 Prozent, in Großbri- 
tannien um 15 Prozent, in den 
USA um drei Prozent. 


Ihre moderatere Lohnstückko- 
sten-Entwicklung verdankt die 
Konkurrenz nur zum kleineren 


Teil den Wechselkursverschie- 
bungen. Stärker ins Gewicht fal- 
len die Unterschiede in der haus- 
gemachten Lohndisziplin. Denn 
abgesehen von Großbritannien 
verliefen die nationalen Lohn- 
stückkosten-Pfade bei den 
Hauptkonkurrenten überall fla- 
cher als hierzulande. In nationa- 
ler Währung gerechnet erhöhten 
sich zwischen Anfang 1989 und 
Anfang 1993 die Lohnstückko- 
sten inden USA um drei Prozent, 
in Japan um 13 Prozent, in 
Deutschland um 18 Prozent. 


Spuren bei den 
deutschen Exporten 


Bei den westdeutschen Exporten 
und Importen hat dieses Kosten- 
gefälle deutliche Spuren hinter- 
lassen. Der Überschuß der west- 
deutschen Handelsbilanz dürfte 
1992 bei rund 30 Milliarden DM 
gelegen haben - und damit 100 
Milliarden DM niedriger als 
1989. 


Die Verschlechterung der deut- 
schen Wettbewerbsposition ge- 
genüber der Mehrzahl der Indu- 
strieländer ist eine Zeitlang von 
den Liefer-Erfolgen in die neuen 
Bundesländer verdeckt worden. 


Die Absatz-Erfolge auf den deut- 
schen Märkten können weder 
vorübergehend noch auf Dauer 
die Verluste auf den Weltmärkten 
ersetzen. Dies um so mehr, als 
die zusätzliche Nachfrage mit 


dem Geld der westdeutschen 
Steuer- und Abgabenzahler fi- 
nanziert ist, aus den alten Bun- 
desländern also Kaufkraft ent- 
zieht. 


Die westdeutschen Exporteure 
haben eine ungünstige Ausgangs- 
position, wenn die Weltkonjunk- 
tur wieder anspringt. Die am 
deutschen Vereinigungs-Boom 
orientierte Lohnpolitik erweist 
sich jetzt als Hypothek. 


Trotz stark gestiegener Lohn- 
stückkosten waren die westdeut- 
schen Unternehmen gezwungen, 
zur Sicherung ihrer Märkte bei 
den Preisen kurzzutreten. Fol- 
gen: geschmälerte Ertrags-Mar- 
gen - und nicht selten Verluste im 
operativen Geschäft. 


Ein eisiges 
Investitionsklima 


Die Unternehmensgewinne in 
der westdeutschen Gesamtwirt- 
schaft dürften von 1990 auf 1993 
um ein Viertel auf knapp 150 Mil- 
liarden zurückgegangen sein. 


Gemessen am Volkseinkommen 
sind die Gewinne von 10,5 auf sie- 
ben Prozent gesunken. Dramati- 
sche Einbußen mußten die Indu- 
strieunternehmen verkraften - in 
diesem Bereich dürfte die Net- 
toumsatzrentabilität in der Nähe 
von Null liegen. 


Schwache Nachfrage und 
schlechte Erträge haben ein eisi- 
ges Investitionsklima entstehen 
lassen. Für 1993 rechnet das ifo 
Institut bei der Nachfrage nach 
Investitionsgütern im verarbei- 
tenden Gewerbe mit einem Mi- 
nus von 14 Prozent. 

Die Industriebetriebe investie- 
ren 1993 in erster Linie in die Ko- 
stensenkung: 40 Prozent der Un- 
ternehmen nannten im ifo-Inve- 
stitionstest die Rationalisierung 
als wichtigstes Investitionsmotiv. 
In den Vorjahren lag diese Quote 
jeweils nur bei rund einem Drit- 
tel. 


Besonders alarmierend: Die 
Mehrzahl der Rationalisierungs- 
Maßnahmen dient der Einspa- 
rung von Lohn- und Gehaltsko- 
sten. Die Industrie wird auf diese 
Weise versuchen, ihr verlorenes 
Terrain im Kosten-Wettbewerb 
zurückzugewinnen. 


Nur noch ein Drittel der neuen 
Investitionsvorhaben dient der 


Erweiterung von Kapazitäten. In 
den Jahren 1989 bis 1991 waren es 
noch etwa 50 Prozent. 

Das bedeutet: Die Zahl der indu- 
striellen Arbeitsplätze dürfte sich 
weiter merklich verringern. 


Hinzu kommt: Westdeutsche Un- 
ternehmen entscheiden sich im- 
mer häufiger für einen ausländi- 
schen Produktionsstandort - 
wenn sie denn ihre Kapazitäten 
erweitern. Die Direktinvestitio- 
nen deutscher Unternehmer im 
Ausland waren 1986/91 sechsmal 
höher als die ausländischen Di- 
rektinvestitionen hierzulande. 
Die Tarifpartner stehen in diesem 
Umfeld vor einem großen Aufga- 
benkatalog zur Beschäftigungssi- 
cherung. 


Moderate Lohnpolitik: Die zwi- 
schen Lohnentwicklung und Pro- 
duktivität entstandene Lücke 
muß möglichst schnell aus der 
Welt geschaffen werden. Dies ist 
allein durch die Beschleunigung 
des Produktivitäts-Trends nicht 
zu erreichen. Deshalb sollten die 
Löhne vorübergehend nicht so 
schnell steigen wie die Produkti- 
vität. 


Längere Betriebszeiten: Be- 
triebszeiten und Arbeitszeiten 
müssen weiter entkoppelt wer- 
den. Denn ungenutzte Gerätcka- 
pazitäten treiben die Kapital- 
kosten unnötig in die Höhe. Im- 
merhin muß für einen neuen Ar- 
beitsplatz im Durchschnitt be- 
reits 225000 DM investiert wer- 
den - mit steigender Tendenz. 


Forderungen nach 
längeren Maschinenlauf- 
zeiten 


Die Forderung nach längeren 
Maschinenlaufzeiten steht dabei 
keineswegs im Widerspruch zur 
gegenwärtig schwachen Kapazi- 
tätsauslastung in der Industrie. 
Denn durch Absenkung der Ka- 
pitalkosten wird die Wett- 
bewerbsposition gefestigt. Hö- 
here Exporte bringen eine hö- 
here Produktion - und schaffen 
eine bessere Auslastung des Ma- 
schinenparks. 


Erhaltung der Wochenarbeitszei- 
ten: Die in Stufenplänen verein- 
barte Verkürzung der Wochenar- 
beitszeiten sollte noch einmal 
überdacht werden. Schon heute 
haben westdeutsche Industricar- 
beiter weltweit die mit Abstand 
kürzeste Jahresarbeitszeit. 
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Unternehmen 


Das Hoch- 
schulstudium 


ist keine 
Eintrittskarte 


Für immer mehr junge Menschen gilt das Studium als Eintrittskarte 
in ein Berufsleben mit hohem Einkommen, hohem Prestige sowie 
geringen Risiken auf dem Arbeitsmarkt. Doch die Unternehmen 
wählen gezielt aus. Folge: Eine Karriere mit Hochschuldiplom wird 
für viele Absolventen schwieriger. Ergebnisse einer Unternehmens- 
befragung über Beschäftigungs-Chancen von Akademikern. 


Der kräftige Beschäftigungsauf- 
bau in den achtziger Jahren um 
rund drei Millionen auf 29 Millio- 
nen Erwerbstätige hat sich auch 
auf den Arbeitsmarkt für Akade- 
miker in Westdeutschland positiv 
ausgewirkt. Im Jahr 1991 verfüg- 
ten 3,1 Millionen Erwerbstätige 
über einen Hochschul- oder 
Fachhochschulabschluß — Mitte 
der siebziger Jahre gab es erst 1,8 
Millionen berufstätige Akademi- 
ker. 


Für Akademiker wird 
der Arbeitsmarkt enger 


Die Domänen der Akademiker 
liegen in den privaten Dienstlei- 
stungssektoren und beim Staat: 


Bei den freien Berufen verfügen 
21,7. Prozent aller Erwerbstätigen 
über eine Hochschulausbildung, 
bei den privaten Organisationen 
18,6 Prozent und im Öffentlichen 
Dienst sind es 16 Prozent. Insge- 
samt arbeiten in diesen Sparten 
über 1,9 Millionen Akademiker. 
Allerdings mehren sich heute die 
Zeichen, daß der Arbeitsmarkt 
für Akademiker enger wird: 


Rund 117000 Erwerbstätige mit 
einem Hochschulabschluß waren 
1992 bei den westdeutschen Ar- 
beitsämtern arbeitslos gemeldet 
- mithin 7000 oder sechs Prozent 
mehr als im Jahr zuvor. 


Angesichts leerer Kassen wird 
der Offentliche Dienst als klassi- 
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sches Feld der. Akademikerbe- 
schäftigung künftig Hochschul- 
absolventen nur noch in begrenz- 
ter Zahl einstellen. 


Nach Prognosen der Kultusmini- 
sterkonferenz werden bis zum 
Jahr 2000 jährlich über 200000 
Absolventen die Hochschulen 
verlassen. Danach soll es bis zum 
Jahr 2010 jährlich bis zu 260000 
akademische Jobstarter geben. 

Die unternehmerische Wirtschaft 
war zwar in den Akademisie- 


rungsprozeß eingebunden. Doch 
blieb ihr Akademikeranteil insge- 
samt relativ gering. 


In der Industrie lag die Akademi- 
kerquote im Jahr 1991 bei 6,2 
Prozent, im Baugewerbe bei 5,2 
Prozent und im Handel bei vier 
Prozent. Unter dem Strich waren 
das 827000 akademische Mitar- 
beiter. 


Um künftige Trends zu erfor- 
schen, hat das Institut der deut- 
schen Wirtschaft Köln eine Um- 
frage bei 1300 westdeutschen Un- 
ternehmen durchgeführt, davon 
schrieben 258 zurück. Ziel war, 
Umfang und Profil des künftigen 
Akademikerbedarfs in der priva- 
ten Wirtschaft herauszufinden. 


Akademikerbedarf der Wirt- 


schaft: Die Unternehmen haben 
klare Vorstellungen davon, wel- 
che Akademiker sie benötigen. 
Den großen Einstellungskuchen 


teilen sich die Absolventen aus 
drei Fachgebieten: 


Drei Fünftel der neu eingestell- 
ten Akademiker verfügen über 
eine ingenieurswissenschaftliche 
Qualifikation, ein weiteres Fünf- 
tel hat Wirtschaftswissenschaften 
studiert. Im verbleibenden Fünf- 
tel dominieren Informatiker und 
Chemiker. 


Akademiker mit einem sprach- 
und _kulturwissenschaftlichen 


Studium haben dagegen nur mi- 
nimale Chancen: Unter 100 neu- 
eingestellten Hochschulabsol- 
venten befanden sich lediglich 17 
Geisteswissenschaftler. Derzeit 
ist aber gut jeder fünfte Student 
in einem sprach- und kulturwis- 
senschaftlichen Studienfach ein- 
geschrieben. 


Bemerkenswert: Absolventen 
der Fachhochschulen sind deut- 
lich häufiger gefragt als Absol- 
venten der Universitäten: Rund 
14 Prozent der an der IW-Um- 
frage beteiligten Betriebe wollen 
in den nächsten Jahren mehr 
Fachhochschüler einstellen - 
aber nur sieben Prozent mehr 
Uni-Absolventen. 


Akademiker-Positionen: Die 
meisten Akademiker in der ge- 
werblichen Wirtschaft sind auf 
mittleren, gehobenen und obe- 
ren Führungsebenen tätig. Vor al- 
lem auf den mittleren Betriebs- 


Die Personalchefs der Unter- 
nehmen kritisieren die praxis- 
ferne Ausbildung der Universi- 
täten und die zu hohe Erwar- 
tungshaltung der Akademiker. 


ebenen wird es Veränderungen 
geben: 


Akademiker finden verstärkt 
Jobs als qualifizierte Sachbear- 
beiter und Sachgebietsleiter. Ihr 
Anteil auf der Abteilungsleiter- 


und Managerebene sinkt dage- 
gen tendenziell. 


Das bedeutet: Akademiker be- 
setzen im Bereich der mittleren 
und gehobenen Führungskräfte 
solche Stellen, die bisher von an- 
deren Beschäftigungsgruppen 
eingenommen wurden. 


Kompetenz-Domänen: Am häu- 
figsten besetzen Akademiker 
Führungs- und Stabsstellen. 
Aber auch in Forschung und Ent- 
wicklung, im Finanzwesen und 
Controlling, im Rechtswesen, in 
Verwaltung und Organisation 
sind Akademiker gefragte Mitar- 
beiter. 


Schlechter stehen die Chancen 
bei Marketing und Vertrieb, 
Presse- und Offentlichkeitsar- 
beit, Datenverarbeitung sowie 
im Personal- und Bildungswesen. 


Nur wenige Hochschulabsolven- 
ten sind in Fertigung und Produk- 
tion, Beschaffung und Einkauf, 
Materialwirtschaft und Logistik 
sowie in Beratung, Verkauf, Ser- 
vice und Kundenbetreuung anzu- 
treffen. 


Verdienst-Privilegien: Der Hoch- 
schulabschluß macht sich be- 
zahlt. Rund 70000 DM betrug 
das durchschnittliche Jahresbrut- 
toeinkommen eines 1991 neuein- 
gestellten Akademikers - errech- 
net als Durchschnitt aus Berufs- 
anfängern und bewährten Kräf- 
ten. Getrennte Daten liegen 
nicht vor. 


Die Gehaltsperspektiven von 
Akademikern werden sich in den 
nächsten Jahren allerdings ver- 
schlechtern: Heute werden drei 
von fünf Akademikern außerta- 
riflich bezahlt. Künftig wird nur 
noch gut jeder zweite akade- 
misch vorgebildete Mitarbeiter 
eine außertarifliche Vergütung er- 
zielen. 


Kurze Studiendauer 
wichtiger als 
Examensnoten 


Qualifikationsprofil: Fachqualifi- 
kation ist nicht das einzige, wohl 
aber eines der wichtigsten Krite- 
rien auf der Wunschliste der Stel- 
lenbewerber, also ihre Bereit- 
schaft, auf unterschiedlichen Po- 
sitionen tätig zu werden. Aber 
auch regionale Mobilität, prakti- 
sche Berufserfahrung und ein 
möglichst niedriges Berufsein- 


trittsalter werden bei der Bewer- 
berauswahl gewünscht. Ebenso 
wichtig ist eine kurze Studien- 
dauer — wichtiger als die Ex- 
amensnote oder die besuchte 
Hochschule. Auf einen Nenner 
gebracht: 


Hoch in der Gunst steht der be- 
ruflich flexible und regional mo- 
bile Jungakademiker, der sein 
Examen schnell und mit gutem 
Abschluß gemacht hat. Er sollte 
eine Fremdsprache und den PC 
beherrschen. 


Persönlichkeitsprofil: Bei der 
Akademikerauswahl stehen vor 
allem Merkmale des gruppenbe- 
zogenen Arbeitens wie Problem- 
lösungsfähigkeit, Initiative, Koo- 
perationsfähigkeit, Lernbereit- 
schaft und Teamfähigkeit oben 
an. Besonders wichtig sind auch 
Eigenschaften wie Kreativität, 
Dynamik, Kommunikationsfä- 
higkeit und Durchsetzungsver- 
mögen. 


Einstellungsmotive: Wichtigster 
Auslöser für einen höheren Aka- 
demikerbedarf sind die gestiege- 
nen Anforderungen bei der Ein- 
führung neuer Techniken. Dem 
stimmen 81 Prozent der befrag- 
ten Betriebe zu. Die Internatio- 
nalisierung ist für 76 Prozent der 
Personalchefs ein Motiv zur Ein- 
stellung von Akademikern. 


Dagegen sehen weit weniger Per- 
sonalverantwortliche die Gründe 
für einen steigenden Akademi- 
kerbedarf in höherer Qualitäts- 
verantwortung der Mitarbeiter 
(47 Prozent), in flacheren Hierar- 
chien (40 Prozent) oder in neuen 
Produktionskonzepten (25 Pro- 
zent). 


Einstellungsbedarf: Große Be- 
deutung hat die Akademiker- 
Quote. 


Vier von fünf Unternehmen stel- 
len Akademiker ein, um die Posi- 
tionen von ausscheidenden Aka- 
demikern zu besetzen. Ebenso 
viele Unternehmen sehen Aka- 
demiker künftig auch für Stellen 
vor, die bisher nicht von Hoch- 
schulabsolventen besetzt waren. 


Lediglich sieben Prozent der be- 
fragten Unternehmen planen, 
neue Stellen speziell für Akade- 
miker einzurichten. Zudem wer- 
den Akademiker öfter auch auf 
Positionen eingesetzt, für die 
kein Studium notwendig gewe- 
sen wäre. oO 


Der 
Islam 

wird uns 

iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in vierter 
Auflage erschienen 
(4. Auflage Februar 1990) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3: Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 19,- DM/17 ,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 


Banker- 


Journal 


Die Re-Natio- 
nalisierung 
Europas 


Operation gelungen, Patient tot- 
dieser Eindruck drängt sich dem 
Beobachter der europäischen 
Währungsszene nach den Be- 
schlüssen vom 2. August 1993 
auf. Zwar haben die Finanzmini- 
ster und Notenbankchefs das 
Kunststück fertiggebracht, trotz 
Verzicht auf eine Leitkursände- 
rung das Europäische Währungs- 
system (EWS) vor dem Kollaps 
zu bewahren. Doch wirft die mas- 
siv erweiterte Schwankungs- 
breite für die Wechselkurse auf 
jetzt insgesamt 30 Prozent die 
Frage auf, ob es sich hier über- 
haupt noch um ein »Fest«-Kurs- 
system handelt. 


Die Schuld für das wenig befrie- 
digende Ergebnis den Operateu- 
ren am Brüsseler Verhandlungs- 
tisch zu geben, wäre indes ver- 
fehlt. Sie waren mit einer funda- 
mentalen Systemkrise konfron- 
tiert, aus der es keinen einfachen 
Ausweg geben kann. 


Diesmal ging es ja nicht darum, 
daß einzelne Länder sich den Sta- 
bilitätserfordernissen des Sy- 
stems nicht hätten beugen wol- 
len. In diesem Fall wäre ein Rea- 
lignment zum Ausgleich der In- 
flationsdifferenzen das probate 
Mittel gewesen. Soistesin den 14 
Jahren seit Bestehen des EWS 
immer wieder mit Erfolg prakti- 
ziert worden. 


Diesmal war es anders. Die Ziel- 
scheiben der Spekulation - fran- 
zösischer und belgischer Franc 
sowie die Dänenkrone - sind 
keine inflationsgeplagten Wäh- 
rungen. Im Gegenteil, sie weisen 
seit geraumer Zeit ein höheres 
Maß an Preisstabilität auf als die 
D-Mark. Ironischerweise sind ih- 
nen jetzt gerade die Stabilitätser- 
folge der Vergangenheit zum Ver- 
hängnis geworden. 


Vor allem Frankreich konnte die 
Märkte nicht davon überzeugen, 
langfristig ein Niedrig-Inflations- 
land zu sein. Diesen Vertrauens- 
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Bonus geben sie vielmehr der 
Bundesrepublik - trotz aller ge- 
genwärtigen internen Probleme. 
Sie sehen in ihr auch weiterhin 
das Leitwährungsland mit der auf 
Dauer niedrigsten Inflationsrate 
im EWS. 


Konsequenz: Die Zinsen in 
Frankreich und anderswo konn- 
ten nicht unter das deutsche 
Niveau fallen. Bei gleichzeitig 
deutlich niedrigerer Inflations- 
rate bedeutet dies für sie aber in 
der jetzigen Konjunktursituation 
unerträglich hohe Realzinsen. 
Dies hatten die Märkte erkannt 
und begannen, die betroffenen 
Währungen massiv zu verkaufen. 
Zur Spekulationsabwehr wären 
weitere Zinserhöhungen nötig 
gewesen - ein selbstmörderischer 
Teufelskreis. 


Das Kernproblem aus gesamteu- 
ropäischer Perspektive: Die 
Deutsche Bundesbank macht for- 
mal zwar Geldpolitik für 
Deutschland, faktisch aber für 
den gesamten EWS-Raum. Bei- 
des paßte so lange gut zusam- 
men, als Inflationsbekämpfung 
allenthalben das Problem Num- 
mer eins war. 


Heute dagegen sind die geldpoli- 
tischen Bedürfnisse von Deutsch- 
land und Europa nicht mehr dek- 
kungsgleich. Während hierzu- 
lande einerseits Inflationsrate 
und Geldmenge noch immer Vor- 
sicht bei der monetären Locke- 
rung diktieren und andererseits 
die Realzinsen bereits deutlich 
gesunken sind, lechzen die Part- 
ner im EWS geradezu nach kräfti- 
ger monetärer Expansion. 


Dieser Zielkonflikt läßt sich bei 
freiem grenzüberschreitendem 
Kapitalverkehr, wie er innerhalb 
der Gemeinschaft seit Mitte 1990 
herrscht, im Prinzip nur auf zwei 
Wegen auflösen. 


Schaffung einer europäischen 
Zentralbank: Sie könnte von 
vornherein ohne nationale Be- 
schränkung Geldpolitik für den 
gesamten Kontinent machen. 
Dies war die Vision von Maa- 
stricht. Sie erscheint derzeit aber 
als ökonomisch riskant und poli- 
tisch nicht durchsetzbar. 


Rückkehr zur rein nationalen 
Geldpolitik: In diese Richtung 
läuft die Entwicklung nach dem 
jetzt vereinbarten faktischen 
Floating. Nun kann jedes Land 
wieder Geldpolitik nach eigenem 


Gusto machen und ist nicht mehr 
an den Frankfurter Kurs gebun- 
den. 


Auf diese Weise entstehen aber 
neue Probleme. Mit dem Wech- 
selkurs-Korsett entfällt ein wich- 
tiges politisches Disziplinie- 
rungs-Instrument. 


Damit dürfte in manchen Haupt- 
städten der Gemeinschaft die 
Versuchung zu einer inflations- 
trächtigeren Wirtschaftspolitik 
wieder zunehmen. 


Die europäische Wirtschaft ver- 
liert mit den jetzigen Beschlüssen 
an Kalkulierbarkeit. Die Länder- 
grenzen werden wieder stärker 
zu Währungs- und Wirtschafts- 
grenzen. Das ist das Gegenteil 
von Binnenmarkt. 


In Deutschland hat der Brüsseler 
Beschluß neue Risiken für die 
Konjunktur geschaffen. Schon 
die DM-Aufwertung im vergan- 
genen Jahr hat die Exportwirt- 
schaft schwer getroffen. 


Eine neuerliche DM-Aufwer- 
tungsrunde würde dem langsam 
aufkeimenden Optimismus wie- 
der einen Dämpfer versetzen - 
zumal mit Frankreich der wichtig- 
ste Handelspartner Deutsch- 
lands betroffen ist. 


Ausgemacht ist das allerdings 
noch nicht. Am 2. August 1993 
wurde zunächst nur der Rahmen 
für Kursschwankungen vergrö- 
Bert. Ob und inwieweit der ver- 
größerte Spielraum von den 
Märkten auch tatsächlich genutzt 
wird, werden erst die nächsten 
Wochen zeigen. oO 


Die weiter 
steigenden 
Sozialbeiträge 


Die Kosten für den Faktor Arbeit 
haben sich in Westdeutschland 
seit 1970 vervierfacht. Doch nur 
etwa drei Viertel dieser Steige- 
rungsrate sind bei den Arbeitneh- 
mern tatsächlich netto angekom- 
men. Ursache dafür ist die pro- 
gressive Belastung mit Steuern 
und Sozialabgaben. So bleiben 
heute 31 Prozent der monatli- 
chen Arbeitskosten von 4900 DM 
an den Sozialbeiträgen hängen, 
um die Risiken von Altersarmut, 
Krankheit und Arbeitslosigkeit 


kollektiv abzudecken. Weitere 15 
Prozent wandern auf das Lohn- 
steuer-Konto des Finanzamtes. 
Damit sind die Entlastungsef- 
fekte der dreistufigen Steuerre- 
form 1986/90 wieder zunichte ge- 
macht. 


Schon bald wird das Nettoein- 
kommen auf die Hälfte der Ar- 
beitskosten sinken: Das bewir- 
ken ab 1994 die höheren Sätze 
der Rentenversicherung, die 
neue Pflegeversicherung und ab 
1995 die Solidaritätsabgabe. 
Zum Vergleich: Im Jahr 1970 be- 
liefen sich die Sozialbeiträge und 
Lohnsteuer auf 34 Prozent der 
Arbeitskosten. m 


Die Drachen 
bekommen 
Konkurrenz 


In Südkorea, Taiwan, Singapur 
und Hongkong haben die Ar- 
beitskosten im Verlauf der letzten 
Jahre kräftig angezogen. Die vier 
Kleinen Drachen produzieren in- 
zwischen wesentlich teurer als 
die Reformländer des ehemali- 
gen Ostblocks oder die latein- 
amerikanischen Schwellenländer 
wie beispielsweise Mexiko. 


Die Erfolge der Kleinen Drachen 
auf den Exportmärkten der Welt 
werden in den klassischen Indu- 
strieländern als Bedrohung emp- 
funden. Kein Wunder! Die 
Schwellenländer haben ihren An- 
teil am Weltexport bei Fertigwa- 
ren von 1,5 Prozent im Jahr 1965 
auf neun Prozent im Jahr 1991 ge- 
steigert. 


Die Wirtschaft der Drachen legte 
zwischen 1987 und 1992 um fast 
sieben Prozent im Jahr zu. 


Hauptursachen für die außerge- 
wöhnlichen Wachstumserfolge 
der vier Länder sind nach Auffas- 
sung der OECD die exportorien- 
tierte Industrialisierungsstrate- 
gie und die wachstumsfördern- 
den Impulse von Direktinvesti- 
tionen aus den Industrieländern. 


Andere Faktoren kommen 
hinzu, etwa die all diesen Staaten 
gemeinsame konfuzianische Tra- 
dition, die auf Fleiß, Sparsamkeit 
und Disziplin beruht, anpas- 
sungsfähige Arbeitskräfte mit ho- 
her fachlicher Qualifikation und 
Arbeitsmotivation, überdurch- 


schnittlich hohe Sparquoten, 
günstige  Investitionsbedingun- 
gen, kaum Arbeitskämpfe und 
nicht zuletzt das niedrige Arbeits- 
kostenniveau. Doch dieser Vor- 
teil schwindet: Binnen zwei Jah- 
ren haben sich die Arbeitskosten 
der Kleinen Drachen um mehr 
als ein Drittel erhöht. 


Eine der Ursachen dafür ist die 
chronische Knappheit an Ar- 
beitskräften im fernen Osten. 
obendrein müssen die asiatischen 
Staaten das wachsende Verlan- 
gen ihrer Erwerbstätigen nach 
mehr sozialer Sicherheit berück- 
sichtigen — ähnlich der Entwick- 
lung in den europäischen Indu- 
strieländern vor der Jahrhundert- 
wende. Folge: 


Alle vier Drachen haben kräftige 
Zuwächse bei den Personalzu- 
satzkosten, dem groben Indika- 
tor für die Dichte des sozialen 
Netzes. 


Dieses Netz gewinnt im Sog des 
sozialen Wandels immer mehr an 
Bedeutung. Der Trend zur Klein- 
familie verstärkt sich. Damit lö- 
sen sich Tradition und Ethik der 
Großfamilien mehr und mehr 
auf. Sie gaben Schutz durch Un- 
terstützung von Familienmitglie- 
dern bei Krankheit, Arbeitslosig- 
keit und im Alter. Auf diese 
Weise ist ein wachsender Finan- 
zierungsbedarf des Sozialsystems 
programmiert. Daher geraten die 
Drachen neuerdings gleich von 
drei Seiten unter Druck. 


Konkurrenten aus der Dritten 
Welt: Dazu zählen asiatische 
Drachen-Anrainer wie Indone- 
sien, Malaysia, Thailand und In- 
dien, die mit noch günstigeren 
Arbeitskosten aufwarten. 


Konkurrenten aus den mittel- 
und osteuropäischen Ländern: 
Polen, Ungarn und die Tschechi- 
sche Republik haben noch niedri- 
gere Arbeitskosten. Gleichzeitig 
bieten sie weitere günstige Stand- 
ortfaktoren, gut ausgebildete 
Fachkräfte und geografische 
Nähe zu den europäischen Indu- 
strieländern. 


Mit welchen Wettbewerbern die 
einstigen Niedriglohnländer in- 
zwischen in Fernost zu tun ha- 
ben, macht ein Beispiel vor der 
südeuropäischen Haustür deut- 
lich: Sogar das Arbeitskostenni- 
veau des EG-Niedriglohnlandes 
Portugal wird inzwischen von den 
vier Kleinen Drachen erreicht, 


von Südkorea und Taiwan sogar 
übertroffen. 


Konkurrenten aus den klassi- 
schen Industrieländern: Die einst 
mit Elan betriebene Auslagerung 
bestimmter Fertigungen aus den 
Hochlohn- in die Niedrig- 
lohnländer ist zum Stillstand ge- 
kommen. Grund: 


Hochautomatisierte Fertigungs- 
anlagen entwerten den Arbeits- 
kostenvorteil der Entwicklungs- 
länder. Als Folge wird mancher 
Fertigungsprozeß aus den Dra- 
chen-Standorten wieder in die In- 
dustrieländer zurückverlagert. 


Die Reaktion der gar nicht mehr 
so kleinen Kleinen Drachen 
bleibt nicht aus: Sie forcieren die 
Automatisierung, stoßen in den 
Bereich der Hochtechnologie vor 
und investieren selbst verstärkt 
im Ausland, vor allem in den ost- 
asiatischen Niedriglohnländern. 


Wenn die Drachen an modernen 
Produktionsanlagen ein ähnlich 
hohes Arbeitsergebnis je Stunde 
erzielen wie die führenden Euro- 
päer, werden Arbeitskosten wie- 
der zum Argument. Denn die 
deutsche Arbeitsstunde ist mit 
rund 42 DM immer noch fünfmal 
so teuer wie bei den Kleinen Dra- 
chen. Oo 


Osteuropas 
Lernmodell 
Marktwirtschaft 


Die Reformen vom Plan zum 
Markt in den Ländern Mittel- 
und Osteuropas stellen völlig 
neue Anforderungen an Wirt- 
schaft und Bildungssysteme. 
Deshalb spielt bei diesem Re- 
formprozeß die berufliche Bil- 
dung eine Schlüsselrolle. Lern- 
modell ist die Soziale Marktwirt- 
schaft. Seit Beginn der Reformen 
unterstützen westdeutsche Ver- 
bände und Organisationen den 
Aufbau beruflicher Aus- und Wei- 
terbildung vor Ort. 


Vorrangiges Ziel der Reformer 
ist es, Management und Beleg- 
schaften marktwirtschaftliches 
Know-how rasch und bedarfs- 
orientiert zu vermitteln - Markt- 
wirtschaft beginnt in den Köp- 
fen. Um diesen wichtigsten Leit- 
gedanken der Systemtransforma- 
tion in die Praxis umzusetzen, ge- 


hen die Reformer deshalb diese 
beiden Wege. 


Reform des Bildungswesens: 
Eine tragfähige Umgestaltung 
des Bildungswesens erfordert 
längerfristig wirkende Maßnah- 
men. Deshalb werden in vielen 
Ländern neue Bildungs- und Be- 
rufsbildungsgesetze ausgearbei- 
tet, aber auch Bildungseinrich- 
tungen wie Bildungszentren und 
Bildungswerke sowie Kammeror- 
ganisationen aufgebaut. 


Management-Training: Kurzfri- 
stige  Anpassungsmaßnahmen 
dienen der Qualifizierung von 
Managern, Beamten und Multi- 
plikatoren. Sie werden oft in 
Form von Joint-ventures von 
bundesdeutschen Bildungsträ- 
gern mit Hochschulen und Bil- 
dungseinrichtungen aus den Re- 
formländern durchgeführt. 


Basis dieser Aktivitäten ist unter 
anderem ein 1989 unterzeichne- 
ter deutsch-sowjetischer Vertrag 
über die Fortbildung sowjeti- 
scher Manager und Nachwuchs- 
führungskräfte. Die Federfüh- 
rung für diese Seminare liegt bei 
der Carl Duisberg Gesellschaft. 


Im Jahr 1992 wurden von dieser 
Institution über 2100 Manager 
qualifiziert, davon über 1400 in 
den Reformländern vor Ort. 


Zentrale Koordinierungsstellen 
des deutschen Osteuropa-Enga- 
gements in Sachen Bildung und 
Fortbildung sind das Auswärtige 
Amt und das Bundeswirtschafts- 
ministerium. Das gesamte För- 
derpaket der Osteuropa-Bera- 
tung hatte bisher ein Volumen 
von 410 Millionen DM (Stichtag: 
31. März 1993) mit insgesamt 
1150 Beratungsvorhaben. 


Für das laufende Jahr 1993 weist 
der Bund 596 Vorhaben mit ei- 
nem Etat von 348 Millionen DM 
aus. 


Die Förderschwerpunkte in Bil- 
dung und Fortbildung konzen- 
trieren sich vor allem auf drei Be- 
reiche. 


Wirtschaftsverwaltung: Schwer- 
punkte sind die Aus- und Weiter- 
bildung bei Banken und Versiche- 
rungen. 


Unternehmensbezogene Aus- 
und Weiterbildung von Führungs- 
kräften in Industrie, Dienstlei- 
stung und Landwirtschaft. 


Weiterbildungseinrichtungen: 
Ziel ist eine langfristig angelegte 
Zusammenarbeit mit diesen Ein- 
richtungen, besonders zur Weiter- 
bildung in Unternehmen und 
Wirtschaftsverwaltung. 


Berufsbildung wird als ein Teil 
der Wirtschaftsförderung ver- 
standen. Dort wo das duale Sy- 
stem der Berufsausbildung der 
Bundesrepublik als Modell für 
die Reform der alten Berufsbil- 
dungssysteme dient, müssen den 
Betrieben auch die notwendigen 
wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen geboten werden. 


Kammer- und Verbandspartner- 
schaften sowie Delegiertenbüros 
sollen westliches Bildungswissen 
nach Mittel- und Osteuropa ex- 
portieren. 


Wichtige Reformanstöße geben 
aber auch bilaterale Beziehun- 
gen und außenwirtschaftliche 
Kontakte. 


Weitere Voraussetzungnen sind 
die Einrichtung von Berufsbil- 
dungszentren und Lehrräumen 
mit entsprechendem Personal. 


Mehrheitlich bewerten die betei- 
ligten deutschen Institutionen ihr 
Engagement als positiv. So zieht 
der DIHT-Beirat auf der Basis 
von rund 200 Projekten seine Bi- 
lanz: 


Kurzfristige Seminare können 
eher einen langfristigen Qualifi- 
zierungserfolg bewirken, die 
Kurse sollten von deutscher Seite 
nicht vollständig bezahlt werden, 
der Anteil der ausländischen 
Partner sollte nach und nach stei- 
gen, eine Vielzahl deutscher Trä- 
ger sollte weiterhin mitwirken, 
um eine Konzentration auf ein- 
zelne Organisationen zu vermei- 
den. -] 
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Osteurop 


Westdeutsche 
Produkte ım 
Handel 


bevorzugt 


Im Außenhandel mit den mittel- und osteuropäischen Reformstaa- 
ten ist Deutschland nach wie vor zweigeteilt. Die neuen Bundeslän- 
der, einst feste und gewichtige Größe im wechselseitigen Warenaus- 
tausch der ehemaligen RGW-Staaten, müssen seit 1989 mit einem ge- 
waltigen Minus fertigwerden. Die alten Bundesländer dagegen 
konnten ihre Position seit dem Zusammenbruch des RGW sogar 
noch stärken. Das westdeutsche Plus reicht allerdings nicht aus, um 
die Einbußen Mitteldeutschlands auszugleichen. 


Westdeutschlands Außenhan- 
dels-Lust und Mitteldeutsch- 
lands Außenhandels-Frust wer- 
den in diesen Zahlen offenbar: 


port: -71 Prozent) und der Ex- 
CSFR (Export und Import je- 
weils -79 Prozent). 


Westdeutschlands Lieferungen in 
die sechs mittel- und osteuropäi- 
schen Reform-Länder nahmen 
im Zeitraum 1989 bis 1992 von 
24,4 auf 30,1 Millarden DM zu - 
um 23 Prozent. 


Kräftige Zuwächse 
für westdeutschen 
Warenhandel 


Ex-UdSSR 
Noch stärker erhöhten sich die 
von dort bezogenen Waren, näm- ; 
lich von 19,2 auf 30,4 Milliarden 
DM, mithin um 58 Prozent. 


Ex-CSFR 


Ungarn 


Besonders kräftige Zuwächse ge- Rumänien 
langen Westdeutschland im Wa- 
renhandel mit der Ex-CSFR (Ex- 
port: +173 Prozent, Import: 
+166 Prozent) und Polen (Ex- 
port: +73 Prozent, Import: +108 


Prozent). 


Bulgarien 


insgesamt 


Ex-UdSSR 


Mitteldeutschlands Exporte ver- 


ringerten sich dagegen innerhalb :| Ex-CSFR 
von drei Jahren vonfast29aufge- 

rade noch sieben MilliardenDM, | Ungarn 
die Importe von 26 auf knapp ini 
fünf Milliarden DM. atenmun.sao 
Besonders große Verluste wur- Bulgarien 
den eingefahren im Handel mit B 


der Ex-ÜdSSR (Export:-67Pro-  Lmsgesamt 
zent, Import: -81 Prozent), mit 


Polen (Export: -83 Prozent, Im- 


Gesamtdeutsches Ergebnis im 
Handel mit den osteuropäischen 
Reformstaaten der Jahre 1989 bis 
1992: Die Exporte schrumpften 
um 30 Prozent, die Importe um 
23 Prozent. 


Immerhin sind die wechselseiti- 
gen Handelsbeziehungen zuletzt 


nicht mehr von starken Ungleich- 
gewichten gekennzeichnet: Die 
Bilanz der alten Bundesländer im 
Handel mit Osteuropa schloß 
1992 mit einem Mini-Minus von 
0,3 Milliarden DM. Ein Defizit 
gab es nur im Handel mit der Ex- 
UdSSR; mit allen übrigen Part- 
nern im Osten erzielte West- 
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Die neuen Bundesländer können im Ostgeschäft mit den alten 
nicht mithalten. Es fehlen ihnen erfahrene Manager und Marke- 


ting-Strategien. 
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deutschland einen Handelsüber- 
schuß. 


Die wichtigsten Kunden 
und Lieferanten 


Die neuen Bundesländer haben 
dagegen auch im vergangenen 
Jahr einen Export-Überschuß er- 
zielt — bei deutlich geschrumpf- 
tem Handelsvolumen. Aller- 
dings: Von den riesigen Über- 
schüssen des Jahres 1990 ist nur 
ein kleiner Rest geblieben. 


West- und Mitteldeutschland ha- 
ben aber auch etwas gemeinsam: 
Die Ex-UdSSR, Polen und die 
Ex-CSFR sind jeweils sowohl die 
wichtigsten Kunden als auch die 
wichtigsten Lieferanten. 


Die derzeitige Struktur des west- 
deutschen Handels mit den Re- 
formstaaten erinnert stark an die 
Wirtschaftsbeziehungen ZWi- 
schen Japan und den benachbar- 
ten fernöstlichen Schwellenlän- 
dern in den sechziger und siebzi- 
ger Jahren. Sie wurden bestimmt 
durch die Lieferung von Investi- 
tions-Gütern gegen Rohstoffe 
und Teile sowie durch Lohnver- 
edelung. 


Heute benötigen die mittel- und 
osteuropäischen Staaten — wie 
damals die asiatischen Schwellen- 
länder - vor allem Investitionsgü- 
ter, um ihren immensen Moderni- 
sierungsbedarf zu decken. Hier- 
bei dient die westdeutsche Wirt- 
schaft als wichtige Innovations- 
Quelle: 


Gut 51 Prozent des Exports in die 
Reformstaaten bestehen aus In- 
vestitionsgütern, darunter vor al- 
lem Maschinen, Kraftfahrzeuge 
und elektrotechnische Erzeug- 
nisse. 


Eine andere Form der Arbeitstei- 
lung mit Mittel- und Osteuropa 
ist die Lohnveredelung. Das läßt 
sich an der Warengruppe Texti- 
lien, Bekleidung, Lederwaren 
und Schuhe ablesen. 


Das Manko der mittel- 
deutschen Exporteure 


Diese Warengruppe erzielt beim 
westdeutschen Export in die Re- 
formstaaten einen Anteil von fast 
15 Prozent. Beim Ost-Import 
liegt der Anteil sogar bei 22 Pro- 
zent. Das Veredeiungsprinzip in 
der Praxis: 


Westdeutschland liefert Roh- 
stoffe, Vorprodukte, Design, 
Know-how und gegebenenfalls 
über Joint-ventures auch das er- 
forderliche Kapital. Die Niedrig- 
lohnländer stellen Fertigpro- 
dukte her und reexportieren sie 
nach Westdeutschland. 

Folge: Der Anteil der lohnver- 
edelten Waren im Handel mit Po- 
len, Ungarn und Bulgarien ist 
etwa dreimal so hoch, im Falle 
Rumäniens sogar siebenmal so 
hoch wie der gesamte westdeut- 
sche Anteil an dieser Waren- 
gruppe, der 5,5 Prozent beträgt. 


Ahnlich ist das Bild auf der Im- 
portseite: Beim westdeutschen 
Gesamtimport halten Textilien, 
Bekleidung, Leder und Schuhe 
einen Anteil von 11 Prozent. Je- 
doch: Unter den westdeutschen 
Importen aus Polen und Ungarn 
liegt diese Quote doppelt, bei 
den Einfuhren aus Bulgarien 
dreimal und aus Rumänien vier- 
mal so hoch. 


Ein großes Manko der mittel- 
deutschen Exporteure bei ihrem 
Bemühen, die Ausfuhren nach 
Mittel- und Osteuropa zu halten 
oder gar zu steigern: Sie sind der- 
zeit offenbar nicht in der Lage, 
die von jenen Staaten nachge- 
fragten Produkte anzubieten. 

Im mitteldeutschen Ausfuhr-Sor- 
timent haben Grundstoffe und 
Agrarerzeugnisse ein viel größe- 
res Gewicht als im westdeutschen 
Export-Warenkorb. 


Daß die neuen Bundesländer im 
Ostgeschäft mit den alten nicht 
mithalten können, hat mehrere 
Gründe: 


Die Strukturkrise mindert so- 
wohl den Import-Bedarf als auch 
die Export-Fähigkeit der Unter- 
nehmen in den neuen Bundeslän- 
dern. 


In Mitteldeutschland fehlen im 
Außenhandel erfahrene Mana- 
ger und Marketing-Strategen. 
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William Engdahl 


Mit der Ölwaffe zur Weltmacht - 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als ‚‚Wohlverhalten” gelten und welche „Ordnung” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die „neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 
den Rand eines neuen „Dreißigjährigen Krieges” 
geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 
dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Dr. Böttiger Verlags-GmbH 
Postfach 1611 
65006 Wiesbaden 


Wirtschaft 


Der Druck 
nach unten 


C. Gordon Tether 


Da die erhoffte wirtschaftliche Erholung in den USA noch auf sich 
warten läßt, findet sich die Welt jetzt ohne einen »Motor des Wachs- 
tums«, um die weltweite Rezession zu wenden, wieder. Dies ist ein 
Anzeichen des Erfolgs, den die »Eine-Weltler« bei der Vereinigung 
der Volkswirtschaften des Globus erzielen konnten. 


Es gab eine Zeit, wo es in dem 
Verhalten der Wirtschaften der 
schrittmachenden Länder genug 
Variationen gab, um zu gewähr- 
leisten, daß ein Teil des Planeten 
zu gegebener Zeit ein Wirt- 
schaftswachstum erlebte. 


Vor einer 
neuen Situation 


Die Folge war, daß die Wirt- 
schaftstätigkeit in der Welt als 
Ganzes von einem Jahr zum an- 
deren einigermaßen gut beibe- 
halten wurde. In dieser Situation 
wurden den Länden, die eine 
Wirtschaftsflaute durchliefen, 
darüber hinaus fix und fertige 
günstige Gelegenheiten geboten, 
Erholung und Expansion in 
Gang zu setzen. Sie konnten da- 
mit rechnen, daß das Wachstum 
der Wirtschaftstätigkeit in der 
Außenwelt ihnen für ihre Waren 
und Dienstleistungen eine hö- 
here Nachfrage bescheren 
würde. 


Altere Leser werden sich gut an 
die Zeit erinnern, als die Verei- 
nigten Staaten und Gruppen der 
führenden Länder Europas wech- 
selweise die Funktion des 
»Wachstums-Motors« erfüllen 
konnten. Dies war in erster Linie 
so, weil die Rotation so gut funk- 
tionierte, daß der Weltwirtschaft, 
grob gesagt, in den ersten 30 Jah- 
ren nach dem Zweiten Weltkrieg 
alle ernsthaften Windungen er- 
spart blieb. 


Jetzt haben wir es mit einer ganz 
neuen Situation zu tun. Gegen 
Ende der achtziger Jahre wurden 
eine Anzahl der führenden Län- 
der Opfer einer Rezession - in 
den meisten Fällen weil übermä- 
Bige Expansion in den vorange- 
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gangenen Jahren ihnen Infla- 
tionsprobleme beschert hatte, 
die, wie sie glaubten, nur durch 
schnelles Anziehen der Bremsen 
eingedämmt werden konnten. 


Der Rückschlag übt unvermeid- 
lich auf das Wachstum in aller 
Welt einen Druck nach unten 
aus. Aber der Schaden wurde an- 
fangs durch den ständigen Auf- 
trieb der Wirtschaften zweier der 
bedeutsamsten schrittmachen- 
den Länder - Deutschland und 
Japan - begrenzt. 


Deutschland war 
besonders einflußreich 


Deutschland war in diesem Sinne 
besonders einflußreich wegen 
der Entscheidung seiner Regie- 
rung, mit der Vereinigung mit 
Mitteldeutschland voTanzu- 
schreiten. Es wurde angenom- 
men, daß diese einen Auf- 
schwung in der Nachfrage zur 
Folge haben werde, die nur dann 
voll befriedigt werden könnte, 
wenn man auf breiter Basis auf 
ausländische Lieferanten zurück- 
greifen würde. 


Leider erlitt bald nach Beginn 
der neunziger Jahre der japani- 
sche »Wachstums-Motor« eine 
derart schwere Entgleisung, daß 
es schon bald offensichtlich 
wurde, daß er nicht in der Lage 
sein wird, diese Rolle für eine 
vorausschaubare Zeit wieder zu 
übernehmen. 


Das war schlimm genug. Aber 
Schlimmeres sollte noch kom- 
men. Denn es war nun klar, daß 
die deutsche Wirtschaft eine glei- 
chermaßen unglückliche Wen- 
dung ihrer Geschicke vollzogen 
hatte, hauptsächlich als Folge der 


unerträglichen Belastungen, die 
ihr durch das absurd schnelle 
Tempo, das für das Programm 
der Wiedervereinigung angesetzt 
war, auferlegt wurden. 


Wie dramatisch die Fähigkeiten 
seines »Wachstums-Motors« 
lahmgelegt wurden, kann an der 
Tatsache ermessen werden, daß 
im Augenblick Deutschlands 
Bruttosozialprodukt — der end- 
gültige Index der Wirtschaftstä- 
tigkeit - sich tatsächlich um meh- 
rere Prozente unterhalb des Vor- 
jahresstands beläuft. Darüber 
hinaus, wie es eine offizielle 
Stelle formuliert, weisen »derzei- 
tige Indikatoren bislang keine 
Anzeichen für eine Veränderung 
zum Besseren auf«. 


Wie könnten sie das auch, wenn 
die Nachfrage auf dem Industrie- 
sektor derzeit eine Schrumpfung 
von nicht weniger als 15 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr auf- 
weist? 


Spektakuläre 
Verschlechterung 
der Wirtschaft 


Was die anderen großen europäi- 
schen Länder anbelangt, so muß- 
ten sie sich fast alle eine Zeitlang 
mit Wirtschaftsflauten mehr oder 
weniger akuter Natur herum- 
schlagen. Und die Tatsache, daß 
Deutschland in jüngster Zeit die 
europäische Szene in einer derart 
entscheidenden Weise dominiert, 
bedeutet, daß sich ihre Probleme 
durch die spektakuläre Ver- 
schlechterung der Situation in 
Deutschland ebenfalls verschärft 
haben. 


Gegen Ende des letzten Jahres 
sah es so aus, als ob der Weltwirt- 
schaftslage noch rechtzeitig eine 
dringend benötigte Erholung von 
dieser Serie von Rückschlägen 
zuteil werden würde. Der Hoff- 
nungsstrahl nahm die Form von 
Anzeichen an, daß die überaus 
wichtige amerikanische Wirt- 
schaft bald in der Lage sein 
werde, wieder die Funktion ihres 
»Wachstums-Motors« zu über- 
nehmen. 


Traurigerweise, nachdem sie im 
letzten Quartal von 1992 kurzzei- 
tig auf ermutigende 4,8 Prozent 
gestiegen war, ist die jährliche Ex- 
pansionsquote der USA wieder 
auf einen einzigen Prozentpunkt 
gesunken, und fast alle Experten 
sind sich darin einig, daß keine 


Aussicht darauf besteht, daß sie 
wieder auf bedeutsame Weise in 
die Höhe steigen wird. 


Was dabei herauskommt ist, daß 
die Welt zum ersten Mal in der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
ohne einen »Wachstums-Motor« 
dasteht, der diese Bezeichnung 
verdient. Und dies ist besonders 
betrüblich, da Rezessionen, ob 
auf nationaler oder internationa- 
ler Basis, die Tendenz haben, die 
Merkmale von Teufelskreisen zu 
entwickeln, wenn sie erst einmal 
festen Fuß gefaßt haben. 


Die Dritte soll die 
Erste Welt werden 


Es ist natürlich beklagenswert, 
daß sich die Dinge so entwickelt 
haben. Aber es ist nicht schwierig 
zu erkennen, warum. Denn die 
Tatsache, daß Wirtschaftsflaute 
jetzt fast überall zur Tagesord- 
nung geworden ist, kann als Gip- 
felpunkt des Erfolges gesehen 
werden, den die mächtige Eine- 
Welt-Lobby bei der Vereinigung 
der Wirtsschaftsangelegenheiten 
des Planeten erzielt hat, was ef- 
fektiv so weit geht, daß selbst 
schwergewichtige Länder unter 
dem unwiderstehlichen Druck 
stehen, sich der vorherrschenden 
Art und Weise anzupassen. 


Von daher gesehen ist das, was 
sich ereignet hat, genau das, was 
die Gegner der »Eine-Weltler« 
vorausgesagt haben. Nämlich, 
daß die Länder der Welt auf den 
niedrigsten gemeinsamen Faktor 
hinabgezogen werden. Die 


Dritte Welt soll die Erste Welt 
werden und vice versa, und wir 
werden alle den gleichen niedri- 
gen Lebensstandard erleiden. U 


a 


Europäische Gemeinschaft 


Die norwe- 
gische Politik 
und die EG- 


Frage 


Arne Vinje 


Der Europa-Abgeordnete Professor Emil Schlee war vor einigen Wo- 
chen als Mitglied der Norwegen-Delegation des Europäischen Parla- 
ments in Oslo und Alesund. Die Delegation, die sich vor Ort über 
das gegenwärtige Verhältnis Norwegens zur Europäischen Gemein- 
schaft informieren wollte, sprach in Oslo mit einigen Botschaftern, 
Abgeordneten und dem Parlamentspräsidenten sowie mit Norwe- 
gens Ministerpräsidenten. In Alesund - an der Küste des Atlanti- 
schen Ozeans - sprach Schlee auch mit Fischern und Landwirten die- 
ser Region. Fischer und Landwirte lehnen den Beitritt zur EG ab. 
Der Vorsitzende des EG-Ausschusses des Norwegischen Bauern- 
und Kleinbauernverbandes, der Landwirt Arne Vinje, schrieb seine 
Gedanken zur norwegischen Politik und die EG-Frage nieder. 


Norwegen ist ein sehr spezielles 
Land - oder, wie Hans-Magnus 
Enzensberger es ausdrückt: ein 
Land für Leute mit sehr speziel- 
len Interessen. Das Wissen um 
seine Eigenarten ist ein Schlüssel 
zum Verständnis des Widerstands 
gegen die EG-Mitgliedschaft in 
der norwegischen Bevölkerung. 


Die norwegischen 
Eigentümlichkeiten 


Ein norwegischer Beitritt zu der 
Europäischen Gemeinschaft wird 
wichtige Elemente unserer Poli- 
tik eliminieren und möglicher- 
weise die norwegischen bäuerli- 
chen und ländlichen Gemein- 
schaften, wie sie uns vertraut 
sind, gefährden. 


Unsere Organisation, der nor- 
wegische Bauern- und Kleinbau- 
ernverband, leistet in nationalen 
und internationalen Zusam- 
menschlüssen seinen Beitrag für 
Solidarität, gesicherte Nahrungs- 
mittelversorgung und eine trag- 
bare Entwicklung und ist gegen 
den freien Handel mit Nahrungs- 
mitteln und einen weltweit offe- 
nen Markt. 

Obwohl Norwegen geschichtlich, 
politisch, kulturell und wirt- 


schaftlich eng mit Europa ver- 
bunden ist - wir sind in der Tatein 
europäisches Volk -, gibt es be- 
stimmte Charakteristika, die 
Norwegen zu einem Land ganz 
eigener Prägung machen. 


Geographisch und ökologisch 
gibt es bei uns eine große Vielfalt: 
Eine lange Küste, die Fjorde und 
tiefen Täler im Westen, die Ebe- 
nen und Wälder im Osten und in 
der Mitte, die Gebirgsregionen, 
die einen großen Teil des Landes 
im Süden bis zum Norden prägen 
und die sehr eigentümliche Land- 
schaft Norwegens. Der Golf- 
strom sorgt dafür, daß es klima- 
tisch keine so großen Unter- 
schiede gibt, wie die geographi- 
sche Ausdehnung vermuten las- 
sen könnte. Für die landwirt- 
schaftliche Erzeugung bietet das 
Klima in der Tat von Süden bis 
Norden günstige Bedingungen. 
Natürlich ist die Zeit, in der ein 
Anbau möglich ist, kürzer als im 
südlichen Europa, doch sind für 
die Produktivität die Länge des 
Tages und vor allem die Regen- 
menge im Sommer wichtiger, die 
von den Landwirten mehr als von 
den Touristen geschätzt wird. 


Auf jeden Fall liegt die Ergiebig- 
keit der norwegischen Böden in 


einigen Teilen des Landes über 
dem Durchschnitt in der Gemein- 
schaft, wobei auch eine große 
Erosionsfestigkeit festzustellen 
ist. Unser Problem ist aber die 
Knappheit der landwirtschaftlich 
genutzten Böden: Sie machen 
nur 2,7 Prozent der Gesamtflä- 
che aus, während in der EG über 
die Hälfte der Gesamtfläche 
landwirtschaftlich genutzt wird. 
Auch ist nur in den südöstlichen 
Regionen Weizenanbau möglich. 
Große Teile Norwegens sind 
heute wie früher Weideland. 


Eine einfache und für uns selbst- 
verständliche Schlußfolgerung 
daraus ist, daß Norwegen seine 
begrenzte Fläche an fruchtbaren 
Böden schützen und für die Nah- 
rungsmittelerzeugung nutzen 
muß. Dies sollte einer unserer 
Beiträge für eine gemeinsame 
umweltfreundliche Zukunft sein, 
in der die gesicherte Lebensmit- 
telversorgung zweifellos eine 
wichtige Rolle spielen wird. 


Keine städtische 
Tradition 


Analog zur geographischen gibt 
es eine große demographische 
und kulturelle Vielfalt. Das nor- 
wegische Volk war gezwungen - 
oder ermuntert -, sich an die Ge- 
gebenheiten der unterschiedli- 
chen natürlichen Ressourcen auf 
so vielfältige Weise anzupassen, 
daß man kaum von einer einzigen 
Kultur sprechen kann. Diese kul- 
turelle Vielfalt spiegelt sich in den 
vielen norwegischen Dialekten, 
die es Ausländern, die nur ein we- 
nig das Osloer Idiom kennen, 
schwer machen, mit Menschen 
aus anderen Landesteilen zu 
kommunizieren. 


Unsere Bevölkerung lebt weit 
verstreut, die Gemeinden sind 
klein, und die Zahl der Städte ist 
sehr gering. Wir haben nicht die 
städtischen Traditionen der Mitte 
Europas. Unsere Städte sind neu 
und haben sich, wie Sie wahr- 
scheinlich bemerkt haben, im- 
mer an Lösungen in anderen Län- 
dern orientiert. 


Daher spielen die kleinen örtli- 
chen Gemeinschaften meines 
Erachtens in Norwegen und viel- 
leicht auch in ganz Skandinavien, 
im politischen Leben eine viel 
wichtigere Rolle als im übrigen 
Europa. Unsere Politiker haben 
in gewissem Umfang versucht, 
die demographische Struktur 


während des Modernisierungs- 
und Industrialisierungsprozesses 
im Lande nach dem letzten Welt- 
krieg zu erhalten. Auch unsere 
Organisation ist Teil einer Bewe- 
gung, die sich sehr um die Zu- 
kunft der norwegischen örtlichen 
Gemeinschaften gekümmert hat. 


»Wir sind alle 
Sozialdemokraten« 


Unsere politische Tradition und 
Sozialsysteme unterscheiden sich 
ebenfalls von denen des europäi- 
schen Kontinents. Es läßt sich 
schwerlich behaupten, daß Nor- 
wegen, das 400 Jahre lang vom 
entfernten Kopenhagen aus re- 
giert wurde, eine ungebrochene 
Tradition als unabhängige Nation 
hat. Wichtiger aber ist die Tatsa- 
che, daß diese Fremdherrschaft 
die sozialen und wirtschaftlichen 
Strukturen der norwegischen Ge- 
sellschaft nur sehr wenig beein- 
flußt hat. 


Zu keiner Zeit gab es eine das 
Volk unterdrückende starke Zen- 
tralverwaltung oder mehr als eine 
nur ansatzweise entwickelte Ari- 
stokratie. Die nicht sehr wohlha- 
benden, aber unabhängigen nor- 
wegischen Bauern und Fischer 
konnten aufgrund ihres Eigen- 
tums an Hof und Schiff anders als 
ihre weiter südlich lebenden Be- 
rufskollegen über die Dinge des 
täglichen Lebens selbst entschei- 
den. Kurz gesagt war es bis vor 
kurzem niemandem möglich, 
wirtschaftlich, politisch oder 
kirchlich übermäßige Macht an 
sich zu ziehen. 


Die Wertschätzung von 
Gleichheit und Solidarität 


»Wir sind alle Sozialdemokra- 
ten«, sagte vor einigen Jahren ein 
bekannter norwegischer Politi- 
ker. Dies läßt sich als Ausdruck 
einer Grundströmung der politi- 
schen Kultur in Norwegen deu- 
ten, als Wertschätzung von 
Gleichheit und Solidarität. 


Der Begriff der Nation konstitu- 
iert sich nach norwegischen Vor- 
stellungen aus diesen Elementen 
der Natur, Kultur und Politik. Sie 
verkörpern die Werte, die wir an 
jedem 17. Mai feiern. An diesem 
Tag kann man aber auch feststel- 
len, daß einige versuchen, diese 
Werte mit chauvinistischem Na- 
tionalismus zu verbinden, der 
Geißel Europas in Vergangenheit 
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Europäische 
Gemeinschaft 


Die norwe- 
gische Politik 
und die EG- 
Frage 


und Gegenwart. Nichts kann 
mehr an den Haaren herbeige- 
holt sein! Unser nationaler Feier- 
tag ist ein Tag der Flaggen, der 
Lieder und der Kinder, der spon- 
tanen Umzüge - ohne Paraden 
mit Uniformen und Waffen. Ich 
meine, wenn etwas typisch nor- 
wegisch ist, dann ist es dies, und 
dies möchten wir erhalten wis- 
sen. 


Grundlegende 
Wertvorstellungen sind 
nicht zu vereinbaren 


All dies macht verständlich, daß 
viele Norweger das Beitrittsge- 
such unserer Regierung nicht un- 
terstützen und auch nicht das Er- 
gebnis der Verhandlungen abwar- 
ten sollen. Die grundlegenden 
Wertvorstellungen des Binnen- 
marktes und des Maastrichter 
Vertrags sind mit den obenge- 
nannten Werten nicht vereinbar. 
Dies ist weder Nationalismus 
noch Isolationismus, es ist ledig- 
lich die Einsicht in die Tatsache, 
daß die gewaltigen wirtschaftli- 
chen und politischen Kräfte, die 
Europa im Wettbewerb mit Japan 
und den USA zu neuer Wohlfahrt 
und Stärke führen sollen, auch 
Norwegen verändern dürften, 
sollte es der Gemeinschaft beitre- 
ten. 


In Norwegen war die Politik nach 
dem letzten Weltkrieg durch eine 
politische Zweigleisigkeit ge- 
kennzeichnet. Die verschiede- 
nen Regierungen haben einer- 
seits für die Schaffung export- 
orientierter Industrien landes- 
weit viel Geld investiert, um die 
Einkommen zu erhöhen. Auf der 
anderen Seite wurden große Be- 
reiche der Wirtschaft durch ver- 
schiedene Maßnahmen vor dem 
Wettbewerb geschützt, um politi- 
sche Unabhängigkeit zu fördern, 
und zwar insbesondere in den Be- 
reichen Regionalpolitik, Land- 
wirtschaft und Fischerei. Diese 
Politik kann als bewußter und ak- 
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tiver Versuch aufgefaßt werden, 
dem Einfluß der Marktkräfte ge- 
genzusteuern. 


Aufgabe der Politiker ist es, zwi- 
schen sehr unterschiedlichen und 
zum Teil nicht meßbaren Werten 
kultureller, sozialer, umweltpoli- 
tischer und wirtschaftlicher Art 
zu wählen; an ihnen ist es, die ge- 
eignetsten Maßnahmen zur Wei- 
terentwicklung dieser Werte - ge- 
gebenenfalls auch bestimmte For- 
men des Protektionismus - zu er- 
greifen. 


Diese Freiheit verträgt sich nicht 
mit dem in der EG geltenden 
Grundsatz des freien Wettbe- 
werbs und des freien Verkehrs 
von Waren, Dienstleistungen, 
Kapital und Personen in der EG. 


Die EG hat 
andere Ziele 


Nun geht es natürlich nicht ein- 
fach darum zu entscheiden, ob 
wir außen vorbleiben wollen, un- 
gestört von der harten und kalten 
Welt des wirtschaftlichen Wettbe- 
werbs und der strukturellen Ver- 
änderungen, oder ob wir die Rea- 
litäten angehen wollen, worunter 


die moderne, auf weltweitem 
freien Handel und umfassendem 
Management beruhende Indu- 
striegesellschaft verstanden 
wird. Wir wissen sehr wohl, daß 
es sich kein Land der Welt leisten 
kann, seine Möglichkeiten zu ver- 
schlafen. 


Die große Herausforderung aber 
ist nicht die Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der norwegischen 
Industrie- und Handelsgesell- 
schaften oder die Förderung des 
Wirtschaftswachstums der rei- 
chen Nationen. Es ist im Gegen- 
teil die Anpassung der künftigen 
Gesellschaft an ein Verbrauchsni- 
veau, das unter dem heutigen 
liegt sowie eine gänzlich andere 
Verteilung des Wohlstands. 


Diese Aufgabe beinhaltet Verän- 
derungen, die das Leben eines je- 
den beeinflussen werden, und 
zwar nicht notwendigerweise 
zum Schlechteren hin. Gelingt 
uns dies aber nicht, so werden die 
Veränderungen härter und un- 
kontrollierbarer sein. 


Wir können nicht erkennen, daß 
die Gemeinschaft im wesentli- 
chen diese Ziele ansteuert, noch 
glauben wir, daß die norwegische 


Warm vermummt trotzt ein Fischer dem eisigen Wind, während 
das Schiff die rauhe See bei den Lofoten-Inseln durchpflügt. 


Regierung in der Lage sein 
könnte, die Vorstellungen des 
Römischen Vertrags im Hinblick 
auf die wirtschaftliche Entwick- 
lung durch Ziele zu ersetzen, die 
auf eine tragbare Entwicklung ge- 
richtet sind. Wir glauben auch 
nicht, daß unsere Politiker ge- 
willt sind, alle Bereiche unserer 
Wirtschaft und Rechtsvorschrif- 
ten den geltenden Gemein- 
schaftsregelungen anzupassen, 
und wir wissen selbstverständ- 
lich, daß es nicht damit getan ist, 
in einem Vertrag einige Worte zu 
ändern. Wir fürchten die Eigen- 
dynamik der Wirtschaft des 
freien Binnenmarktes mit ihren 
Auswirkungen auf die kulturelle 
und soziale Vielfalt in Europa, 
die es uns von Tag zu Tag weniger 
gestatten, die wichtigen obenge- 
nannten Aufgaben wahrzuneh- 
men. 


Ein Einwand dagegen könnte 
sein, daß Norwegen den EWR- 
Vertrag unterzeichnet habe, der 
zu einer fast völligen Integration 
in das gemeinschaftliche Wirt- 
schaftssystem führe. Damit hät- 
ten wir die Position, die wir ver- 
teidigen, bereits aufgegeben. 


Europa wird durch 
den Markt bestimmt 


Dies trifft zu, wenn man die Ein- 
schränkung »beinahe« betont. 
Wir wollen unsere Grenzen und 
unsere eigene Agrarpolitik beibe- 
halten, für uns ein entscheiden- 
der Punkt. Außerdem können 
wir diesen Vertrag aufkündigen. 
Und schließlich wurde er noch 
nicht von allen vertragschließen- 
den Parteien ratifiziert, so daß 
noch Hoffnung besteht, daß er 
nicht Realität wird. Viele von uns 
teilen diese Hoffnung. Meinungs- 
umfragen haben ergeben, daß 
ein großer Teil der norwegischen 
Bevölkerung, wahrscheinlich die 
Mehrheit, gegen den Vertrag war, 
als das Parlament zustimmte. 


Wenn aber Norwegen, wie es 
scheint, Mitglied im EWR wird, 
weshalb lehnen wir dann noch 
immer einen Beitritt zur Gemein- 
schaft ab, wo diese doch jetzt ei- 
nen zu verstärkter Kontrolle der 
Marktkräfte führenden Prozeß 
eingeleitet hat? Gibt es, abgese- 
hen von den Interessen der Land- 
wirte und Fischer, irgendein Ar- 
gument gegen den Zugangzu den 
mit dem Maastrichter Vertrag ge- 
schaffenen politischen Instru- 
menten? Sollte das Königreich 


Norwegen nicht mit am Tisch sit- 
zen, wenn all diese wichtigen 
Entscheidungen gefällt werden, 
von denen wir ohnehin betroffen 
sind? 


Wir sollten es nicht. Der Maas- 
trichter Vertrag ist aus unserer 
Sicht eindeutig ein logischer 
Schritt auf dem mit der Einheitli- 
chen Akte von 1987 eingeschlage- 
nen Weg. Wir sehen darin weni- 
ger die Entwicklung von Instru- 
menten zur Steuerung der frei im 
Europäischen Wirtschaftsraum 
operierenden multinationalen 
Gesellschaften, sondern mehr ei- 
nen notwendigen Organisations- 
prozeß, der die Schaffung einer 
neuen europäischen Föderation 
ergänzt, die jetzt mit dem Bin- 
nenmarkt begann. Damit dieser 
Markt funktioniert, sind eine ge- 
meinsame europäische Währung, 
eine europäische Zentralbank, 
eine gemeinsame Handelspolitik 
usw. erforderlich. 


Mit anderen Worten, die bereits 
mit dem Binnenmarkt induzierte 
wirtschaftliche Dynamik ist auch 
die dynamische Kraft hinter der 
politischen Integration. Wenn 
der Binnenmarkt als solcher Er- 
folg hat, besteht eine reale 
Chance, daß die Vereinigten 
Staaten von Europa Wirklichkeit 
werden. Da die Politik zuneh- 
mend von der Anpassung an die 
Wirtschaft bestimmt ist, wird das 
neue Europa sehr viel mehr 
durch den Markt und die Wirt- 
schaft als durch politische Vor- 
stellungen definiert. 


Norwegen sollte 
seine Eigenart bewahren 


Unsere Schlußfolgerung ist da- 
her, daß eine Mitgliedschaft Nor- 
wegens in der EG uns noch fester 
als schon jetzt der EWR-Vertrag 
an ein im Grunde liberalistisches 
Marktsystem binden und das 
Fundament dieses Systems erwei- 
tern und stärken wird, das wir als 
ein System für veraltete Lösun- 
gen der Probleme in der Welt be- 
trachten. Ein weiteres systemati- 
sches Wachsen der freien Markt- 
wirtschaft in Amerika, Südost- 
Asien und Europa oder auf glo- 
baler Ebene, einerlei ob es sich 
um EWR, EG, NAFTA, OECD 
oder GATT handelt, dürfte nur 
zu einer weiteren Steigerung des 
Besitzstandes der Großunterneh- 
men und der reichen Nationen 
führen, wobei die Welt jedoch är- 
mer wird und die ökologische, 


kulturelle und soziale Vielfalt 
rasch schwindet. 


Diese Vielfalt betrachten wir als 
lebenswichtige Ressource für 
eine tragbare Entwicklung. Da- 
her werden wir weiterhin für das 
Recht Norwegens kämpfen, als 
individuelles Land weiterzube- 
stehen, wobei uns sehr wohl be- 
wußt ist, daß der schwerste Teil 
dieses Kampfes in den eigenen 
Grenzen stattfinden wird, unter 
Norwegern mit gegensätzlichen 
Ansichten und Interessen. 
Gleichzeitig aber sehen wir uns 
als Bauernverband in einer Ge- 
meinschaft mit anderen Bauern- 
verbänden in Europa und ande- 
ren Teilen der Welt sowie mit Um- 
weltschützern und Verbraucher- 
verbänden. Wir alle verteidigen 
keine unbedeutenden, kurzsich- 
tigen Sonderinteressen wie die 
Exportindustrien und Olgesell- 
schaften. Auch auf die Gefahr 
hin, etwas hochtrabend zu wir- 
ken, ließe sich mit der Brundt- 
land-Kommission sagen: Wir 
kämpfen um unsere gemeinsame 
Zukunft. 


»Wir sind gewohnt, 
langfristig zu denken« 


So haben es die Bauern seit jeher 
überall in der Welt gehalten; so- 
lange sie es konnten, sind sie dem 
ungeschriebenen Gesetz gefolgt 
und haben ihre Höfe geordnet ih- 
ren Nachfolgern übergeben und 
sich nicht zwingen lassen, aus ih- 
ren Betrieben Industriebetriebe 
zu machen. Für die Kleinbauern 
ist es heute wichtig, diese ideali- 
stische Sicht ihrer Arbeit und Le- 
bensform zu bewahren. Wir müs- 
sen uns des Wertes unserer Er- 
zeugnisse trotz vorübergehender 
und regional begrenzter Nah- 
rungsmittelüberschüsse und der 
uns gebotenen Niedrigpreise be- 
wußt bleiben. Wir brauchen Ver- 
trauen in den Wert unserer Kultur 
und der kleinen, örtlichen Ge- 
meinschaften, die den Kontrast 
zum vorherrschenden internatio- 
nalen Lebensstil der modernen 
Großstadt bilden. 


Danach streben wir, und deshalb 
verteidigen wir standhaft unsere 
Fähigkeit, Nahrungsmittel für 
die Welt zu erzeugen, auch wenn 
einmal die Olquellen versiegen. 
Wir sind gewohnt, langfristig zu 
denken, und glauben, daß wir da- 
mit einen notwendigen Beitrag 
zur Bekämpfung des Hungers in 
der Zukunft leisten. 
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Europa- 


Journal 


Eine Versamm 
lung fordert 

die Abschaffung 
der englischen 
Monarchie 


»Vor Jahrhunderten wäre es un- 
ter Umständen ein Grund für 
Einkerkerung wegen Hochver- 
rats im Tower of London gewe- 
sen«, kommentierte Reuter im 
Zusammenhang mit einer in der 
Nähe des Buckingham-Palace ab- 
gehaltenen öffentlichen Ver- 
sarnmlung, wo Rufe zur Abschaf- 
fung oder Reform der britischen 
Monarchie laut wurden. Die Ver- 
sammlung unter dem Motto: 
»Die Monarchie, die Verfassung 
und das Volk«, organisiert durch 
die Zeitung »Times« und die Re- 
form-Gruppe Charter 88, wurde 
als die größte öffentliche Debatte 
über das Thema seit den Tagen 
Chromwells bezeichnet. 


»Wir sollten im Prinzip eine Re- 
publik haben ... Die Frage bleibt 
immer noch offen, ob sie, die Kö- 
nigsfamilie, Musterbeispiele der 
Tugend waren«, sagte Edgar Wil- 
son, Verfasser und Mitglied von 
Republic, eine Pressure Group, 
die danach trachtet, die Monar- 
chie durch eine gewählte Präsi- 
dentschaft abzulösen. 


»Dies ist ein Tag ohne Präzedenz- 
fall in der Geschichte der Diskus- 
sionen über die britische Verfas- 
sung«, äußerte Peter Stothard, 
Herausgeber der »Times«. m 


Die Hochschul- 
Reform ein 
akademischer 
Flickenteppich 


Die Gemeinsame Verfassungs- 
kommission von Bundestag und 
Bundesrat will dem Bund die Zu- 
ständigkeit für die Hochschulen 
nehmen. Folge: Im Europa ohne 
Schlagbäume drohen kleinstaatli- 
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che Interessen der Bundesländer 
die Mobilität der erwerbstätigen 
Akademiker zu verhindern. 


Die nach dem Einigungsvertrag 
konstituierte Gemeinsame Ver- 
fassungskommission von Bun- 
destag und Bundesrat hat eine 
Vielzahl an Vorschlägen zur An- 
derung der Gesetzgebungskom- 
petenzen des Bundes vorgestellt. 
Davon nachhaltig betroffen ist 
die Zuständigkeit des Bundes für 
die Berufsbildung. 


Betroffen ist aber auch die Rah- 
mengesetzgebungskompetenz 
nach Artikel 75 Grundgesetz - 
und damit die Gesetzgebungsbe- 
fugnis des Bundes im Hochschul- 
recht. Artikel 75 Grundgesetz be- 
stimmt, daß der Bund das Recht 
hat, unter den Voraussetzungen 
des Artikels 72 Rahmenvorschrif- 
ten über die allgemeinen Grund- 
sätze des Hochschulwesens zu er- 
lassen. 


Hintergrund: Im Jahr des Berufs- 
bildungsgesetzes 1969 wurde der 
Artikel 75 in das Grundgesetz 
eingefügt. Das Motiv: Auch im 
Bereich der Hochschulen sollten 
bundesweite einheitliche Rege- 
lungen für mehr Effizienz und 
Transparenz der Hochschulaus- 
bildung sorgen und die Konkur- 
renzfähigkeit deutscher Hoch- 
schulausbildung im europäischen 
Wettbewerb steigern. 


Von der Demontage durch die 
Bundesländer bedroht ist nun 
mit Artikel 75 Grundgesetz die 
gesetzgeberische Grundlage des 
1975 mit Zustimmung der Länder 
beschlossenen Hochschulrah- 
mengesetzes: 


Artikel 75 Grundgesetz verweist 
auf Artikel 72. Dieser soll nach 
den Vorschlägen der Gemeinsa- 
men  Verfassungskommission 
deutlich zu Lasten des Bundes 
und zugunsten der Länder einge- 
schränkt werden. Damit wird 
auch der Spielraum des Artikel 
75 enger. 


Der Artikel 75 Grundgesetz 
selbst wird im Wortlaut beschnit- 
ten. Dort ist die gesetzgeberische 
Zuständigkeit des Bundes auf die 
allgemeinen Grundsätze des 
Hochschulwesens bezogen. 


Nach den Vorstellungen der Ver- 
fassungskommission soll diese 
allgemeine Formulierung in Zu- 
kunft durch konkret und ab- 
schließend aufgezählte Tatbe- 


stände ersetzt werden - wie Zu- 
lassung zum Studium, Studien- 
gänge, Prüfungen. 


Diese Beschränkung auf aus- 
drücklich genannte Tatbestände 
bewirkt, daß Regelungsbereiche, 
die bisher in die Gesetzgebungs- 
kompetenzen des Bundes fielen, 
nunmehr zur Länderhoheit wer- 
den. Das bedeutet: 


Struktur und Aufgabe der Hoch- 
schulen, Forschung und Lehre, 
staatliche Anerkennung von 
Hochschuleinrichtungen, Orga- 
nisation und Verwaltung der 
Hochschulen unterliegen dem di- 
rekten und damit erweiterten ge- 
setzgeberischen Einfluß der Län- 
der. 


Die Folge könnte sein: Die dann 
qua Landeshochschulgesetze 
möglichen stärkeren länderspezi- 
fischen Differenzierungen der 
Studiengänge führen zu inhaltli- 
cher und qualifikatorischer Kon- 
turlosigkeit. 


Die Unternehmen wären dann 
bei der Einstellung von Akademi- 
kern in der Beurteilung der Viel- 
zahl an Qualifikationsprofilen 
überfordert. 


Forciert werden diese Vorschläge 
von den Ländern. Vorreiter ist 
dabei Nordrhein-Westfalen. Die 
Länderargumente: Der Bund 
habe in der Vergangenheit von 
seinem Rahmengesetzgebungs- 
recht zu exzessiv Gebrauch ge- 
macht. 


Unerwähnt bleibt allerdings, daß 
die Länder via Bundesrat den 
Gesetzen ihre Zustimmung er- 
teilt haben. 


Der Bund habe in den Bereichen 
wie Personal- und Haushaltswirt- 
schaft, Beschäftigung von Profes- 
soren auf Zeit und Bauangele- 
genheiten überreguliert. Hieraus 
resultiert das Motiv der Länder 
mehr Autonomie zu fordern. 


Kurios: Genau in diesen Berei- 
chen enthält sich das Hochschul- 
rahmengesetz jeder Regelung. 
Allein die Ländergesetzgebung 
führt hier zu der gerügten Rege- 
lungsdichte. 


Darüber, daß die Hochschulge- 
setzgebung geändert werden 
muß, besteht über allen Parteien 
und gesellschaftlichen Gruppen 
hinweg Einigkeit: Bund und Län- 
der wollen unter anderem eine 


Steigerung der Effizienz und 
Wettbewerbsfähigkeit der Hoch- 
schulen erreichen. Dies ist mit ei- 
ner schlichten Gesetzesänderung 
möglich. Dafür bedarf es ledig- 
lich der einfachen Mehrheit im 
Bundestag. Bei einer Verfas- 
sungsänderung wäre dagegen 
eine Zwei-Drittel-Mehrheit er- 
forderlich. 


Im Gegensatz zur einfachen Ge- 
setzesänderung gibt die Verfas- 
sungsänderung den Ländnern je- 
doch auf Dauer stärkere Rechte. 


Mit den Plänen der Gemeinsa- 
men Verfassungskommission zur 
Reform der Hochschulgesetzge- 
bung steht auch die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Hoch- 
schulen zur Disposition. Die Ent- 
scheidungen werden auf den 
Standort Deutschland direkt ein- 
wirken. Darin sind sich Spitzen- 
verbände, Gewerkschaften und 
Hochschulen einig: Bei 16 ver- 
schiedenen Länder-Reglements 
werden sich wünschenswerte Mo- 
bilität der Studenden und Akade- 
miker und europaweite Anerken- 
nung von Studien- und Prüfungs- 
leistungen nur noch schwerlich 
unter einen Hut bringen lassen. 


Schweden und 
die EG 


Dem Vorsitzenden der sozialde- 
mokratischen Opposition in 
Schweden, Ingvar Carlsson, zu- 
folge sei es »keine Wirtschaftska- 
tastrophe«, wenn sein Land nicht 
zur Europäischen Gemeinschaft 
(EG) gehörte; er gab aber zu, es 
würde politischen Einfluß in Eu- 
ropa verlieren. oO 


Michael 
Gorbatschow 
beim Grünen 
Kreuz 


Michael Gorbatschow hat in Den 
Haag das Büro des Internationa- 
len Grünen Kreuz eröffnet, des- 
sen Vorsitzender er ist. Er sagte 
bei dieser Gelegenheit, er 
glaube, in naher Zukunft kein 
neues politisches Amt zu über- 
nehmen. Darüber hinaus war er 
der Auffassung, die ehemalige 


Sowjetunion hätte eine Einheit 
bleiben sollen, und er bedauerte, 
daß zum Beispiel heute Russen 
einen Paß benötigen, wenn sie 
Familienangehörige in anderen 
Republiken der früheren Sowjet- 
union besuchen möchten. 


Rußland 
entwirft neue 
Militär-Doktrin 


Eine neue russische Militär-Dok- 
trin ist fertiggestellt worden, und 
es wird im russischen Sicherheits- 
rat bald darüber abgestimmt, gab 
der Verteidungsminister Pawel 
Gratschew in Moskau bekannt. 
Er verkündete, daß die Doktrin 
bei der im Gange befindlichen 
Umorganisation der bewaffneten 
Streitkräfte, die planmäßig späte- 
stens 1995 beendet sein soll, 


»neue strategische Technolo- 
gien« und »neue Militärver- 
bände« vorsieht. Gratschew 


sagte, die neue Doktrin habe »ei- 
nen rein defensiven Charakter«, 
da Rußland keine Feinde habe, 
und niemals einen Erstschlag aus- 
üben werde. Atomwaffen werden 
nur als allerletzte Zuflucht einge- 
setzt. Es wird damit gerechnet 
daß die neue Doktrin in den 
nächsten Wochen veröffentlicht 
wird. 


Gratschew gab auch bekannt, 
daß die Verteidigungsminister 
der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten sich in Eriwan, Arme- 
nien, getroffen haben. Auf der 
Tagesordnung stand der russi- 
sche Plan, eine gemeinsame 
GUS-Streitmacht zu schaffen, 
um in der ehemaligen UdSSR 
Konfliktlösungen durchsetzen. 
Diese wird zuerst aus Soldaten 
aus Rußland und den fünf Repu- 
bliken bestehen, die 1992 den 
kollektiven Sicherheitsvertrag 
von Taschkent unterzeichnet ha- 
ben. 


Die Mobilität 
der Studenten 


Bayerische Abiturienten des 
Jahrgangs 1992 erweisen sich als 
sehr heimatverbunden: Neun 
von zehn Studenten in spe wollen 
im weißblauen Freistaat ein Stu- 
dium aufnehmen. Hohe Attrakti- 
vität bescheinigen auch die jun- 


gen Berliner den heimischen 
Hochschulen: Nur einer von sie- 
ben kehrt den Hochschulen der 
Bundeshauptstadt den Rücken, 
um in der Ferne mit einer wissen- 
schaftlichen Ausbildung zu begin- 
nen. 


Umgekehrt verhält es sich bei 
den benachbarten Brandenbur- 
gern: Fast drei Viertel beabsichti- 
gen, eine Hochschule außerhalb 
des Landes zu besuchen. Bundes- 
weit wollen drei von vier studien- 
willigen Abiturienten in dieser 
Region studieren, wo sie zur 
Schule gegangen sind. 


Im Westen planen nach wie vor 
über zwei Drittel der Abiturien- 
ten, sich an einer Universität 
oder Fachhochschule einzu- 
schreiben. In Mitteldeutschland 
sind es gut 60 Prozent - mit stei- 
gender Tendenz (1991: 50 Pro- 
zent). Ein weiteres Fünftel ist 
sich darüber noch nicht im kla- 
ren. 5 


Ungarischer 
Minister lehnt 


Schocktherapie 
ab 


Die Auferlegung einer radikalen 
»Schocktherapie« in Ungarn 
würde eine dramatische Ver- 
schlechterung der dortigen Wirt- 
schaftslage herbeiführen, er- 
klärte Bela Kadar, der ungari- 
sche Minister für internationale 
und wirtschaftliche Beziehungen 
in einem Interview mit ausländi- 
schen Pressekorrespondenten in 
Budapest. 


Kadar wies nicht die Politik der 
»Privatisierung« ehemaliger 
staatlicher Unternehmen, die ge- 
wöhnlich zur Schließung der Pro- 
duktionskapazität führt, zurück, 
wies aber nachdrücklich darauf 
hin, daß die Politik vorsichtig 
sein sollte. Er sagte, das Gesamt- 
volumen der Privatisierung ehe- 
maliger Staatsbetriebe werde in 
diesem Jahr auf das Aquivalent 
von sechs Milliarden DM (3,75 
Milliarden Dollar) begrenzt. 


Er sagte, obwohl Ungarn immer 
noch unter den Folgen eines ab- 
rupten Absackens der Industrie- 
produktion um 30 Prozent und ei- 
ner Verschlechterung des Ge- 
samtlebensstandards um 20 Pro- 


zent im Jahre 1991 leide, was zu 
einer offiziellen Arbeitslosen- 
quote von 15 Prozent im Jahre 
1992 geführt habe, sei eine lang- 
same Umstellung der Wirtschaft 
die einzige passende Lösung für 
die Situation des Landes. I 


Ein neuer 
Rekord: 
Weniger Lehr- 
linge, mehr 
Studenten 


Mit 1,83 Millionen Studenten in 
Ost und West hat die Nachfrage 
junger Menschen nach einem 
akademischen Abschluß im Win- 
tersemester 1992/93 einen neuen 
Höhepunkt erreicht. Allein in 
Westdeutschland führte der Run 
auf die Hochschulen seit 1980 zu 
einem Zuwachs von über 700000 
Studenten. Das entspricht vier 
kompletten Abiturientenjahrgän- 
gen. Insgesamt verfügen bereits 
34 Prozent der jungen Leute zwi- 
schen 18 und 21 Jahren über die 
Hochschulreife — 1980 waren es 
gerade 22 Prozent. 


Die Kehrseite der Medaille: Seit 
Mitte der achtziger Jahre hat sich 
die Zahl der Lehrlinge in West- 
deutschland um gut 430000 auf 
1,4 Millionen verringert. Es gibt 
jetzt in ganz Deutschland 150000 
Studenten mehr als Azubis. Da- 
mit steht dem zunehmenden Be- 
darf an qualifizierten Mitarbei- 
tern ein schrumpfendes Fach- 
kräfte-Angebot gegenüber - so- 
fern sich die Akademiker nicht 
unter dem Druck des Arbeits- 
marktes beruflich umorientie- 
ren. iM) 


Italien gegen 
Einwanderer 


In Italien sind Einwanderer un- 
gern gesehen: Trotz einer leich- 
ten Verbesserung im Vergleich 
zum Vorjahresbericht vertreten 
64 Prozent der Italiener (1992: 
65 Prozent) die Ansicht, daß es 
zu viele Einwanderer aus Dritt- 
ländern in ihrem Land gibt. Da- 
mit rangieren sie klar vor den 
Deutschen, die sich mit 60 Pro- 
zent noch kritischer als schon im 
vergangenen Jahr zeigten (1992: 


55 Prozent), vor den Griechen 
mit 57 Przent (1992: nur 45 Pro- 
zent), den Franzosen 56 Prozent 
(1992: 52 Prozent) und den Belgi- 
ern mit 54 Prozent (1992: 53 Pro- 
zent). Am tolerantesten sind die 
Iren, von denen nur acht Prozent 
(1992: 11 Prozent) meinen, daß 
zu viele Ausländer in ihrem Land 
leben. Danach folgen die Luxem- 
burger mit 21 Prozent (1992: 
32 Prozent), Portugiesen mit 
25 Prozent (1992: 28 Prozent) 
und Spanier mit 25 Prozent 
(1992: 23 Prozent). 


Diese Reaktionen stehen in kei- 
nem Verhältnis zum Bevölke- 
rungsanteil der Einwanderer, 
denn in Italien stammen nur 0,4 
Prozent der Bürger aus Drittlän- 
dern, in Deutschland 5,7 Pro- 
zent, in Frankreich 3,8 Prozent, 
in Belgien 3,3 Prozent und in den 
Niederlanden drei Prozent. 


Dabei wehren sich die Befragten 
gegen den Vorwurf des Rassis- 
mus: Italiener haben zwar etwas 
gegen die Anwesenheit von Men- 
schen aus Drittländern, doch 
nichts gegen ihre Rasse (nur 
13 Prozent), Nationalität (11 Pro- 
zent) oder Religion (11 Prozent). 
Diese Probleme sieht man vor al- 
lem in Griecheland: 28 Prozent 
der Griechen stoßen sich an einer 
fremden Religion, 28 Prozent an 
der Nationalität und 25 Prozent 
an der Rasse. Die Deutschen lie- 
gen annähernd im Gemein- 
schaftsdurchschnitt: An der Na- 
tionalität der Einwanderer sto- 
Ben sich 13 Prozent (EG: 13 Pro- 
zent), an der Rasse 15 Prozent 
(EG: 16 Prozent) und an der Reli- 
gion 12 Prozent (EG: 12 Pro- 
zent). 


Trotz alledem befürwortet eine 
große Mehrheit der Europäer die 
Beschränkung der Zuwanderung 
aus den Mittelmeeranrainern 
(56 Prozent) und von Asylbewer- 
bern (51 Prozent). OD 
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Neue Weltordnung 
Die Folgen 
tragen alle, 


von dem, was 
in Europa 


passiert 


Ivor Benson 


Unser inzwischen verstorbener politischer Mitarbeiter Ivor Benson 
bereitete einen abschließenden Blick auf die Neue Weltordnung vor, 
wie sie nach dem Niedergang des europäischen Kommunismus zu- 
standegekommen ist. Obwohl Benson starb, bevor er seine Arbeit 
abschließen konnte, beendete seine Frau Joan diese Studie auf 


Grund seiner Aufzeichnungen. 


Es besteht eine enge historische 
Bindung zwischen dem, was sich 
in Europa ereignet — politische 
Kriegsführung, um die separaten 
Länder in einem einzigen zentral 
regierten Staat zu unterdrücken - 
und dem, was sich in Südafrika er- 
eignet — politische Kriegsfüh- 
rung, die darauf abzielt, die lo- 
kale Regierung der Weißen zu be- 
enden -. Beide Vorgänge können 
als Stufen bezeichnet werden, die 
in dem Prozeß einer Neuen Welt- 
ordnung (NWO) erklommen 
worden sind, die beharrlich und 
unter strenger Geheimhaltung 
schon vor der Jahrhundertwende 
angestrebt wurde. 


Der internationale 
Finanzkapitalismus 


Was die Menschen Europas da- 
her heute wissen müssen, wenn 
sie in ihren Köpfen ausreichend 
bewaffnet sein wollen, um die Ei- 
genstaatlichkeit ihrer separaten 
Nationen zu verteidigen, ist, daß 
diese weltrevolutionäre Bewe- 
gung, die NWO-Ambitionen, al- 
les, was damit zusammenhängt, 
ihr erstes klar und deutliches De- 
but in Südafrika unter britischen 
Auspizien hatte. 

Man kann das noch anders sagen: 
Der englisch-burische Krieg mar- 


30 [SODE 10/1993 


Ivor Benson, unser verstorbe- 
ner Mitarbeiter, hinterließ eine 
eindrucksvolle Darstellung der 


Hintergründe der »Neuen- 


Weltordnung.« 


kierte den Anfang vom Ende ei- 
nes britischen Finanz- und politi- 
schen Imperiums, und die Ein- 
weihung eines neuen Imperialis- 
mus, eines solchen ohne Präze- 
denzfall in der Geschichte: des in- 


ternationalen Finanzkapitalis- 
mus. 

Die Tatsache, daß viele scheinbar 
separate Konfliktsituationen ei- 
gentlich alle zusammengehören, 
das Produkt der gleichen Kräfte 
und langfristiger Motive, wird 
heute sogar in akademischen 
Kreisen offen zugegeben. Drei 
amerikanische Historiker, F. P. 
Chambers, C. P. Harris und C. 
G. Bayley, sagen folgendes: 


»Zwei Weltkriege und die dazwi- 
schen liegenden Kriege, Revolu- 
tionen und Krisen werden jetzt 
allgemein als Episoden in einem 
einzigen Zeitalter des Konflikts 
anerkannt, das 1914 begann und 
noch nicht abgelaufen ist. Es ist 
ein Zeitalter, das der Welt mehr 
Veränderung und Tragödie ge- 
bracht hat, als jede andere glei- 
che Zeitspanne in der Ge- 
schichtsschreibung. Und den- 
noch, was auch immer seine letzt- 
endliche Bedeutung und Konse- 
quenz sein wird, wir können 
schon darüber denken - und dar- 
über schreiben - als ein histori- 
sches Ganzes.« 

Die »letztendliche Bedeutung« 
unseres Zeitalters des Konflikts, 


Dr. Carroll Quigley beschrieb in 
seinem Buch »Tragedy and 
Hope« die Geschichte der Welt 
in unserer Zeit. 


die diese Berufshistoriker ver- 
geblich suchten, ergibt sich leich- 
ter aus dem, was seit den achtzi- 
ger Jahren des vorigen Jahrhun- 
derts in Südafrika geschehen ist 
als irgendwo anders — bis Ende 
des ersten Jahrzehnts dieses Jahr- 
hunderts, als die Bolschewisten 
in Rußland ein noch lebhafteres 
Beispiel dessen abgaben, was 
über das ganze 20. Jahrhundert 
hinweg zu erwarten war. 


Obwohl es stimmt, daß die 
NWO-Ambition im Kopf des 
Bergbau-Millionärs Cecil John 
Rhodes erstmals Gestalt an- 
nahm, und es Rhodes und seine 
Geschäftspartner waren, die ein 
Netzwerk von Organisationen 
zur Befriedigung dieses Ehrgei- 
zes schufen, können vielleicht 
einige Mißverständnisse von 
vornherein ausgeschaltet wer- 
den, wenn Leser rechtzeitig ge- 
warnt werden, daß die NWO- 
Operation in ihrer derzeitigen 
Form sich radikal von der unter- 
scheidet, die vor der Jahrhun- 
dertwende vom Stapel gelassen 
wurde. 


Das Ideal von 
Cecil Rhodes 


Ein Netzwerk, das zudem Zweck 
gebildet wurde, eine NWO auf 
den Fundamenten des britischen 
Weltreichs zu bauen, war nämlich 
nach Ende des letzten Krieges 
die Hauptursache für die Auflö- 
sung dieses Imperiums, wobei je- 
ner kleine, von den Briten re- 
gierte afrikanische Staat, der ein 
immerwährendes Denkmal zu 
Ehren des Gründers dieses Netz- 
werkes sein sollte - Rhodesien -, 
zerschlagen wurde. Und in Zim- 
babwe ist der Name Rhodes über- 
all ausgelöscht worden und sogar 
Statuen des Landesgründers wur- 
den zerstört. 

Die Geschichte wird erzählt wer- 
den müssen, wie das ursprüngli- 
che Rhodes-»Ideal«, komplett 
mit all seinen Finanzen, Besitztü- 
mern und gutem Willen, entführt 
und in völlig andere langfristige 
Absichten eingespannt wurde - 
wobei es jedoch in jeder anderen 
Hinsicht genau so blieb, wie es 
von Anfang an war. 


Ein Netzwerk von Organisatio- 
nen, die ihr Hauptziel in der För- 
derung einer völlig anderen Art 
von globalem Imperialismus se- 
hen, ist niemals vollständiger der 
Inspektion durch die Offentlich- 
keit ausgesetzt gewesen als durch 
einen seiner treuesten und rede- 
gewandtesten Fürsprecher, Dr. 
Carroll Quigley, Professor für 
Geschichte und internationale 
Beziehungen an der angesehe- 
nen Foreign Service School an 
der Georgetown University in 
Washington, Quigley schrieb in 
dem 1300seitigen Buch »Tragedy 
and Hope« die Geschichte der 
Welt in unserer Zeit: 

»Ich kenne die Machenschaften 
dieses Netzwerks, weil ich es 20 


Jahre lang studiert habe und An- 
fang der sechziger Jahre zwei 
Jahre lang seine Papiere und ge- 
heimen Aufzeichnungen untersu- 
chen durfte. Ich habe keine Ab- 
neigung dagegen oder gegen die 
meisten seiner Ziele, und ich 
stand ihm und vielen seiner In- 
strumente einen Großteil meines 
Lebens lang sehr nahe. Ich habe 
mich sowohl in der Vergangen- 
heit als auch in jüngster Zeit eini- 
gen seiner Richtlinien widersetzt 

. aber im allgemeinen besteht 
meine Hauptmeinungsverschie- 
denheit darin, daß es unbekannt 
bleiben möchte, und ich glaube, 
seine Rolle in der Geschichte ist 
bedeutsam genug um bekannt zu 
werden.« 


Die Geheimhaltung 
durchbrochen 


Die wesentlichen Fakten über 
das Netzwerk waren schon lange 
bekannt, bevor Quigley sein 
Buch schrieb; sie wurden wie 
Spuren bei einer Fahndung der 
Kriminalpolizei von sogenannten 
Amateur-Historikern zusammen- 
gefügt, die schon immer die Exi- 
stenz einer Art Netzwerk oder 
Verschwörung als einzig mögli- 
che Erklärung für das Muster der 
Gleichförmigkeit und Konse- 
quenz in der globalen Machtpoli- 
tik argwöhnten. 


Das Quigley-Buch machte es 
zum ersten Mal möglich, von in- 
nen heraus zu sehen, was bislang 
nur von außen sichtbar war, wo- 
bei viele Indizien in handfeste tat- 
sächliche Geschichte umgewan- 
delt wurden. Wir wissen, daß das 
Netzwerk, als Organisation, erst- 
mals im Kopf von Cecil Rhodes 
Gestalt annahm, und daß es nach 
Ende des Ersten Weltkriegs einer 
Art Jekyll-und-Hyde-Umwand- 
lung unterzogen wurde. Nichts- 
destoweniger ist es notwendig, 
die Entwicklung des Netzwerks, 
seitdem Rhodes es vom Stapel 
ließ, zu verfolgen, wenn wir uns 
ein klares Bild von der revolutio- 
nären Bewegung, mit der wir es 
heute zu tun haben und die 
enorme Geldmengen und gei- 
stige Energie in ihren Umkreis 
hineingezogen hat, machen wol- 
len. 


Geld und Verstand kamen zu ei- 
nem bemerkenswerten Ausmaß 
in der Persönlichkeit von Cecil 
Rhodes zusammen und brachten 
ihm einen gewaltigen Wohlstand, 
den er fast zur Gänze wieder da- 


Tschiang Kai-schek (links) traf sich mit US-Präsident Franklin D. 


Roosevelt und Winston Churchill, britischer Premierminister, in 


Kairo am 22. November 1943. 


für ausgab, seinen idealistischen 
Plan zu verwirklichen. 


Rhodes wurde zur lebendigen 
Verkörperung einer Zielsetzung, 
die ihn bereits stark zu motivie- 
ren begann, als er im Alter von 24 
Jahren, bereits wohlhabend, sein 
zweites Testament aufsetzte. 
Darin ernannte er Testaments- 
vollstrecker, denen er seinen ge- 
samten Wohlstand überließ: »... 
an und für die Etablierung, För- 
derung und Entwicklung einer 
geheimen Gesellschaft, deren 
wahrer Zweck und Ziel die Aus- 
dehnung der britischen Herr- 
schaft in der ganzen Welt sein 
wird, ... und schließlich die Be- 
gründung einer so großen Macht, 
die von nun an Kriege unmöglich 
macht und die besten Interessen 
der Menschheit vertritt.« 


Weltweite 
Rhodes-Stipendien 


Zu dem Zeitpunkt, als er sein 
siebtes und letztes Testament 
schrieb, war Rhodes zu dem 
Schluß gekommen, daß die beste 
Methode der Ausdehnung des 
britischen Empire zu einer welt- 
weiten Föderation zivilisierter 
Länder die Förderung eines Sy- 
stems von Stipendien an der Ox- 
ford University sei, wo junge 
Männer, sorgfältig aus Universi- 
täten in allen Englisch sprechen- 
den Ländern, einschließlich 
Amerika, zusammengebracht 
und in die vorhandenen Geheim- 


nisse seiner großen Vision einge- 
führt werden konnten. 


Nachdem er, nach einem Inter- 
view mit Kaiser Wilhelm, noch 
einmal darüber nachgedacht 
hatte, wurden Stipendien auch 
für eine Anzahl deutscher Stu- 
denten verfügbar gemacht, um 
einem möglichen Widerstand 
oder Antagonismus von dieser 
Seite aus dem Wege zu gehen. 
Eine geheime Gesellschaft 
wurde in diesem letzten Testa- 
ment nicht ausdrücklich er- 
wähnt, weil es zu diesem Zeit- 
punkt bereits eine gab. Quigley 
schreibt: 


»In dieser geheimen Gesellschaft 
war Rhodes der Führer; Stead, 
Brett (Lord Esher) und Milner 
sollten einen Exekutiv-Ausschuß 
bilden; Arthur (Lord) Balfour, 
(Sir) Harry Johnston, Lord Roth- 
schild, Albert (Lord) Grey und 
andere waren als potentielle Mit- 
glieder eines »Kreises von Einge- 
weihten« aufgeführt, während an- 
dere einen als »Gesellschaft von 
Helfern< bezeichneten äußeren 
Kreis bilden sollten; (später von 
Milner als Round Table Organi- 
zation organisiert) ... So wurde 
spätestens 1891 der zentrale Teil 
der geheimen Gesellschaft etab- 
liert.« 


Möglicherweise waren die bren- 
nenden persönlichen Ambitio- 
nen begabter einflußreicher 
Männer niemals zuvor auf so er- 
regende Weise mit der Begeiste- 


rung eines Idealismus kombiniert 
worden. Darüber hinaus wurde 
ein Geist des expansionistischen 
Nationalismus, der einige intel- 
lektuelle Bedenken und Zweifel 
in sich geborgen haben mag, in 
eine Art weltliche Religion umge- 
setzt, die die brennendsten Wün- 
sche an einen gemeinsam emp- 
fundenen Altruismus kettete. 


Ruskins 
geistiges Kind 


Rhodes war jedoch der Urheber 
eines Traumes, in dem ein Appe- 
tit auf Macht, sowohl persönlich 
als auch staatlich, mit einem in- 
ternationalistischen Idealismus 
verbunden wird. 


Quigley schreibt: »Bis 1870 gab 
es keine Professur für feine Kün- 
ste in Oxford, aber in dem Jahr 
wurde John Ruskin dank des 
Slade-Vermächtnisses auf einen 
solchen Posten berufen. Er 
schlug in Oxford wie ein Erdbe- 
ben ein, nicht so sehr weil er über 
die feinen Künste sprach, son- 
dern weil er auch über das Em- 
pire und Englands niedergetram- 
pelte Massen sprach.« 


Ruskin führte in seiner Antritts- 
rede aus: 


»Es gibt nun für uns ein mögli- 
ches Schicksal, das höchste, vor 
das ein Land gestellt wird, um 
entweder akzeptiert oder abge- 
lehnt zu werden. Wir sind immer 
noch rassenmäßig undegene- 
riert; eine aus dem besten nord- 
ischen Blut gemischte Rasse. Wir 
sind in unserem Naturell noch 
nicht ausschweifend, haben aber 
immer noch die Festigkeit, zu re- 
gieren und die Demut, zu dienen. 


... Wird die Jugend von England 
Ihr Land wieder zu einem Thron 
von Königen machen, eine Insel 
mit einem Szepter, für die ganze 
Welt eine Quelle des Lichts, ein 
Szepter des Friedens, eine Her- 
rin des Lernens und der Künste, 
treue Wächter der altehrwürdi- 
gen Grundsätze unter Verlok- 
kung liebenswürdiger Erfahrun- 
gen und zügellosen Wünschen 
und lautstarken Eifersüchteleien 
der Länder, verehrt in ihrer selt- 
samen Tapferkeit, von gutem Wil- 
len gegenüber den Menschen be- 
seelt? 


... Dies ist es was England entwe- 
der tun muß, oder untergehen; es 
muß Kolonien suchen, so weit 
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her und so schnell es dazu in der 
Lage ist, gebildet aus seinen ener- 
gischsten und ehrenwertesten 
Männern, jedes Stück fruchtba- 
ren Brachlands, auf das es seinen 
Fuß setzen kann, an sich reißen 
ine 


Es wäre schwierig, den Eifer der 
Missionare der »Englisch spre- 
chenden Idee«, wie sie nach allen 
Seiten quer über den Globus aus- 
schwärmten, zu übertreiben. 


Wie Lionel Curtis, der über Lord 
Lothian nach dessen Tod im 
Jahre 1940 schrieb: »Er vertrat 
die Auffassung, daß die Men- 
schen danach streben sollten, das 
Königreich des Himmels auf Er- 
den aufzubauen, und daß die 
Führung bei dieser Aufgabe zu al- 
lererst den Englisch sprechenden 
Völkern zukommt.« 

Bei anderen Gelegenheiten rief 
er aus: »Die Welt ist in den 
Klauen, die der Schöpfung oder 
dem Tod vorausgehen. Unsere 
ganze Rasse ist aus dem lediglich 
nationalen Staaten herausge- 
wachsen, und wird so sicher, wie 
die Nacht dem Tage folgt, entwe- 
der zu einem Gemeinwohl der 
Nationen oder anderenfalls zu ei- 
nem Reich von Sklaven überge- 
hen.« 


Wie das Ideal 
verfälscht wurde 


Das NWO-»Ideal«, dem Rhodes 
und seine Geschäftsfreunde Geld 
und organisatorische Substanz 
gaben, lief jedoch völlig in die 
verkehrte Richtung. Aber es war 
von leidenschaftlich guter Ab- 
sicht beseelt, wie Rhodes’ aufein- 
anderfolgende Testamente be- 
zeugen. Aber der heute geför- 
derte NWO-Plan ist etwas viel 
Schlimmeres, birgt geheime Ab- 
sichten in sich, die sich völlig von 
dem unterscheiden, was Rhodes 
und sein Kreis sowie viele seiner 
Nachfolger wollten. 
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Deswegen wurde Professor Ca- 
roll Quigleys Geschichte der Welt 
in unserer Zeit »Tragedy and 
Hope« von ihrem ursprünglichen 
Herausgeber, die McMillan Co., 
schleunigst wieder aus dem Ver- 
kehr gezogen, und Quigleys aka- 
demische Laufbahn zunichte ge- 
macht: Er gab zu viele Informa- 
tionen über die Veränderung der 
Machtverhältnisse an der Spitze 
preis. 


Und deswegen bestand eine der 
ersten Aufgaben des »Netz- 
werks« nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs darin, das britische 
Weltreich zu demontieren, das, 
wie von Rhodes und seinem 
Kreis ins Auge gefaßt, das Funda- 
ment einer Neuen Weltordnung 
sein sollte - ganz zu schweigen 
vom Schicksal Rhodesiens, das 
ein bleibendes Denkmal zu Eh- 
ren des Erbauers des Empires 
sein sollte. 


Daraus ergibt sich, daß Amerika- 
ner, die versuchen wollen, die 
Art der Einflüsse zu verstehen, 
die auf ihren ersten Rhodes- 
Schüler-Präsidenten ausgeübt 


werden, sich mehr damit befas- 
sen müssen, was mit dem »Netz- 
werk« geschah, lange nachdem 
diejenigen, die es gründeten, von 
der Bildfläche verschwunden wa- 
ren — genauer gesagt in den drei- 
Biger Jahren. 


Charles Darwin, Begründer der Lehrer über die Entstehung der 


Nichtsdestoweniger muß die Ge- 
schichte von Anfang an erzählt 
werden, wenn wir verstehen wol- 
len, was später geschah. 


Heute können viele sich kaum 
noch die Auswirkung des wunder- 
baren Neue-Welt-Evangeliums, 
das Cecil Rhodes an der Oxford 
University dermaßen inspirierte 
und das die ideologische Blau- 
pause für die NWO-Organisation 
abgeben sollte, die Rhodes und 
seine Kollegen dann auf die 
Beine stellten, vorzustellen. 


Das Suchen nach einem 
neuen Glauben 


Zunächst einmal sanktionierte es 
das vorherrschende Klima mit- 
einander im Wettstreit liegender 
Imperialismen, das eines seiner 
Hauptventile in dem, was als 
»Gerangel in Afrika« bekannt 
wurde, fand; und das »Ergreifen 
jedes Stücks fruchtbaren Brach- 
lands« war umso aufregender 
und befriedigender, nachdem es 
die Eigenschaft einer edlen 
Pflicht für die Menschheit ange- 
nommen hatte. 


Am wichtigsten von allem ist die 
Tatsache, daß Ruskins weltliches 
Evangelium, mit dem verspro- 
chenen »Königtum des Himmels 
auf Erden«, zu einer Zeit in Er- 


nn 


Arten, in einer Karikatur der Zeitschrift »Hornet«. 


scheinung trat, als die Lehren 
von Charles Darwin und anderer 
die Fundamente des orthodoxen 
Christentums zerschmettert hat- 
ten und sehr viele Menschen, be- 
sonders die gebildeten Schich- 
ten, verzweifelt nach einem 
neuen Glauben oder Glaubenssy- 
stem umhertappen ließen. 


Und wir können jetzt klarer, als 
es seinerzeit möglich gewesen 
sein mag, erkennen, daß die Reli- 
gion oder der Religionsersatz, 
der den Geist Cecil Rhodes und 
einer ganzen Generation von Po- 
litikern des britischen Establish- 
ments anfeuerte, etwas mit dem 
marxistisch-leninistischen Evan- 
gelium gemeinsam hat, das glei- 
chermaßen rationalistisch und 
materialistisch und ebenso von 
dem Traum eines »Königreichs 
des Himmels auf Erden« inspi- 
riert wurde. Und in beiden Fällen 
waren die Ziele, von denen man 
träumte, von einer derartigen Be- 
deutung für Leben und Tod, daß 
alle Mittel, um sie zu erreichen, 
gerechtfertigt zu sein schienen. 
Die meisten der großen Religio- 
nen — und die Natur selbst — ha- 
ben stets die Aufhebung morali- 
scher Grundsätze in jedem Kon- 
flikt, in dem die lebenswichtigen 
Interessen der Gesellschaft auf 
dem Spiel standen, sanktioniert, 
aber dies war eine »Religion« ei- 
ner ganz anderen Art, die nach 
Aufhebung moralischer Grund- 
sätze innerhalb einer Gesell- 
schaft, unter Leuten verlangte, 
die von der Natur her zusammen- 
gehörten und langfristige Interes- 
sen gemeinsam hatten. 


»Und warum nicht?«, könnten 
die Anhänger von Rhodes ge- 
fragt haben. »Warum nicht, wenn 
das angestrebte Ziel nichts Ge- 
ringeres - als die Rettung der ge- 
samten Welt und ihrer Bevölke- 
rung ist?« 


Wie die Briten 
hintergangen wurden 


Nicht sehr viel veröffentlicht bis 
zum heutigen Tage ist die Tatsa- 
che, daß Rhodes und seine An- 
hänger, von denen der bedeu- 
tendste Alfred (später Lord) Mil- 
ner, der Hochkommissar, keine 
Skrupel hatten, die faulsten 
Tricks anzuwenden, um Britan- 
nien in einen Krieg gegen die bu- 
rischen Republiken hineinzuzie- 
hen. 

Generalleutnant Sir William But- 
ler schrieb vor seinem Rücktritt 


als Oberkommandierender der 
britischen Streitkräfte in Süd- 
afrika in einer Depesche an den 
Kolonialminister: »Alle politi- 
schen Fragen in Südafrika und 
beinahe alle Informationen, die 
aus Kapstadt kommen, werden 
von dem bearbeitet, was ich be- 
reits als kolossales Syndikat zur 
Verbreitung von Falschmeldun- 
gen bezeichnet habe.« 


Sicherlich war niemals in der Ge- 
schichte eine so ausgedehnte 
Kampagne der Lügenpropa- 
ganda erforderlich, um ein Volk 
in einen Krieg hineinzuziehen, 
wie diejenige, die von Rhodes 
und seinen Günstlingen benutzt 
wurde, um den öffentlichen Wi- 
derstand in Britannien zu über- 
winden. 


J. A. Hobson, ein führender briti- 
scher Schriftsteller, faßte die 
Dinge in seinem Buch über den 
Krieg wie folgt zusammen: »Wir 
kämpfen, um eine kleine interna- 
tionale Oligarchie von Berg- 
werksbesitzern und Spekulanten 
in Prätoria an die Macht zu brin- 
gen. Engländer werden gut daran 
tun, zu erkennen, daß das wirt- 
schaftliche und politische Schick- 
sal Südafrikas in Händen von 
Männern liegt und dort zu blei- 
ben scheint, deren Beruf die Fi- 
nanz ist und deren Interessen 
keine britischen Interessen sind.« 


Diese »ausländischen« Finan- 
ziers, die fast alle einen briti- 
schen Paß in der Tasche hatten, 
betrachtete Rhodes in seiner un- 
mäßigen Eitelkeit als bloße In- 
strumente, die er zur Förderung 
seines großen Planes für eine 
Neue Weltordnung benutzen 
konnte. 


Die ersten 
Konzentrationslager 


Für das britische Volk war der Bu- 
ren-Krieg eine traumatische Er- 
fahrung. Ein Krieg, der nur ein 
paar Wochen dauern sollte, zog 
sich nahezu drei Jahre lang auf 
Kosten von mehr als 20000 briti- 
sche Menschen hin und konnte 
nur durch Anwendung drakoni- 
scher Maßnahmen beendet wer- 
den, die überall Reaktionen der 
Abscheu hervorriefen. Horatio 
Kitcheners Politik der verbrann- 
ten Erde verwandelte ganz Trans- 
vaal und den Freistaat Orange in 
eine Wildnis verwüsteter Farmen 
und unbestellter Felder, und 
führte zum Tod von mehr Frauen 


und Kindern in seinen Konzen- 
trationslagern als Männer auf 
beiden Seiten der Kämpfe getö- 
tet wurden. 


Durch seine moralisch blinde 
Auswahl der Mittel, mit denen er 
versuchte, seine »idealistischen« 
politischen Ziele zu erreichen, 
konnte Rhodes kaum mehr getan 
haben, um den Traum Ruskins 
von einem England als »eine 
Quelle des Lichts, eines Zen- 


Souveränitäten in der ganzen 
westlichen Welt, ein Prozeß, der 
erst seinen Höhepunkt erreichte, 
als die großen Pionier-Familien, 
die die Vereinigten Staaten von 
Amerika geschaffen hatten, 
schließlich aus ihrer dominieren- 
den Position an der Wall Street 
hinausgedrängt wurden. 


Mit dem Eintreffen amerikani- 
scher Stipendiaten an der Oxford 
University wurden die von Rho- 


Bill Clinton ist der erste Rhodes-Schüler, der amerikanischer Prä- 


sident wurde. 


trums des Friedens ... Wächter 
der altehrwürdigen Prinzipien 
unter Verlockung liebenswerter 
Erfahrungen und zügelloser 
Wünsche« zunichte zu machen. 


Es war daher kaum überra- 
schend, daß sich der Burenkrieg 
als Anfang vom Ende des briti- 
schen Empires herausstellte und 
somit die Vorhersage des briti- 
schen Historikers J. A. Froude er- 
füllte, daß Transaktionen von der 
Art, wie sie zum Burenkrieg führ- 
ten, »auf die moralische Regie- 
rung der Welt ausgestellte Kredit- 
briefe« sind, die zwar ihr unmit- 
telbares Ziel erreichen, »die aber 
nach und nach zur Zahlung vor- 
gelegt werden, mit Zins und Zin- 
seszinsen, bis auf den letzten 
Cent«. 


Der englisch-burische Krieg si- 
gnalisierte nicht nur den Anfang 
vom Ende des britischen Weltrei- 
ches, sondern auch den Anfang 
vom Ende nationaler Finanz- 


des und seinem Kreis aufgestell- 
ten Gruppen des Round-Table 
auf die Vereinigten Staaten aus- 
gedehnt. 


Der Anfang 
vom Ende 


Eine Bewegung für die Wieder- 
vereinigung Britanniens und 
Amerikas, »Union Now« ge- 
nannt, weckte die Begeisterung 
vieler wohlhabender Amerika- 
ner - einschließlich Andrew Car- 
negie —, und auch für diese Män- 
ner schien die Idee »eines König- 
reichs des Himmels auf Erden« 
eine neue Art des politischen Pa- 
triotismus zu sein, eines Patriotis- 
mus, der alle Völker »angelsäch- 
sischer Herkunft« umfaßt, ein 
nordwesteuropäischer Patriotis- 
mus der stark genug ist, so nahm 
man an, um die ganze Zukunft 
der Welt zu gestalten. 

Quigley schreibt dazu: »Am 
Ende des Krieges von 1914 wurde 


es klar, daß die Organisationen 
des Systems stark erweitert wer- 
den mußten«, und er schreibt, 
wie in England und in den Domi- 
nions eine Front-Organisation 
für die bstehenden Gruppen des 
Round-Table, das Royal Institute 
of International Affairs genannt, 
etabliert wurde. 


Die Absprachegremien 
des Netzwerkes 


In New York war dieses Institut 
als Council on Foreign Relations 
(CFR) bekannt. Die neuen Orga- 
nisationen verfolgten einen dop- 
pelten Zweck: Sie dienten als 
»Brain Trusts«, die sich der För- 
derung des »Eine-Welt-Ideals« 
widmeten. Und da sie direkte Be- 
ziehungen zu den obersten Ebe- 
nen der Geschäftswelt, den Ban- 
ken, Regierungen, politischen 
Parteien und den Universitäten 
unterhielten, dienten diese Kör- 
perschaften auch als inoffizielle 
Beschäftigungs-Agenturen, de- 
ren Aufgabe darin bestand, ge- 
eignete Rhodes-Schüler in Posi- 
tionen zu schleusen, wo sie den 
größten Einfluß zur Förderung 
des NWO-Planes geltend ma- 
chen konnten. 


Auf diese Weise wählte eine Ge- 
neration von Rhodes-Schülern 
die nächste aus, und erobert die 
empfindlichen Institutionen Was- 
hingtons — Schlüsselpositionen 
auf Capitol Hill, in Think Tanks, 
in meinungsmachenden Zeit- 
schriften, im CIA, im Verteidi- 
gungsministerium und innerhalb 
des Weißen Hauses. 


Der CFR hat seit den Tagen Fran- 
klin Delano Roosevelts fast jede 
Schlüsselposition in der amerika- 
nischen Regierung besetzt. Min- 
destens 47 CFR-Mitglieder be- 
fanden sich unter der amerikani- 
schen Delegation bei der Grün- 
dung der Vereinten Nationen in 
San Francisco im Jahre 1945; und 
in den 38 Jahren vor 1972 waren 
alle Außenminister mit Aus- 
nahme von dreien Mitglieder des 
CFR, darunter Henry Kissinger. 


Der CFR brütete eine Reihe von 
Tochterorganisationen aus, von 
denen eine der wichtigsten das 
Institute of Pacific Relations ist, 
das, wie Quigley und andere im 
Einzelnen erklärt haben, haupt- 
sächlich für den Sturz des natio- 
nalistiichen Regimes von 
Tschiang Kai-schek in China und 
dessen Ablösung durch die Kom- 
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munisten unter Mao Tse-tung ver- 
antwortlich war. 


Ein Welt-System 
der Finanzkontrolle 


Seit Ende des Zweiten Welt- 
kriegs entstanden eine Reihe von 
anderen geheimen und halbge- 
heimen Organisationen, nicht 
sichtbar mit dem Rhodes-»Netz- 
werk« verbunden, die aber alle 
die gleichen langfristigen, geopo- 
litischen Ziele verfolgen. Dazu 
gehören die Bilderberger und die 
Trilaterale Kommission. 


Der CFR hatte in der Gestaltung 
der amerikanischen Politik, so- 
wohl der Innen- als auch der Au- 
Benpolitik, eine so bedeutsame 
Rolle gespielt, daß er ohne Über- 
treibung als lebenswichtiger Teil 
der unsichtbaren Regierung 
Amerikas bezeichnet werden 
kann. Es ist viel über den CFR 
geschrieben worden, aber fast al- 
les kann als »Untergrund-Litera- 
tur« bezeichnet werden, die in 
Zentren des Establishments 
nicht zu finden ist. 


Wer verstehen will, was »Weltre- 
gierung« und die NWO wirklich 
bedeuten, braucht nur zu wissen, 
was mit den Vereinigten Staaten 
geschah - wer die Politik finan- 
ziert, wer die Massenmedien be- 
herrscht, wer die Institutionen 
des höheren Bildungswesens, 
den Buchhandel usw. dominiert. 

Quigley läßt in seinem detaillier- 
ten Bericht über das Auswerfen 
des »Anglo-amerikanischen Netz- 
werks«, das einen so mächtigen 
Einfluß auf die Weltpolitik aus- 
übte und das nun wild dazu ent- 
schlossen ist, alle bestehenden 
nationalen Regierungen in eine 
NWO einzutauchen, viele Dinge 
unerklärt; er könnte das absicht- 
lich getan haben. 


Quigleys große »Geschichte der 
Welt in unserer Zeit«, »Tragedy 
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and Hope« beweist jedoch ohne 
auch nur den Schatten eines 
Zweifels das Vorhandensein ei- 
ner finanz-kapitalistischen 
Macht-Elite in den Händen alter 
Pionier-Familien (die WASP), 
die sich darauf versteift hat, »ein 
Welt-System der Finanzkontrolle 
in privater Hand zu schaffen, um 
das politische System eines jeden 
Landes und die Weltwirtschaft als 
Ganzes zu dominieren«. 


Die Übernahme 
des Netzwerkes 


Quigley gibt viele Informationen 
über das amerikanische Ende des 
»anglo-amerikanischen Netz- 
werks«, das »von den achtziger 
Jahren des vergangenen Jahrhun- 
derts bis zu den dreißiger Jahren 
dieses Jahrhunderts« völlig von 
J. P. Morgan beherrscht wurde, 
und diese Fakten versetzen unsin 
die Lage, die Spur von Verände- 
rungen in einem Netzwerk zu ver- 
folgen, das bereits mächtige Ein- 
zelpersonen enthielt, die eine Mi- 
schung von Motiven darstellten, 
die nicht immer miteinander 
übereinstimmten. 


Erbarmungsloser Zynismus hin- 
sichtlich der angewendeten Me- 
thoden war ebenso sehr ein Cha- 
rakteristikum des Netzwerks vor 


dem Wechsel der Eigentümer- 
schaft und Kontrolle in den drei- 
Biger Jahren wie danach. Sowohl 
die nationalen Finanzkapitali- 
sten als auch die internationalen 
Finanziers hatten in dem marxi- 
stischen Sozialismus/Kommunis- 
mus mit all seinen »nützlichen 
Idioten« schnell das Mittel er- 
kannt, das sie für die Verwirkli- 
chung ihrer erträumten »NWO« 
benötigten. 


Quigley fährt fort, den Unter- 
gang Morgans zu beschreiben, 
und wie mit dem Verlust der Spit- 
zenposition an der Wall Street die 
elitären WASP-Familien ihre 
Macht über führende Institutio- 
nen des Bildungswesens wie zum 
Beispiel die Universitäten von 
Columbia, Harvard, Yale und 
Princeton verloren. 

Nach J. P. Morgans Niederlage in 
Columbia fiel die Wall Street wie 
eine überreife Pflaume in die 
Hände der internationalen Fi- 
nanziers. Es war eine Über- 
nahme unter Anwendung von 
Methoden, die in der westlichen 
Welt immer noch übliche Praxis 
ist, darunter die Finanzierung 
der Parteipolitik, Manipulation 
der öffentlichen Meinung durch 
die Massenmedien. 


Das »Anglo-amerikanische Netz- 
werk« mit all seinen Trusts, Orga- 


Henry Kissinger wurde als Mit- 
glied des CFR amerikanischer 
Außenminister, was eigentlich 
die politische Regel ist. 


nisationen und so fort, wurde 
nicht liquidiert. Es wurde ent- 
führt; mit allem Drum und Dran 
übernommen, zusammen mit all 
dem gesammelten »guten Wil- 
len«, dem Image der Respektabi- 
lität des Establishments, dem 
»Idealismus« und der Mystik und 
natürlich der Gelder. 


Eine Allianz des Geldes und des 
Intellekts wurde auf subtile Weise 
durch eine andere abgelöst, und 
die Tatsache, daß eine solche Al- 
lianz des Geldes und des Intel- 
lekts sich fast auf die gleiche 
Weise verhält, ungeachtet des- 
sen, wer sie an der Spitze be- 
herrscht, machte es noch schwie- 
riger, die Veränderung zu entdek- 
ken. 


Es gibt kein Geheimnis um die 
Folgen, die sich aus diesen okkul- 
ten Ereignissen ergeben: Das 
wirtschaftliche und politische 
Schicksal der Vereinigten Staaten 
ging in die Hände von Fremden 
über, deren Geschäft das Geld ist 
und deren Interessen und Ambi- 
tionen keine amerikanischen 
sind. 


Das »Ideal« der neuen Weltord- 
nung (NWO) wird in den Verei- 
nigten Staaten immer noch in sei- 
ner Originalverpackung gehan- 
delt, und politische Führer des 
Westens wie der Rhodes-Schüler 
Bill Clinton spielen weiterhin ge- 
horsam die ihnen zugeteilte 
Rolle. 


Der zionistische 
Faktor 


Als die alten angelsächsischen 
Eliten auf beiden Seiten des At- 
lantiks ihre Position an der Spitze 
des westlichen Finanzkapitalis- 
mus verloren, wurden sie nicht 
ausgelöscht. Sie wurden ganz ein- 
fach in die Umlaufbahn einer 
Konstellation der Finanzkraft 
hineingezogen, die sie nicht län- 
ger beherrschen konnten, und sie 
wurden danach durch starke Mo- 
tive eines gemeinsamen Wirt- 
schaftsinteresses auf Vorder- 
mann gehalten. 


Die NWO-Verschwörung - denn 
es ist sicherlich eine Verschwö- 
rung - hat im Laufe der Jahre 
ständig Fortschritte gemacht. 


Wir wissen, daß die Operationen 
des »Netzwerks« nach wie vor 
von einer Kontinuität der Ab- 
sicht und einer inneren Disziplin 
gekennzeichnet werden, die 
nicht dem bloßen Zufall zuge- 
schrieben werden können. 


Westliche Geschichte/Geografie 
gibt keinen Sinn, wenn wir den 
zionistischen Faktor in der heuti- 
gen Machtpolitik nicht in Be- 
tracht ziehen. 


Wir müssen erkennen, daß auf 
den höchsten Ebenen der Macht 
ein zionistischer Imperialismus 
an die Stelle des alten angelsäch- 
sischen Imperialismus getreten 
ist: Es ist ein zionistischer Impe- 
rialismus, der jetzt seine eigene 
nationale Erfüllung in der Auflö- 
sung aller anderen Nationalis- 
men und der Aufstellung einer 
Weltregierung sieht, die völlig in 
seiner Gewalt ist. 


Alle diese Entwicklungen sind 
mit dem weiteren Übel eines Sy- 
stems der Geldschöpfung und 
Schulden verknüpft, in dem die 
Länder des Westens gleichzeitig 
sowohl Täter als auch Opfer sind. 


Dies bedeutet, daß in den ver- 
schiedenen nationalen Macht- 
strukturen des Westens schon et- 


J. P. Morgan beherrschte über 
Jahrzehnte das anglo-ameri- 
kanische Netzwerk mit all sei- 
nen Trusts. 


rium immer noch im Entste- 
hungsprozeß® war, und dem 
Tempo und der Quantität der Ver- 
änderung und des Konflikts, 
nachdem das neue Imperium als 
einziger wirklicher Gewinner des 
Zweiten Weltkriegs in Erschei- 
nung getreten war. 


Widerstand gegen die 
Machtkonzentration 


Die Hauptförderer und Diener 
der NWO wissen, daß sie, wenn 
sie ihre finsteren Ziele erreichen 
wollen, erst alle Länder Europas 
des Wenigen, was noch von ihrer 
nationalen Souveränität übrigge- 
blieben ist, berauben müssen; sie 
müssen einer natürlichen echten 
»Europäischen Gemeinschaft« 
zuvorkommen und sie verhin- 
dern, indem sie die Menschen 
hinters Licht führen und unter 
Druck setzen, eine ganz andere 


AMERICA 


THE 
ROUND TABLE 
OF 
THE NINE 


Das Netzwerk der Internationalisten mit ihren internationalen Ab- 


sprachegremien. 


was schiefgelaufen war: Alle hat- 
ten sich in ein wucherndes Geld- 
system eingegliedert; eine von 
stillschweigenden Auswirkungen 
unendlicher Komplexität beein- 
flußte Korruption. 


Eine klare Trennungslinie muß 
gezogen werden zwischen dem 
Tempo und der Quantität der Ver- 
änderungen in der Welt bis 1939, 
als das neue zionistische Impe- 


Art »Neues Europa« gutzuhei- 
Ben. 


Was hat dies alles mit den Verei- 
nigten Staaten von Amerika zu 
tun? 


Die Antwort lautet, daß das, was 
heute in Europa geschieht, eine 
genaue Parallele in den Mei- 
nungsverschiedenheiten hat, die 
jetzt die Führung in Amerika von 


dem Volk trennt, das sie zu reprä- 
sentieren behauptet. 


Die große und sich schnell aus- 
weitende Kluft, die aufgetreten 
ist, ebensosehr in Amerika wie in 
Europa, klafft nun zwischen der 
gesamten herrschenden Schicht 
und dem Volk, dessen Führung 
sie zu sein für sich in Anspruch 
nimmt. 


Da sich überall die Konflikte ver- 
mehren, sehen die Bürger die 
Gesetzmacher als die größten 
Gesetzbrecher an. Widerstand 
gegen den ganzen Prozeß der 
Machtkonzentrationen baut sich 
derzeit in einem Ausmaß aus, der 
ohne Präzedenzfall ist, seitdem 
der NWO-Moloch Anfang dieses 
Jahrhunderts erstmals in Bewe- 
gung gesetzt wurde. Vom Stand- 
punkt der Moral aus gesehen, hat 
die Geschichte noch klarer eine 
Bedeutung, die sich völlig von 
den Fetzen der Desinformation 
und Lügenpropaganda, die uns 
ständig von den Massenmedien 
serviert werden, unterscheidet. 


Und was bringt 
uns die Zukunft? 


Wir meinen, daß die Zukunft für 
alle Völker des Westnes von dem 
bestimmt wird, was heute in Eu- 
ropa geschieht, wo zahllose 
Kräfte sich kontinuierlich verän- 
dern, einige durch menschliche 
Gewalt. Andere aber sind von ei- 
ner zutiefst unberechenbaren Na- 
tur. 


Die Gefechtslinien in dem gro- 
ßen Ringen sind gezogen wor- 
den, und es ist damit zu rechnen, 
daß wir in einem ständig wach- 
senden Ausmaß eine Konfronta- 
tion zwischen den beiden großen 
historischen Formen unseres ge- 
plagten Jahrhunderts erleben 
werden: Einerseits eine höchst 
konzentrierte und aggressive 
Macht, die ihre Quelle und Mit- 
telpunkt im Geld hat, und 
andererseits eine empörte 
menschliche Natur, die endlich in 
allen Ländern des Westens ihre 
Präsenz spürbar macht. Oo 
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Serbien 


Der Krieg der 
Marionetten- 


Meister 


Peter Blackwood 


»Wir können nicht einfach wie Marionetten weiterkämpfen, wir 
müssen an die Spitze gehen und uns mit Marionetten-Meistern, den 
Bossen des Versailler Systems, den Briten, dem internationalen Frei- 
maurertum auseinandersetzen.« Diese Art von Aussage ist in kroati- 
schen und bosnischen Kreisen um die ganze Welt herum immer häu- 


figer zu hören. 


Die »Marionetten« sind natürlich 
die von Slobodan Milosevic ange- 
führten Verfechter eines Großser- 
biens. Die »Marionetten-Mei- 
ster« sind jene internationalen 
kräfte, die über die Führung der 
Vereinten Nationen tätig wer- 
den, die die serbische Aggression 
angeheizt haben und jetzt versu- 
chen, bei der Zerstörung zu- 
nächst der Unabhängigkeit Bos- 
niens, dann kurz darauf der kroa- 
tischen, bis ans Ende zu gehen. 


Die Pläne des 


internationalen 
Apparates 


»Es herrscht kein Zweifel 
daran«, sagte ein führender stra- 
tegischer Denker in Kroatien, 
Sreko Jurdana. »Was die Briten 
jetzt tun wollen ist, die Neu- 
schöpfung einer anderen Form 
von Jugoslawien, um die geopoli- 
tische Ordnung von 1918 wieder- 
herzustellen, als nach dem Er- 
sten Weltkrieg die Sieger - Bri- 
tannien, Frankreich und US-Prä- 
sident Woodrow Wilson - die Eta- 
blierung des ersten Jugoslawiens 
beschlossen.« 


Ein anderer Gelehrter, ein Welt- 
experte für Geschichte, Politik 
und Religion auf dem Balkan - 
der anonym bleiben wollte, weil 
viele seiner Verwandten auf dem 
von Serben beherrschten Territo- 
rium leben - stimmte dieser Ana- 
lyse voll und ganz zu. In einem 
Gespräch hob er hervor, daß »der 
internationale Apparat, der die 
sogenannte Weltordnung voran- 
treibt, Kroatien destabilisiert 
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Albert Pike sah in der neuen 
Weltordnung nur ein Ziel: Das 
Christentum zu besiegen und 
auszuradieren. 


und extremistische Gruppen 
dazu benutzt, um Krieg zwischen 
Bosnien und Kroatien zu stiften. 


Diese Zusammenstöße müssen 
als Ausdruck eines Willens, der 
von außerhalb des Gebietes von 
jenen Mächten kommt, die eine 
neue Form von Jugoslawien wie- 
derherstellen wollen - eines Ju- 
goslawiens, das jenen Zentren zu 
Füßen liegt. Ich rede von den 
Mächten, die Jugoslawien schu- 
fen; ich rede von der internatio- 
nalen Freimaurerei. Das ganze 
Projekt ist nachweisbar.« 


Der Gelehrte erläuterte auch, 
daß die Aktivitäten sowohl des 
nominellen kroatischen Führers 
in Herzegowina, Mate Boban, 


wie gewisser, dem Namen nach 
moslemischer Kräfte im Zusam- 
menhang mit dem internationa- 
len Plan der Freimaurer, die bei- 
den Länder zu destabilisieren 
und zu einer Form von Jugosla- 
wien zurückzukehren, gesehen 
werden müssen. 


Die Zusammenstöße zwischen 
kroatischen und bosnischen Kräf- 
ten haben den Chetniks unter Ra- 
dovan Karadzic, Führer der bos- 
nischen Serben, die Mittel in die 
Hände gespielt, um eine poten- 
tiell vereinte Kraft, die er nicht 
hätte stoppen können, lahm zu 
legen. Es war Boban, der dem 
kroatischen Präsidenten General 
Franjo Tudjman sehr nahestehen 
soll, der seine eigene ethnische 
Säuberung in den Gebieten be- 
gann, die durch den Vance- 
Owen-Plan - der von dem »inter- 
nationalen Apparat«, der Jugos- 
lawien wiederherstellen will, aus- 
gearbeitet wurde - »den Kroaten 
zugeteilt« wurden. 


Der Krieg unter 
den Opfern 


Direkt durch diesen Plan zur Tei- 
lung Bosniens angestiftet, ent- 
schlossen sich Boban und sein 
Militär-Korps, ihre Gebiete »zu 
übernehmen« und die nichtkroa- 
tische Bevölkerung zu vertrei- 
ben. Boban rechtfertigte seine 
Handlungsweise mit der Tatsa- 
che, daß die internationalen 
»Vermittler« ihnen das Gebiet 
zugeteilt hätten, und er erhob 
mehrere angebliche Beschwer- 
den gegen die bosnischen bewaff- 
neten Streitkräfte. Natürlich lö- 
ste dies eine Reaktion aus, zum 
Teil spontan, zum Teil durch den 
»internationalen Apparat« unter 
den moslemischen Verbänden an- 
geregt. Und der Krieg unter den 
Opfern eskalierte. 


Ein Religions-Krieg 
mit dem Islam 


Immer tatkräftig, innerhalb des 
korrumpierenden Zusammen- 
hangs mit dem Vance-Owen-Plan 
handelnd, trat Boban immer of- 
fener für einen Deal mit den 
Chetniks - irreguläre serbische 
Streitkräfte — ein. Am 20. Juni 
1993, in einem Ferienort in Mon- 
tenegro, trafen sich Mate Boban 
und Radovan Karadzic sieben 
Stunden lang vor einer Karte von 
Bosnien. Am Ende, berichtete 
die serbische Zeitschrift »Poli- 


tika«, verließen die beiden lä- 
chelnd den Raum. Es war ein gro- 
Ber Sieg für jene Kräfte, die ver- 
zweifelt versuchen, einen An- 
griffskrieg in einen seltsamen 
Religionskrieg zwischen dem 
Christentum und dem Islam zu 
verwandeln. 


Das Treffen zwischen Boban und 
Karadzic fand statt, während von 
den Vereinten Nationen und an- 
glo-französischen Kräften immer 
stärkerer Druck auf die bosni- 
sche Regierung ausgeübt wurde, 
eine noch brutalere Teilung des 
Landes zu akzeptieren als der 
Vance-Owen-Plan vorsieht. Als 
ihm bei den Genfer »Friedensge- 
sprächen«, der von den Anglo- 
Franzosen unterstützte und von 
Boban, Tudjman, Karadzic und 
Milosevic aktiv geförderte Plan 
zur ethnischen Aufteilung vorge- 
legt wurde, erklärte Bosniens 
Präsident Alija Izetbegovic, er 
sehe keinerlei Veranlassung, die 
Verhandlungen fortzusetzen, da 
der Vorschlag unannehmbar sei. 


Izetbegovic bat stattdessen um 
Aufhebung des Waffenembargos 
gegen Bosnien, damit das Land 
sich verteidigen könne. Der Vor- 
schlag wurde auf der Zusammen- 
kunft der Europäischen Gemein- 
schaft am 20. Juni 1993 in Kopen- 
hagen von Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl unterstützt. 


Der Widerstand kam 
von John Major 


Trotz der Tatsache, daß ein von 
US-Präsident Bill Clinton unter- 
zeichneter Brief, in dem der Vor- 
schlag unterstützt wird, während 
der Gespräche in Umlauf gesetzt 
wurde, arrangierten die Briten 
eine wütende Reaktion. Premier- 
minister John Major sagte: »Das 
ist keine Politik, die ich befür- 
worte, ich will das Töten been- 
den, es nicht noch verstärken. 
Ich glaube nicht, daß eine Aufhe- 
bung des Waffenembargos und 
Überflutung des Gebietes mit 
Waffen etwas anderes hervor- 
bringen wird, als jede Chance für 
eine ausgehandelte Regelung ka- 
puttzumachen.« 


Major hatte den Nerv, diese Er- 
klärung abzugeben, als konserva- 
tive Schätzungen die Zahl der 
Massakrierten durch die von 
Großserbien angeführten Streit- 
kräften mit 200000 angegeben 
wurde; und während die Gegend, 
die bereits mit serbischen Waffen 


überflutet ist, für die »Endlö- 
sung« vorbereitet wird. 


Am 21. Juni 1993, auf einer dra- 
matischen Sitzung in Zagreb, 
konnten die neun Mitglieder der 
bosnischen Präsidentschaft über 
die Genfer Friedensgespräche 
nicht zu einer einstimmigen Eini- 
gung kommen. Präsident Izetbe- 
govic und Vizepräsident Ejup Ga- 
nic weigerten sich hartnäckig, 
nach Genf zu reisen, während die 
anderen beschlossen, daß sie es 
versuchen sollten. Nach allen Be- 
obachtern war diese Spaltung, 
die die anglo-französischen Me- 
dien aufzubauschen und zu dra- 
matisieren versuchen, die unmit- 
telbare Folge des gewaltigen 
Drucks, der von London, Paris 
und der Führung der Vereinten 
Nationen ausgeübt wird. 


Die alten Ziele 
der Freimaurerei 


Dieser Plan des »teile und herr- 
sche« wurde am 15. Mai 1993 
durch die höchste religiöse Auto- 
rität in Kroatien, Kardinal Franjo 
Kuharic, verurteilt. »Was dieses 
Übel noch verschlimmert, es 
fand in Bosnien und Herzego- 
wina eine Konfrontation zwi- 
schen den Opfern der Aggresso- 
ren statt: Der Krieg zwischen 
Kroatien ist zustandegekommen. 
Und derartige Zusammenstöße 
werden von Verbrechen, Mord, 
Brandstiftung und Vertreibung 
von Menschen aus ihren Häusern 
begleitet!«, sagte er. 


Der »internationale Apparat« 
hat wenig Zeit. Mehrere Signale 
kommen sowohl aus Bosnien als 
auch aus Kroatien, daß das Ver- 
sailler »Spiel« herausgefordert 
und das blutige kontrollierte Um- 
feld durchbrochen wird. Eines 
der stärksten Signale zeigte sich 
ein Monat vor dem mutigen Ap- 
pell des Kardinals für Bosnien in 
Form eines Artikels. Er erschien 
in der Zeitschrift der kroatischen 
katholischen Kirche, »Glas Kon- 
cila«, mit der Überschrift: »Neue 
Weltordnung?!« 


In dem Artikel in »Glas Koncila« 
heißt es: »Die neue Weltordnung 
ist ein langjähriges Projekt der 
von den Briten angeführten Frei- 
maurerei. Dies wird, zum Bei- 
spiel, im 19. Jahrhundert durch 
die enge Verbindung zwischen 
dem britischen Premierminister 
Palmerston und Palmerston- 
Kreisen in England einerseits 


und den Netzwerken Jung-Eu- 
ropa und Jung-Amerika, geführt 
... von Guiseppe Mazzini, sym- 
bolisch dargestellt. Eine Schlüs- 
selfigur in jenen Kreisen war der 
Verrräter und Satanist Albert 
Pike. Pike sagte klar und deutlich 
und immer wieder, auch in Doku- 
menten, die sich in der Freemaso- 
nic Library in Washington befin- 
den, der Hintergrund des Gedan- 
kens an eine neue Weltordnung 
bestehe darin, das Christentum 
zu besiegen und auszuradieren. 
Daher ist dieser Neo-Malthusia- 
nismus etwas, was mit den rassi- 
schen Doktrinen von Palmer- 
stone-Mazzini-Pike und ähnli- 
chen Kreisen im internationalen 
Freimaurertum in Verbindung 
steht.« 


Die Spieler sitzen in 
London, Paris 
und Washington 


»Die westlichen Mächte sind 
nicht dazu bereit, ihre Fehler zu 
korrigieren. Sie sind immer noch 
entschlossen, das kontinentale 
Europa, speziell Deutschland, 
aus geopolitischen Gründen zu 
zerstören. Dies ist ihr Spiel! Das 
Spiel der Serben ist in Wirklich- 
keit das Spiel gewisser Mächte in 
Großbritannien, Frankreich, den 
Vereinigten Staaten, und diese 
Mächte sind entschlossen, ihr 
Spielchen bis zum Ende zu betrei- 
ben. Das Spiel wird auch in Zu- 
sammenarbeit mit gewissen Kräf- 
ten in Moskau betrieben, symbo- 
lisch dargestellt durch Marschall 
Jasow und die frühere Gorba- 
tschow-Bande ... Und der Westen 
versucht, mit einer neuen Form 
eines neuen Jalta-Abkommens in 
Erscheinung zu treten, in der 
Hoffnung, daß seine Freunde un- 
ter den russischen sogenannten 
Verfechtern des harten Kurses 
ihre Kooperation mit London 
und Washington aufrecht erhal- 
ten werden.« 


Die Veröffentlichung dieses An- 
griffes auf die Geopolitik und die 
Freimaurerei in der Zeitung der 
kroatischen katholischen Kirche 
hatte die Auswirkung eines Elek- 
troschocks auf die psychologi- 
sche Kriegsführung der Arzte, 
die das bosnische Experiment 
durchführen. Die Botschaft war 
klar.« Wir wissen, wer Sie sind 
und was Sie tun!« 


Am 25. April 1993, genau eine 
Woche später, veröffentlichte die 
führende kroatische Zeitung 


»Vjesnik« ein langes Interview 
mit dem führenden kroatischen 
Prälat im Vatikan, Monsignore 
Milan Simeic. Es war eine scharfe 
Verurteilung der Rolle, die das 
internationale Freimaurertum 
bei der Auslösung der Tragödie 
im ehemaligen Jugoslawien ge- 
spielt hatte. Die Motivation des 
Freimaurertums: Die Schaffung 
eines unabhängigen und wohlha- 
benden Europas und das Wieder- 
auferstehen katholischer Länder 
aus der Asche des Kommunismus 
zu verhindern. Das Interview 
ging zu detaillierten Informatio- 
nen über Sitzungen, öffentliche 
und geheime Gespräche der Ver- 
schwörer über. 


Während er Abkommen mit den 
Chetniks traf und die moslem- 
feindliche ethnische Säuberung 
anführte, hatte Mate Boban den 
Nerv, beleidigend auf den Appell 
von Kardinal Kuharic zu reagie- 
ren. Am Abend des 20. Juni 1993 
drangen seine Männer, bis auf die 
Zähne bewaffnet, in ein Lager 
für moslemische Flüchtinge in 
Posuje ein. Sie trieben die ver- 
ängstigten Frauen und Kinder zu- 
sammen, zwangen sie in Auto- 
busse und fuhren sie in die Ge- 
gend von Medjugorje, die der 
Vance-Owen-Plan den »Mos- 
lems« zuteilt. 


Kein neues Libanon 
in Jugoslawien 


Der kroatische Gelehrte sagte: 
»Die Haltung Bobans ist so, daß 
jede anständige Person und vor 
allem jede religiös eingestellte 
Person, sie verdammen muß. 
Man kann nicht die gleichen Me- 
thoden anwenden, die man bei 
anderen verurteilt. Man kann 
niemals die Zivilbevölkerung zur 
Zielscheibe machen - niemals.« 
Glücklicherweise nahmen die 
Italiener jene Flüchtlinge auf. 
Der katholische Bischof von Mo- 
star verurteilte diese Ereignisse 
öffentlich. Boban sagt, daß die 
Moslems Kroaten aus traditionell 
von Kroaten bewohnten Gebie- 
ten vertreiben; selbst wenn dem 
so ist, muß das, was er tut, mit 
den klarsten Worten verurteilt 
werden. 


»Der Punkt ist, daß es westliche 
Kräfte gibt — Geheimdienstler 
und andere -, die die Gewalttä- 
tigkeiten paramilitärischer kroa- 
tischer Verbände schüren. Hinter 
diesem zynischen Plan verbirgt 
sich die Absicht, zu beweisen, 


daß die Kroaten wie die Serben 
sind, und vor allem die Absicht, 
Kroatien zu destabilisieren. 
Diese Herren wollen Jugosla- 
wien wieder zusammenflicken. 
Und dies muß als ein Plan gese- 
hen werden, der von jenem inter- 
nationalen Banken- und Finanz- 
Establishment vorangetrieben 
wird, das die Sozialistische Inter- 
nationale benutzt, ein Plan für 
eine Strategie zur Eroberung der 
Macht und der völligen Beherr- 
schung der Wirtschaft des chema- 
ligen kommunistischen Euro- 
pas.« 


Die Maus in einem 
britischen Experiment 


Sreko Jurdana vertritt den glei- 
chen Standpunkt: »Kroatien 
muß aus der britischen Falle ent- 
weichen. Was die Briten tun, ist 
das Gleiche, was sie im Libanon 
getan haben: Die Benutzung 
dreier Gewalten, manchmal 
Bündnisse zwischen zwei von ih- 
nen gegen die dritte schaffen. Ich 
schlage vor, daß Kroatien alle be- 
waffneten Streitkräfte aus Bos- 
nien zurückzieht und mit den 
deutlichsten Worten seine Unter- 
stützung für die Unabhängigkeit 
und Einheit von Bosnien zum 
Ausdruck bringt. Boban muß ge- 
sagt werden, daß Kroatien sich 
von seinen Aktivitäten distan- 
ziert, und daß wir alle Lieferun- 
gen einstellen. Wenn das getan 
ist, wird Kroatien den Streitkräf- 
ten der Vereinten Nationen, de- 
ren Mandat Ende Juni ausläuft, 
mitteilen, daß wir zum ursprüng- 
lichen Vance-Plan zurückkom- 
men wollen, das heißt, sie müs- 
sen an den Grenzen zwischen 
Kroatien, Bosnien und Serbien 
stationiert werden. Serbische 
Kriegsverbrecher, die kroati- 
sches Gebiet mit den Truppen der 
Vereinten Nationen verlassen, 
werden eine Amnestie erhalten. 
Falls die Vereinten Nationen dies 
nicht tun, muß Kroatien klar her- 
ausstellen, daß es bereit ist, um 
sein Territorium zu kämpfen. Wir 
müssen damit aufhören, die 
Maus in einem britischen Experi- 
ment zu spielen!« 
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Neue-Welt-Ordnung 


Materielle und 
mentale 
Umweltver- 
schmutzung 


Arnulf Neumaier 


Gewisse internationale Kreise setzten die Instrumentarien der Psy- 
chologie bereits vor dem Ersten Weltkrieg zur Kriegsvorbereitung 
und anschließend zur Kriegsführung gegen Deutschland ein. Erin- 
nert sei an jene Greuellüge von den abgehackten Kinderhänden im 
Ersten Weltkrieg zur Verleumdung der deutschen Soldaten mit dem 
Zweck, die übrige Welt gegen uns aufzubringen. Obwohl jedermann 
wissen konnte, daß beim Öffnen der Pulsadern sehr schnell der Tod 
durch Verblutung eintritt, wurde die angebliche Untat mit Bildern 
von Kindern mit abgehackten Händen glaubhaft gemacht. 


Die Wirkung solcher Verleum- 
dungen bestärkte jene Kräfte, 
Lügen- und Verleumdungsinsti- 
tute aufzubauen, die im Verlauf 
des Zweiten Weltkriegs und da- 
nach, offiziell und professionell 
mit mehreren hundert Mitarbei- 
tern allein in England, die psy- 
chologische Kriegsführung be- 
trieben. Man darf aber nicht an- 
nehmen, daß es sich hierbei ledig- 
lich um eine Anzahl skrupelloser 
Journalisten und Propagandisten 
handelte, sondern man muß er- 
kennen, daß diesen Organisatio- 
nen eine Zielsetzung vorgegeben 
war, die nur dann realisiert wer- 
den konnte, wenn Fachleute aus 
den verschiedensten Wissensge- 
bieten und vor allem Psycholo- 
gen, die die Massenpsychologie 
beherrschen, zur Verfügung stan- 
den. 


Zur Durchsetzung 
politischer Ziele 


Nachdem die Hintergrund- 
mächte die Bedeutung dieser 
Einrichtungen immer mehr er- 
kannten, dienten diese hoch ent- 
wickelten Instrumente, auch als 
Denkfabriken bekannt, zur Ma- 
nipulierung der Massen und zur 
Durchsetzung politischer wie 
wirtschaftlicher Ziele. In Verbin- 
dung mit den von den gleichen 
Kräften beherrschten Medien 
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wurde das System komplett. Be- 
sonders wirksam ist eine solche 
Kombination von Lügenerzeu- 
gern und Lügenverbreitern, 
wenn sie aufein gutgläubiges, zur 
Ehrlichkeit erzogenes Volk wie 


das deutsche Anwendung findet. 
Nicht wenige Deutsche stellten 
sich meist gutgläubig in den 
Dienst der Berufslügner und 
schadeten dem Deutschen Volk 
und sich selbst. 


Wie bei den meisten Lebewesen 
und auch den Menschen, werden 
in Gefahrensituationen Instinkte 
aktiv, deren Aufgabe es ist, 
Kräfte zur Überwindung unmit- 
telbarer Gefahren: zu mobilisie- 
ren, wobei gleichzeitig Existenz- 
probleme anderer Natur zurück- 
gedrängt und aus dem Blickfeld 
gerückt werden. Die Instrumen- 
talisierung der Angst zur Beherr- 
schung der Menschen ist nicht 
neu und findet in der jüdischen 
Religion, wie das Alte Testament 
deutlich macht, einen beredten 
Ausdruck und setzte sich im Chri- 
stentum weiter fort. 


Das Ziel heißt 
Machterweiterung 


Wir stehen heute vor den kom- 
plexen Problemen der Umwelt- 
schädigung in materieller und 
mentaler Hinsicht. Um Angst zur 
Beherrschung der Völker zu er- 
zeugen, bedient sich die One- 
World-Mafia echter und vorge- 
täuschter, künstlich geschaffener 
Gefahren mit dem Ziel der 


Die Alliierten in der Pose der Sieger: Churchill (von links), Truman 
und Stalin auf der Potsdamer Konferenz. 


Machterweiterung in politischer 
und wirtschaftlicher Hinsicht. 


Kein anderes Lebewesen als der 
Mensch des technischen Zeital- 
ters ist in der Lage, seine Umwelt 
so ernsthaft zu schädigen, daß da- 
bei seine eigene Existenz in Frage 
gestellt werden könnte. Aber be- 
reits die alten Römer haben böse 
Eingriffe in die Natur, wie die Ab- 
holzung des Apennin und der dal- 
matinischen Wälder vorgenom- 
men, die heute noch sichtbar 
sind. Der moderne Mensch der 
Technik ist nicht nur in der Lage, 
die Umwelt zu schädigen, er hat 
bei entsprechendem Verantwor- 
tungsbewußtsein und richtiger 
Gesellschaftsordnung auch die 
Mittel, Schäden zu vermeiden 
und zu beheben. Voraussetzung 
für die Wirksamkeit geeigneter 
Umweltschutzmaßnahmen ist 
die zahlenmäßige Begrenzung 
der Menschen auf den vorgege- 
benen Lebensraum. 


Aus der Tierwelt kennen wir das 
Regulativ der Unfruchtbarwer- 
dung zur Steuerung der Überbe- 
völkerung durch eine Art. Bei 
einigen Tierarten führt die zu 
hohe Dichte selbst bei ausrei- 
chender Nahrungszufuhr zur 
Selbstauslöschung infolge eines 
gesteigerten Aggressionsverhal- 
tens. Diese Gegebenheiten sind 
in den Denkfabriken der One- 
World-Mafia wohl bekannt und 
finden, wie jeder leicht feststel- 
len kann, auch auf Menschen ge- 
zielt, ihre Anwendung. 


Das Geschäft 
mit der Angst 


Hier seien zwei Beispiele er- 
wähnt, in welcher Weise Angst 
und Schrecken instrumentalisiert 
werden. Die Hoechst AG erzielte 
mit der Produktion ß-Naphtol 
und Resercin, deren Fabrikation 
1992 eingestellt wurde, einen Jah- 
resumsatz von 80 Millionen DM. 
Um einer Abwasserbelastung zu 
begegnen, wurde eine Investition 
von 55 Millionen DM getätigt. 
Grund für die Einstellung der 
Produkte war der Umstand, daß 
ausländische Anbieter weit unter 
den Herstellungskosten bei 
Hoechst liefern konnten, weil an 
deren Standorten Umweltschutz- 
maßnahmen nicht gefordert sind. 
Die sonst so aktiven internationa- 
len Umweltschützer haben sich 
in Schweigen gehüllt. Der sach- 
unkundige Bürger wird sich 
durch eine solche Produktions- 


stillegung in den ihm eingeimpf- 
ten Ängsten bestätigt fühlen. 


Der zweite Fall bezieht sich auf 
die Ozon-Kampagne beziehungs- 
weise das FCKW-Verbot. Dazu 
die amerikanische Zeitung »De- 
troit News« vom 18. April 1993: 
»Die Apokalypse findet nicht 
statt ... Die Wahrheit ist, daß die 
größere Bedrohung immer von 
Umweltverbesserern ausging, 
die die Wissenschaft für politi- 
sche Zwecke einspannten, um 
daraus Gewinne zu schlagen« 
und die »Washington Post« 
schrieb, daß die Ozonlochgefahr 
nichts anderes als ein weiterer 
Umweltkatastrophenbluff ist. 
Diese medialen Äußerungen in 
jüngster Zeit fußen auf wissen- 
schaftlichen Arbeiten ernst zu 
nehmender Forscher, deren Er- 


gebnisse in Bälde weltweite 
Nachdenklichkeit hervorrufen 
wird. 


Am Schluß einer wissenschaftli- 
chen Arbeit über das Klima der 
Erde schreibt Prof. R. S. Lind- 
zen, Cambridge/USA: »Ebenso 
offensichtlich ist es, daß die Nei- 
gung der Gesellschaft, auf unbe- 
gründete Hinweise auf eine an- 
gebliche Katastrophe zu reagie- 
ren, nur eine Fähigkeit behin- 
dert, auf konkrete identifizier- 
bare Probleme zu reagieren. Es 
gibt bereits starke Impulse für 
eine ordnungspolitische Rege- 
lung dieses vorgetäuschten Pro- 
blems.« 


Das deutsche Volk 
muß vernichtet werden 


Als Deutschland nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg in Schutt und 
Asche lag, glaubte die übrige 
Welt, daß damit dem deutschen 
Volk die letzte Stunde geschlagen 
habe. Der Verlauf der Nach- 
kriegsgeschichte beweist, daß 
eine weitgehend zerstörte mate- 
rielle Basis nicht den Untergang 
eines Volkes bedeuten muß, so- 
lange die ethischen Werte, Le- 
benswille und Lebenskraft, vor- 
handen sind. Aus den gesunden, 
unverdorbenen geistigen und 
seelischen Kräften heraus, in Ver- 
bindung mit einer von den brei- 
ten Massen getragenen Sozialver- 
pflichtung gelang der Wiederauf- 
bau unseres Landes, wofür es in 
der Geschichte kein Beispiel 
gibt. 


Diese unerwartete Entwicklung 
rief die teuflischen Gegner auf 


den Plan, deren Ziel seit langem 
die Vernichtung des deutschen 
Volkes war. Ein Volk wie das 
deutsche kann nicht so leicht 
durch eine schadhafte Umwelt 
zerstört werden, solange des Vol- 
kes Seele und Geist in Ordnung 
sind. Solch ein Umstand war 
schon während des Krieges von 
gewissen satanischen Kreisen er- 
kannt worden. So forderte Na- 
than Kaufmann bereits 1941 in 
seinem Buch »Deutschland muß 
ausgelöscht werden«: »... das 
deutsche Volk muß für immer 
vollständig vernichtet werden 
und das nicht nur theoretisch, 
sondern wirklich und wahrhaf- 
tig.« Zwecks physischer Vernich- 
tung des deutschen Volkes plante 
er die Sterilisierung aller Deut- 
schen und legte dafür entspre- 
chende Berechnungen vor. 


Im Jahre 1942 war das erste der 
zwischen Roosevelt und Stalin 
vereinbarten Kriegsziele die 
» Abschaffung der völkischen Ex- 
klusivität«. Kurz darauf, im 
Jahre 1943, schlug der Professor 
für Anthropologie, Earnest Hoo- 
ton, laut einer New Yorker Zei- 
tung vor: »Während dieser Besat- 
zungszeit (ohne Friedensvertrag 
sind wir praktisch heute noch ein 
besetztes Land; Bemerkung des 
Verfassers) soll die Einwande- 
rung und Ansiedlung von Nicht- 
Deutschen, insbesondere von 
Männern in den deutschen Staa- 
ten gefördert werden.« 


Ablenkung mit 
Umweltproblemen 


Im Hinblick auf den relativ ho- 
hen Ausländeranteil in Deutsch- 
land ist für jedermann sichtbar 
geworden, daß mit der Vernich- 
tung der mentalen Umwelt auch 
das Ende des deutschen Volkes 
gekommen wäre. So läßt sich 
heute sagen, daß die hochgespiel- 
ten Umweltprobleme materieller 
Natur häufig als Ablenkungsma- 
növer von der beabsichtigten gei- 
stigen, kulturellen und ethni- 
schen Zerstörung des deutschen 
Volkes wie anderer Völker, zu gel- 
ten haben. Alle Zweige der Kul- 
tur, ob Bildende Kunst, Theater, 
Literatur, sind heute ein beredtes 
Zeichen des Niedergangs, eine 
Beleidigung der Asthetik, Aus- 
druck seelischer Deformationen 
zur Förderung der Entwicklung 
negativer menschlicher Werte. 


Dazu kommt die Zerstörung der 
Familie, der kleinsten Zelle eines 


Volkes, die Förderung einer kri- 
minellen Entwicklung durch 
Asylgewährung an ausländische 
Kriminelle, die unzulängliche 
Bekämpfung der Drogenszene 
sowie die Diskreditierung von 
Polizei- und Sicherheitskräften. 


Kriminalität ist geeignet, die 
Menschen dauernd in Angst und 
Schrecken zu halten und von den 
kriminellen Zielen der One- 
World-Mafia abzulenken. Wie 
die Vorgänge in Italien zeigen, 
sind staatliche und gewöhnliche 
Kriminalität eng verbunden. 


Um die schöpferischen Kräfte ei- 
nes Volkes, beginnend bei der Ju- 
gend, zu zerstören, wurde das 
Bildungswesen auf ein tiefes Ni- 
veau gesenkt, die Geschichte ver- 
fälscht, der Wissensstoff einge- 
engt, das geistige Erbe vorenthal- 
ten und die Sprache als formen- 
des Instrument von Seele und 
Geist verunstaltet. Zur Ver- 
schleierung der Zerstörung der 
mentalen Umwelt dient der irre- 
führende Ausdruck Multikultur, 
ein für jedermann sichtbarer Wi- 
derspruch in sich. Das Entstehen 
einer großen Kultur war immer 
an ein Volk gebunden und fand 
häufig durch Überfremdung ein 
Ende. 


Eine ethnische 
Rückbesinnung beginnt 


Ein staatliches Gebilde wie die 
USA, das sich von Anbeginn als 
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eine »multikulturelle Gesell- 
schaft« entwickelte, gelangte nie 
zu einer echten eigenständigen 
Kultur. Die damals von den Ein- 
wanderern mitgebrachten Prä- 
gungen erfuhren keine Entfal- 
tung und Fortentwicklung, wes- 
halb dieses Land im Sinne von 
Hochkulturen als kulturlos zu be- 
trachten ist. Der staatliche Ver- 
fall mit all den schrecklichen Fol- 
gen ist wegen des Fehlens kultu- 
reller Bande auf Dauer nicht auf- 
zuhalten. 


Da die One-World-Mafia in und 
mit den USA zu Macht und 
Reichtum gelangte, glaubte sie 
mit einer den Völkern aufge- 
zwungenen Multikultur, das 
heißt, der Vernichtung der men- 
talen Umwelt der Völker, die 
Weltherrschaft antreten zu kön- 
nen. Nach dem Untergang der 
Sowjetunion, selbst ein Geschöpf 
von Kräften gleichen Ursprungs 
wie im Falle der heutigen USA, 
bahnt sich eine ethnische Rück- 
besinnung an, die noch viele Völ- 
ker erfassen wird. Somit wird die 
bewußte Zerstörung der Völker 
und ihrer Kulturen ein Ende neh- 
men und das Ende der One- 
World-Mafia einleiten. 


Die nationalen Kräfte aller Völ- 
ker, besonders jene in Deutsch- 
land, müssen die Methoden der 
One-World-Mafia zur Vernich- 
tung der Völker entlarven und 
dürfen sich nicht zum Schaden 
der ganzen Menschheit in die Irre 
führen lassen. 


10/1993 feODE 39 


Rußland 


Wirtschaft auf 
dem Weg der 
Besserung 


Die russische Wirtschaft befindet sich zwar noch immer auf Talfahrt. 
Doch hat sich das Abwärtstempo inzwischen verlangsamt. Gleichzei- 
tig sind erste Reformerfolge unübersehbar. Zu dieser vergleichs- 
weise optimistischen Einschätzung kamen Wissenschaftler zweier 
führender Moskauer Wirtschaftsforschungsinstitute auf einem 
Forum des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln. 


Makroökonomisch stellt sich die 
Wirtschaftslage Rußlands auch 
im dritten Reformjahr noch im- 
mer desolat dar. Die beiden 
Brennpunkte: 


Die Inflation 
galoppiert weiter 


Die Wirtschaftsleistung schrumpft. 
Das Sozialprodukt ging im Zeit- 
raum 1990 bis 1992 um insgesamt 
rund ein Drittel zurück. Besonders 
drastisch sackte das Wachstum im 
vergangenen Jahr durch - um 19 
Prozent. Die Investitionen haben 
sich (mit -45 Prozent) nahezu hal- 
biert. 


Für 1993 rechnen die russischen 
Konjunkturexperten mit einem wei- 
teren BIP-Rückgang um acht Pro- 
zent. 


Die Inflation galoppiert weiter. Al- 
lein 1992 betrug der Preisanstieg 
2500 Prozent. Anfang 1993 schlit- 
terte das Land mit einer monatli- 
chen Geldentwertungsrate von 
rund 30 Prozent weiter am Rand ei- 
ner Hyper-Inflation dahin. Inzwi- 
schen konnte die Inflationsrate 
halbiert werden - von einer leidli- 
chen Preisstabilisierung kann frei- 
lich noch immer nicht gesprochen 
werden. 


Der wichtigste 
Handelspartner 
ist Deutschland 


Wichtige Weichenstellungen sind 
erfolgt. Trotz Wirtschaftskrise 
und Inflation: Die schlimmsten 
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Befürchtungen zahlreicher Beob- 
achter haben sich nicht bewahr- 
heitet. Weder kam es zu einem 
allgemeinen Energie- und Nah- 
rungsmittelnotstand, noch ist 
Rußland im Chaos versunken. 


Vielmehr sind wichtige Weichen 
für eine bessere ökonomische Zu- 
kunft gestellt worden. So haben 
sich im Gefolge des Referendums 
vom 25. April 1993 die Markt- 


wirtschaftler in vielen Punkten 
durchgesetzt. Fortschritte gibt es 
daneben vor allem bei der Priva- 
tisierung und der Reform des Au- 
Benhandels. 


Umstrukturierung des Außen- 
handels: Wie alle ehemaligen 
Ostblockstaaten war auch die So- 
wjetunion im Außenhandel stark 
auf bilaterale Handelsstrukturen 
im Rahmen des Rats für Gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe (RGW) 
konzentriert. Heute wickelt Ruß- 
land bereits mehr als die Hälfte 
seines Außenhandels mit westli- 
chen Industriestaaten ab. Darun- 
ter kommt der Bundesrepublik 
eine besondere Bedeutung zu: 


Deutschland war 1992 sowohl auf 
der Exportseite (14,4 Prozent) 
als auch auf der Importseite (19,2 
Prozent) mit weitem Abstand 


wichtigster Handelspartner von 
Rußland. 


Vom absoluten Niveau her gese- 
hen ist der russiche Außenhandel 
in den letzten Jahren beträchtlich 
zusammengeschrumpft. Allein in 
1992 sanken Ausfuhren und Ein- 
fuhren dem Volumen nach um 
rund ein Fünftel. Grund: Das rus- 
sische Exportsortiment erweist 
sich auf den Weltmärkten als we- 


nig attraktiv. Damit fehlen auf 
der anderen Seite die Devisen für 
den Import. 


Besonders betroffen von der rus- 
sischen Import-Baisse sind die 
neuen Bundesländer. Sie waren 
früher der Hauptlieferant vor al- 
lem der russischen Abnehmer 
hochwertiger Investitionsgüter. 
Der Zusammenbruch der tradi- 
tionellen Handelsbeziehungen 
macht sich heute für beide Seiten 
schmerzlich bemerkbar. Vor die- 
sem Hintergrund sind auch un- 
konventionelle Ansätze willkom- 
men, um wieder mehr Schwung 
in den deutsch-russischen Han- 
del zu bringen - beispielsweise in- 
novative Tauschgeschäfte. 


Privatisierung: Die am tiefsten 
greifenden Veränderungen in der 
russischen Volkswirtschaft voll- 
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Bundeskanzler Helmut Kohl 
mit dem russischen Präsiden- 
ten Boris Jelzin. Deutschland 
ist für Moskau der wichtigste 
Handelspartner. 


ziehen sich derzeit beim Umbau 
der Eigentumsordnung. Zwar 
hinkt das Land noch deutlich hin- 
ter den osteuropäischen Konkur- 
renten her. 


Doch schon kurz nach dem Big 
Bang zu Beginn des Jahres 1992 
erhielt die russische Privatisie- 
rung von Mittel- und Großbetrie- 
ben durch das »Staatliche Pro- 
gramm zur Privatisierung von 
Staats-- und Kommunalbetrie- 
ben« einen institutionellen Über- 
bau: 


Fortschritte beim Umbau 
der Eigentumsordnung 


Das »Staatskomitee für die Ver- 
waltung staatlicher Vermögens- 
werte« steuert und überwacht die 
Privatisierung. Es untersteht 
dem stellvertretenden Minister- 
präsidenten Tschubais und kon- 
trolliert zusammen mit den Nie- 
derlassungen in allen 88 Regio- 
nen der Föderation den gesamten 
Privatisierungsprozeß im Lande. 


Dem »Fonds des Föderationsei- 
gentums« obliegt die technische 
Abwicklung. Er fungiert sozusa- 
gen als russiche Treuhandanstalt. 


Um die Zustimmung zur Privati- 
sierung bei Belegschaften und 
Bevölkerung zu gewinnen, 
wurde im Oktober 1992 getreu 
dem tschechischen Vorbild mit 
der Ausgabe der ersten Privatisie- 
rungsgutscheine begonnen. 


Inzwischen sind so rund 150 Mil- 
lionen russische Bürger zumin- 
dest vorübergehend in den Besitz 
von »Wautscheri« gekommen. 


Die Voucher-Privatisierung gilt 
als die große Entdeckung beim 
Umbau der Wirtschaftsordnun- 
gen des ehemaligen Ostblocks: 


In 16 der mittlerweile 23 Reform- 
staaten des ehemaligen Ost- 
blocks steht die Privatisierung 
des Volksvermögens über die ko- 
stenlose Verteilung von Coupons 
an die Bevölkerung auf der Tages- 
ordnung. In sieben Staaten ist sie 
geplant, in vier wird sie derzeit 
vorbereitet und in fünf weiteren 
Ländern ist sie schon voll im 
Gange. 


Die ersten staatlichen 
Wertpapiere 


Das Prozedere in Rußland: Jeder 
Bürger hat Anspruch auf einen 
Privatisierungsgutschein in Höhe 
von 10000 Rubel. Damit können 
vier verschiedene Transaktionen 
getätigt werden: Direkt-Erwerb 
von Betriebsaktien; Anteils-Er- 


werb bei einem Investment- 
fonds; Kauf der selbstgenutzten 
Wohnung oder eines gepachteten 
Grundstücks; Einlösung gegen 
Bargeld. 


Inzwischen hat sich aufgrund zu- 
nehmenden Bekanntheitsgrads 
und zahlreicher gesetzlicher Ver- 
besserungen ein regelrechter 
Wautscheri-Markt entwickelt. 
Sie können mittlerweile als das 
erste staatliche Wertpapier gel- 
ten. 


Auch der anfängliche Kursverfall 
ist gestoppt. Die Zahl der Aktien 
im Nominalwert von 1000 Rubel, 
die der Inhaber für einen Privati- 
sierungsgutschein erhält, ist deut- 
lich gesunken. 


Die Wautscheris können bereits 
seit Anfang 1993 in Aktien umge- 
tauscht werden. Der Erfolg: 

Seit Beginn 1993 wurden etwa 
1550 mittlere und größere Staats- 
betriebe mit durchschnittlich 
mehr als 200 Beschäftigten priva- 
tisiert. 


Noch ein weiter Weg ist 
zurück zu legen 


Durch die stark dezentrale Aus- 
richtung wird diese Form der Pri- 
vatisierung inzwischen schon in 
72 der 88 russischen Regionen 
praktiziert. Sollte sich diese Ent- 
wicklung fortsetzen, ist das 
selbstgesteckte Ziel von 6000 Pri- 
vatisierungen in diesem Jahr 
nicht unrealistisch. 

Auch die kleine Privatisierung 
von Dienstleistungsbetrieben, 
die überwiegend im Wege der 
Versteigerung vor Ort verläuft, 
ist gut vorangekommen. Neue 
Schätzungen beziffern die Zahl 
der privatisierten Betriebe be- 
reits auf 61000. Bei einem An- 
fangsbestand von etwa 84000 
könnte damit die kleine Privati- 
sierung noch in diesem Jahr been- 
det werden. 


Nach Auffassung von Experten 
arbeitet derzeit schon jeder 
vierte Erwerbstätige im privaten 
Sektor. 


Zahlreiche Fachleute gehen da- 
von aus, daß der Privatisierungs- 
prozeß unumkehrbar ist. Aber: 
Gemessen am Anfangsbestand 
von etwa 41000 Unternehmen ist 
noch ein weiter Weg zurückzule- 
gen. Und: Noch immer fehlt ein 
Gesetz über den Eigentumser- 
werbanGrundundBoden. DI 


Geheimdienste 


Wer steht 
hinter dem 
Terrorismus? 


Naim Giladi 


Die derzeitigen Schreckensnachrichten in den Medien des Establish- 
ments über eine »apokalyptische Welle des islamischen Terroris- 
mus«, wie »Time Magazine« es formulierte, sind für einen Beobach- 
ter des Nahen Ostens aus erster Hand nichts Neues. 


Obwohl sie Jahrzehnte der Täu- 
schung, Milliarden an verschwen- 
deten Ausgaben des Steuerzah- 
lers und Tausende von Opfern 
mit sich gebracht hat, ist die ver- 
borgene Rolle des CIA und ihres 
langjährigen Alliierten, des Mos- 
sad, Israels Geheimdienst, bei 
der Herbeiführung und Ausbeu- 
tung gelenkter »terroristischer« 
Zwischenfälle den meisten Men- 
schen immer noch unbekannt. 


Als jüdischer Historiker und 
Journalist, der sowohl im Irak als 
auch in Israel studiert und gelebt 
hat, als Organisator der weltwei- 
ten Allianz von Juden aus islami- 
schen Ländern und jetzt amerika- 
nischer Bürger habe ich diesen 
geheimen Krieg mehr als ein Vier- 
teljahrhundert lang genau beob- 
achtet. Ich stieß nämlich frontal 
damit zusammen, sobald ich er- 
wachsen war. 


Als Sohn einer wohlhabenden, 
hochangesehenen Familie im 
Irak wurde ich Anfang 1951 in die 
Selbstregierung unserer wohlha- 
benden Ortsgemeinschaft invol- 
viert, als eine Reihe von terrori- 
stischen Angriffen unsere Geruh- 
samkeit empfindlich störten. 
Durch Bombenexplosionen 
wurde die große Bibliothek des 
US-Information Service an der 
belebten Rashid Streetin Bagdad 
zerstört. 


Jahre später, nachdem ich mich 
in den Vereinigten Staaten nie- 
dergelassen hatte, freundete ich 
mich mit dem inzwischen verstor- 
benen Wilbur Crane Eveland, da- 
mals ein im Ruhestand lebender 
hochrangiger CIA-Beamter, an. 
Obwohl ich es damals nicht 


Naim Giladi ist Vorsitzender 
des Weltkongresses der Juden 
der islamischen Länder. 


wußte, hatte Evelands erster Ge- 
heimdienstauftrag ihn 1951 kurz 
nach den ersten Bombenexplo- 
sionen nach Bagdad verschlagen. 


»Es gibt keinen Zweifel daran, 
daß jene Zwischenfälle des »isla- 
mischen Terrorismus< vom Mos- 
sad inszeniert wurden«, sagte 
Eveland zu mir. »Es ist eine fast 
überall, mit Ausnahme von Ame- 
rika, wo die Presse stets in das is- 
raelische Horn tutet, wohlbe- 
kannte Taktik der Israelis.« 


In seiner späteren Autobiogra- 
phie erläuterte Eveland, daß ein 
derartiger israelischer Terroris- 
mus mehr als einen Zweck ver- 
folgt. Er ziele in erster Linie dar- 
auf ab, einen Keil zwischen Ame- 
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Geheimdienste 


Wer steht 
hinter dem 
Terrorismus? 


rikaner und Araber zu treiben, 
um »die Irakis als amerika-feind- 
lich und zu Gewalttätigkeiten nei- 
gend« hinzustellen. 


Andererseits war Iraks jüdische 
Gemeinschaft wohlhabend. »Sie 
bildete das Rückgrat der Kauf- 
mannsschicht und beherrschte 
die meisten Banken«, berichtete 
Eveland. Die israelische Regie- 
rung wollte, daß sie nach Israel 
kommen und ihre Vermögens- 
werte mitbringen sollten. 


»Kurz nach den Bombenexplo- 
sionen tauchten in ganz Bagdad 
in Israel gedruckte Flugblätter 
auf, in denen Juden eindringlich 
aufgefordert wurden, sich gegen 
solche Gewalttätigkeiten durch 
Flucht nach Israel zu schützen«, 
schrieb Eveland. 


Viele taten das auch. Die Führer 
des Kleinstaates hatten herausge- 
funden, daß inszenierter Terroris- 
mus sowohl politische als auch fi- 
nanzielle Gewinne zeitigen 
konnte. 


Es lag natürlich ein Element des 
Risikos in diesen verdeckten 
Operationen. »Die wiederholte 
Anwendung solcher bizarren 
Provokationen, um die West- 
mächte gegen die Araber aufzu- 
bringen, gingin Ägypten beinahe 
nach hinten los, als die Verwick- 
lung der Israelis darin bekannt 
wurde«, berichteten zwei altge- 
diente israelische Journalisten, 
Yossi Melman und Dan Raviv, in 
einem kürzlich herausgekomme- 
nen Buch über Israels Geheim- 
dienste. 


Das Ziel war Zorn auf 
die Moslems zu erregen 


Im Sommer 1954 startete der 
Mossad eine Welle von terroristi- 
schen Anschlägen auf Agypten. 
Aber »die Bombenziele waren 
keine ägyptischen Militäreinrich- 
tungen. Es waren Geschäftsge- 
bäude, Kinos und amerikanische 
und britische Institutionen. Das 
Ziel war, den Zorn der Amerika- 
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Schah Reza Pahlevi wurde mit Gewalt und mit Hilfe des CIA auf 


den Pfauenthron installiert. 


ner gegen Moslems und gegen 
die Araber zu wecken«, berichte- 
ten die beiden Untersuchungs- 
Journalisten. 


Ausgeschickt mit Brandgranaten 
um das US-Information Center 
in Alexandria, Agypten, nieder- 
zubrennen, am 30. Juni 1954, 
setzte Philip Nathanson, ein in 
den USA geborener Mossad- 
Agent, versehentlich seine Hose 
in Brand. Von der Polizei »ge- 
löscht« und befragt, legte er ein 
Geständnis ab und schilderte die 
Umrisse eines großen terroristi- 


schen Netzwerks im Nahen 
Osten. 
Der darauffolgende Skandal 


führte in Israel zu einer Kabi- 
nettskrise und zu einer ministe- 
riellen Direktive des Kleinstaats, 
bei den vom Mossad inszenierten 
Terroroperationen wo immer 
möglich arabische Agenten ein- 
zusetzen. Die Entscheidung be- 
schleunigte einen weiteren 
Schritt des israelischen Geheim- 
dienstes: die Durchdringung und 
Unterwanderung islamischer Be- 
wegungen. 


Eine günstige Gelegenheit für 
den neuen Vorstoß bot sich bald 
in Agypten selbst, wo die sowjet- 
freundlichen Tendenzen des da- 
maligen Präsidenten Gamal Ab- 
del Nasser innerhalb der Mosle- 
mischen Bruderschaft eine mili- 
tante Opposition erzeugten. Mit 
den ersten Ratenzahlungen in 
Höhe von mehreren Dollar in 
das, was eine lange Aufeinander- 
folge von neuen Zweigstellen des 


CIA werden sollte, drang der 
Mossad in die Reihen der Mosle- 
mischen Bruderschaft ein und 
stachelte sie zum gewalttätigen 
Widerstand auf. 


Geheime Zweigstellen 
des CIA 


Etwa zur gleichen Zeit wurde die 
Initiative des Mossads, in islami- 
sche Bewegungen einzudringen 
und sie zu manipulieren, vom 
CIA im Iran nachgeeifert. Mit 
was er selbst seitdem als »meh- 
rere Schiffskoffer vollgestopft 
mit Bargeld« bezeichnet hat, traf 
der CIA-Agent Kermit Roose- 
velt im Iran ein, um den populisti- 
schen Ministerpräsidenten Mo- 
hammed Mossadegh, der die Ol- 
produktion seines Landes ver- 
staatlicht hatte, zu stürzen. 


Es war ein ungleicher Kampf. 
Unter Anwendung der Taktik des 
Mossad und mit dem Geld ameri- 
kanischer Steuerzahler drang 
Roosevelt in einige der funda- 
mentalistischen schiitischen Par- 
teiungen des Irans ein und kor- 
rumpierte sie. In einer Welle von 
Sabotagehandlungen, Bomben- 
explosionen und gewalttätigen 
Straßendemonstrationen, die 
von der Presse »moslemischen 
Radikalen« zugeschrieben wur- 
den, wurde Mossadegh gestürzt 
und der Schah auf seinem Pfau- 
enthron installiert. Was dann 
folgte war ein Vierteljahrhundert 
der Ausbeutung, Gier, Bank-Ma- 
schen und Unterdrückung & la 
Mossad, die unmittelbar zu Irans 


Gamal Abdel Nasser war das 
Ziel des Widerstandes der Ge- 
heimdienste CIA und Mossad. 


fundamentalistischer Revolution 
von 1979 führten. 


Aber der CIA und der Mossad 
dehnten ihre Infiltration und Ma- 
nipulation islamischer Bewegun- 
gen weiter aus. In ihrem kürzli- 
chen Krieg gegen die Palestine 
Liberation Organization (PLO) 
kanalisierten israelische Agenten 
Waffen und guten Zuspruch zu ei- 
ner als Hamas bekannten rivali- 
sierenden Fraktion, deren 
strenge moslemische Militanz 
den weltlichen Lehren der PLO 
zuwiderlief. 


Jetzt, wo die Kämpfer der Hamas 
in eine Phase des bewaffneten Wi- 
derstands gegen die Besetzung 
des Westufers und des Gazastrei- 
fens eingetreten sind, werden sie 
als typische »arabische Terrori- 
sten« in Bausch und Bogen ver- 
dammt. 


Obwohl sie arabischer Nationali- 
tät sein mögen, sind die Aktivi- 
sten vom Mossad bewaffnet, fi- 
nanziert und zu militanten Aktio- 
nen aufgeputscht worden. 


Die gleiche Art versteckter Mani- 
pulation fremder Geheimdienst- 
agenten stand in den achtziger 
Jahren hinter der Welle von Ent- 
führungen im Libanon, habe ich 
herausgefunden. Es war ein au- 
ßergewöhnlich schmerzvolles ter- 
roristiiches Zwischenstadium, 
für das die Massenmedien be- 
harrlich - und fälschlicherweise - 
ausschließlich islamische »Natio- 
nalisten« und »Extremisten« als 
verantwortlich abstempelten. U 


Wer kontrol- 
liert die UNO? 


Alfred König 


Als quasi über allen Wolken schwebendes Organ, das die Kontrolle 
über die ganze Welt ausübt, präsentiert sich derzeit die UNO. Ver- 
sucht man aber zu erfahren, wer denn die UNO eigentlich kontrol- 
liert, dann kommt man nur zu einem Ergebnis: Niemand! 


Offiziell werden die Entschei- 
dungen der UNO durch die Mit- 
glieder kontrolliert. Doch bereits 
da gibt es zwei Unterschiede. Da 
sind zum einen die »normalen« 
Entscheidungen, und dann gibt 
es die Entscheidungen des UN- 
Sicherheitsrates, bei dem die fünf 
ständigen Mitglieder, die USA, 
Großbritannien, Frankreich, 
Rußland und China über ein 
Veto-Recht verfügen. Gegen ih- 
ren Widerstand kann dort nichts 
entschieden werden. Damit be- 
stimmen praktisch diese fünf 
Staaten über das Schicksal der 
Welt. Da die USA derzeit aber 
nicht zuletzt wegen des Chaos in 
der ehemaligen Sowjetunion und 
den innenpolitischen Problemen 
in China die einzige Weltmacht 
sind, bestimmen sie de facto auch 
die Politik der UNO. 


Zum Schutze der 
Interessen der USA 


Wer glaubt, daß die UNO eine 
objektive Politik betreibt, irrt 
sich. Ein Wiener Mitarbeiter hat 
es vor einigen Jahren in CODE 
bereits deutlich ausgesprochen: 
Die UNO ist nichts anderes als 
ein Spiegel der derzeit herrschen- 
den Machtverhältnisse. Die Sie- 
ger des Zweiten Weltkriegs ha- 
ben gleichzeitig auch den stärk- 
sten Einfluß auf die Politik der 
UNO. 


Und dies wird jeden Tag aufs 
Neue bestätigt. Man schaue sich 
nur einmal an, wie einseitig die 
UN-Politik derzeit auf die Inter- 
essenlage der USA ausgerichtet 
ist. 


Am deutlichsten wurde dies erst- 
mals in Panama. Obwohl der da- 
malige Präsident Noriega jahr- 
zehntelang mit dem CIA zusam- 


mengearbeitet hatte, wurde er, 
als er einen eigenen Weg gehen 
wollte, kurzerhand durch einen 
Einmarsch von amerikanischen 
Truppen in Panama gestürzt. Of- 
fiziell hieß es, man habe ein ver- 
brecherisches Regime, das durch 
den Rauschgifthandel finanziert 
wurde, gestürzt und dem Volk die 
Freiheit wiedergegeben. 


Der zweite Punkt war der Irak. 
Obwohl die Iraker niemals vor- 
hatten, die kuwaitischen Gren- 
zen etwa in Richtung Saudi-Ara- 
bien zu überschreiten, wurde ein 
Schreckgespenst größten Ausma- 
Bes an die Wand gemalt. Dabei 
ging es lediglich um das Ol und 
die Interessen, die unter ande- 
rem die Familie des damaligen 
US-Präsidenten George Bush, 
die selbst ins Olgeschäft invol- 
viert ist, dort hat. 


Mit bewußten Lügen und gekauf- 
ten »Zeugen« wurde die Welt in 
einen total unnützen Krieg ge- 
trieben, der zu hunderttausen- 
den irakischen Opfern, darunter 
auch viele Zivilisten, führte. 


Selbst sich zurückziehende unbe- 
waffnete irakische Truppen wur- 
den von amerikanischen Bom- 
bern regelrecht niedergemetzelt, 
ohne daß die Verantwortlichen, 
also Präsident Bush oder zumin- 
dest die beiden obersten Militärs 
Schwarzkopf und Powell sich 
hierfür wegen Kriegsverbrechens 
verantworten mußten. 


Machtpolitik 
unter dem Mantel 
humanitärer Hilfe 


Obwohl das Völketrecht aus- 
drücklich territoriale Zugewinne 
durch einen Krieg ausschließt, 
wurde der einzige Hafen des 


Iraks zum Persischen Golf teil- 
weise den Kuwaitis zugesprochen 
und wurde über zwei Drittel des 
Landes, angeblich zum Schutz 
der Schiiten und Kurden, ein 
Flugverbot für irakische Flug- 
zeuge verhängt und angebliche 
oder auch tatsächliche Verstöße 
mit militärischen Vergeltungs- 
schlägen beantwortet. Obwohl 
das gegen Serbien verhängte 
Flugverbot zigfach mißachtet 
wurde, geschah dort seltsamer- 
weise nichts. 


Nachdem dubiose Zeugen aus- 
sagten, daß der irakische Ge- 
heimdienst beim Besuch von 
Bush in Kuwait angeblich ein At- 
tentat gegen den damaligen US- 
Präsidenten geplant hatte, wur- 
den kurzerhand Marschflugkör- 
per abgeschossen, die nicht nur 
die Geheimdienstzentrale dem 
Erdboden gleichmachten, son- 
dern auch viele Zivilhäuser zer- 
störten und viele unschuldige Per- 
sonen umbrachten. Die UNO 
hieß dies im nachhinein gut. 


Unter einem sozialen Vorwand 
marschierten amerikanische 
Truppen dann in Somalia ein, 
ohne natürlich zu vergessen, sich 
vorher einen entsprechenden 
UN-Beschluß zu holen. Seltsam 
ist nur, daß dies eigentlich nur auf 
einen humanitären Auftrag be- 
schränkt war, nun aber genau das 
Gegenteil eingetreten ist. Die mi- 
litärischen Kosten übersteigen 
die humanitäre Hilfe um ein Viel- 
faches. 


Gleichzeitig benehmen sich die 
amerikanischen Truppen in dem 
afrikanischen Land wie die Be- 
satzer, zerstören Häuser, Kran- 
kenhäuser, verhaften und foltern 
(so zumindest Berichte) Anhän- 
ger des »Rebellen« Aidid. Ob- 
wohl sich viele Clanchefs dort ge- 
geneinander befehden, ist Aidid 
für die USA der gefährlichste, da 
er für ein souveränes Somalia 
kämpft. Die USA sind aber nicht 
bereit, ihre für den gesamten afri- 
kanischen und asiatischen Raum 
strategisch wichtigen Stütz- 
punkte aufzugeben. Seltsam ist 
doch, daß in vielen anderen Län- 
dern, wo die Notnoch viel größer 
ist, die UNO keine humanitäre 
Hilfe bewilligt. 


Das Veto 
im Sicherheitsrat 


Im ehemaligen Jugoslawien sind 
die USA bislang noch nicht einge- 


schritten, obwohl dort bereits 
jetzt hunderttausende Leute um- 
gekommen sind. Man solle den 
Sanktionen Zeit geben zu wir- 
ken, hieß es als Begründung 
hierzu. Seltsam, als der Irak in 
Kuwait einmarschierte, was we- 
niger als 100 Todesopfer forderte, 
hieß es, es würde zu lange dau- 
ern, auf die Durchsetzung der 
Sanktionen zu warten, und aus 
diesem Grunde müsse militärisch 
eingeschritten werden. 


Ja, mit ihrem Veto im Sicherheits- 
rat verhinderten die USA sogar 
die Offnung von Massengräbern 
im ehemaligen Jugoslawien, die 
den Serben zugesprochen wer- 
den. Der Grund hierfür ist ganz 
einfach: Bestätigen sich die Be- 
richte über Massenermordun- 
gen, dann würde der Druck der 
westlichen Bevölkerung wahr- 
scheinlich so stark, daß der We- 
sten eingreifen müßte — was er 
tatsächlich ja gar nicht will. 


Die serbischen und zugegeben 
auch kroatischen Landraube wer- 
den mit dem Hinweis des Bedau- 
erns toleriert; schließlich müsse 
man sich manchmal der Kraft des 
Faktischen beugen, um über- 
haupt zu einem Frieden zu kom- 
men. 


Der neueste Druck wird auf Li- 
byen ausgeübt, zwei angebliche 
Lockerbie-Attentäter, die gleich- 
zeitig auch libysche Staatsange- 
hörige sind, an die USA auszulie- 
fern. Ansonsten will die UNO die 
ohnehin schon verhängten Sank- 
tionen gegen das Land weiter ver- 
schärfen. 


Die Rätsel 
der UNO 


Man stelle sich einmal diese Per- 
fidie vor. In nahezu jeder Verfas- 
sung eines Landes ist zwingend 
vorgeschrieben, daß ihre Staats- 
angehörige nicht ans Ausland 
ausgeliefert werden müssen. So 
unter anderem auch im deut- 
schen Grundgesetz. Die Bundes- 
regierung dürfte also gar nicht, 
selbst wenn sie es wollte, einen 
deutschen Staatsbürger an das 
Ausland ausliefern. Und das gilt 
auch für Libyen. Wie man dann 
aber Sanktionen gegen ein Land 
verhängen kann, wird für immer 
ein Rätsel der UNO bleiben, 
ebenso aber auch, wie sich die 
Bürger der sogenannten zivili- 
sierten Staaten mit dieser Politik 
einverstanden erklären. U 
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Das Trauma 
von US- 
Präsident 


Clinton 


Mike Blair 


Ein von dem gewählten amerikanischen Präsidenten Bill Clinton für 
einen Geschäftsmann aus Arkansas an vietnamesische Regierungs- 
beamte geschriebenes Einführungsschreiben verfolgt Clinton jetzt 


im Traum. 


Ein von US-Präsident Bill Clin- 
ton an vietnamesische Führungs- 
persönlichkeiten geschriebener 
Brief, kurz bevor er im Januar 
1993 sein Amt übernahm, wird 
im Hinblick auf Behauptungen, 
daß US-Handelsminister Ron 
Brown insgeheim mit vietnamesi- 
schen Führern verhandelt haben 
soll, um das Embargo gegen Viet- 
nam aufzuheben, möglicher- 
weise bedeutsamer als zunächst 
angenommen wurde. CODE be- 
richtete darüber. 


Eine Untersuchung 
des FBI 


Brown ist von einem angesehe- 
nen _ vietnamesisch-amerikani- 
schen Geschäftsmann beschul- 
digt worden, sich insgeheim mit 
Hanoi verschworen zu haben, 
um als Gegenleistung für viele 
Tausende von Dollar, die auf aus- 
ländische Bankkonten eingezahlt 
wurden, und für Anteile an dem 
geldlichen Gewinn, den Vietnam 
aus Geschäften mit amerikani- 
schen Firmen einstreicht, das 
Embargo gegen Vietnam aufhe- 
ben zu lassen. 


Als er noch designierter amerika- 
nischer Präsident war, schrieb 
Clinton auf amtlichem Papier des 
Staates Arkansas einen Brief an 
vietnamesische Führungspersön- 
lichkeiten, in dem sie mit einem 
Mitbürger aus Arkansas, der 
daran interessiert war, die Bezie- 
hungen zu Hanoi zu verbessern, 
bekanntgemacht wurden. 
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Kurz, nachdem Clinton sein Amt 
übernahm, tauchte dieser Brief 
in Hanoi auf, und der neue Präsi- 
dent wurde beschuldigt, in aller 
Stille versucht zu haben, den Weg 
zu einer Annäherung an Hanoi 
zu ebnen. Wenn das stimmt, dann 
wäre dies ein möglicher Verstoß 
gegen den Logan Act, der die 
Führung der Außenpolitik des 
Landes auf den Präsidenten be- 
schränkt. 


Jetzt, wo eine Untersuchung der 
angeblichen Abmachungen 
Browns mit der vietnamesischen 
Regierung durch das FBI im 
Gange ist, wirft der von Clinton 
an die Führer Hanois geschrie- 
bene Brief eine Frage auf, die 
einst von dem ehemaligen US-Se- 
nator Howard Baker auf dem Hö- 
hepunkt des Watergate-Skan- 
dals, der schließlich die Präsi- 
dentschaft von Richard Nixon be- 
endete, gestellt wurde: »Wieviel 
wußte der Präsident, und wann 
wußte er es?« 


Nachdem der Brief ans Tageslicht 
gekommen war, bestritt Clinton, 
die geheime Kontaktaufnahme 
zwischen seinem Mitbürger aus 
Arkansas und den vietnamesi- 
schen Führern in die Wege gelei- 
tet zu haben. Die Regierung hat 
den Brief jedoch zu keinem Zeit- 
punkt vollständig erklärt. 


Auf jeden Fall schrieb Clinton im 
Dezember für Clyde E. Pettit Jr. 
einen »Einführungsbrief« an 
hohe vietnamesische Führungs- 
persönlichkeiten. Darin wird 


festgestellt, daß Pettit »für die 
schließliche Normalisierung der 
Beziehungen zwischen den Verei- 
nigten Staaten und Vietnam ar- 
beitet«. 


Wie berichtet wird, lernten Pettit 
und Clinton sich in den sechziger 
Jahren kennen, als beide für den 
damaligen US-Senator J. William 
Fulbright arbeiteten, der seiner- 
seit als Vorsitzender des Senate 
Foreign Relations Committee 
diente, der eine Reihe von um- 
strittenen, über das Fernsehen 
ausgestrahlte Anhörungen durch- 
führte, bei denen meistens dieje- 
nigen Leute als Zeugen auftra- 
ten, die gegen den Krieg in Viet- 
nahm waren. 


Pettit war ebenso gegen den 
Krieg wie Clinton. Schon 1965 
reiste Pettit in Vietnam und an- 
derswo in Asien umher, und ver- 
faßte für zwei Rundfunktstatio- 
nen in Arkansas Berichte mit ei- 
ner gegen den Krieg gerichteten 
Tendenz. 


Ein alter Freund 
aus frühen Tagen 


Clinton verbrachte die Kriegs- 
jahre als Wehrdienstverweigerer 
und half mit, im Ausland Demon- 
strationen gegen den Krieg zu or- 
ganisieren. Zu der Zeit war er 
Student in England, wohin er ge- 
flohen war, um dem Militärdienst 
auszuweichen und das College 
als Rhodes-Schüler zu besuchen. 


Mitte der siebziger Jahre schrieb 
Pettit ein Buch mit dem Titel 
»The Experts«, das von dem 
Konflikt in Südostasien han- 
delte. Er zitierte umfangreich 
vietnamesische Regierungsbe- 
amte, die in den Krieg verwickelt 
waren, um die Geschichte zu er- 
läutern. 


Eine Form 
der Höflichkeit 


Pettit ist Inhaber eines Grades 
der Yale University vor der ersten 
Prüfung und eines Rechtsgrades 
der Universität von Arkansas. 


Zu der Zeit, als der Brief in den 
Nachrichten auftauchte, ver- 
suchte die Pressesekretärin des 
Weißen Hauses, Dee Dee Myers, 
diesen als eine »Höflichkeit« ab- 
zutun, die Pettit als Wähler des 
damaligen Gouverneurs Clinton 
zuteilgeworden sei. 


In einem Telefoninterview aus 
Bangkok, Thailand, sagte Pettit 
zur Nachrichtenagentur Reuter, 
er habe das Schreiben zusammen 
mit ähnlichen Briefen vom ehe- 
maligen Senator Fulbright und 
von Lee Williams, ebenfalls ein 
früherer Mitarbeiter Fulbrights, 
an nicht näher spezifizierte viet- 
namesische Regierungsbeamte 
weitergeleitet. 


Pettit sagte, die Aushändigung 
des Schreibens an vietnamesi- 
sche Regierungsbeamte sei ein 
Versuch gewesen, die Beziehun- 
gen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Vietnam zu verbes- 
sern. 


Frau Myers bestätigte, daß Clin- 
ton den Brief abgeschickt hat und 
bezeichnete ihn als »Einfüh- 
rungsschreiben vom Gouverneur 
von Arkansas«. 


Sie sagte: »Es ist nichts Unge- 
wöhnliches, aber es soll nicht den 
Eindruck erwecken, daß dieser 
Herr für die Clinton-Regierung 
sprach oder sie repräsentierte.« 


Es ist jedoch klar, daß Clinton 
mehr als nur ein ehemaliger Gou- 
verneur von Arkansas war, als er 
den Brief schrieb. Er war bereits 
zum Präsident der Vereinigten 
Staaten gewählt worden und 
hätte sich daher mit dem Pro- 
blem der Aufhebung des 
Handelsembargos sowie damit 
befassen müssen, daß Vietnam 
keinerlei Rechenschaft über ame- 
rikanische Kriegsgefangene und 
Vermißte in Südostasien aus dem 
Vietnam-Krieg abgelegt hatte. 


Die Behauptungen, es seien zwi- 
schen Brown und dem vietname- 
sischen Ministerpräsidenten Vo 
Van Kiet im gleichen Zeitraum, 
als Clinton den Brief für Pettit 
schrieb, Abkommen ausgearbei- 
tet worden, wirft die berechtigte 
Frage auf, ob diese beiden Episo- 
den, falls richtig wiedergegeben, 
miteinander in Verbindung ge- 
bracht werden können. Brown 
war seinerzeit immerhin Clintons 
Wahl für den Posten des Handels- 
ministers. 


»Es gibt mehr als genug Gründe 
dafür, warum beide Berichte 
über behauptete Unregelmäßig- 
keiten durch die entsprechenden 
Ausschüsse des Kongresses 
gründlich untersucht werden soll- 
ten«, sagte ein mit dem Fall 
Brown vertrauter Informant zu 
unseren Korrespondenten. I 


j 


FBI 


untersucht 
den Ball 
Ron Brown 


Mike Blair 


Nach Aussage eines vietnamesisch-amerikanischen Geschäftsman- 
nes, der den US-Handelsminister Ron Brown beschuldigt, mit der 
Regierung von Vietnam ein Abkommen getroffen zu haben, hat der 
Direktor des FBI, William Sessions, die Untersuchung dieser Be- 


schuldigung selbst dirigiert. 


FBI-Direktor William Sessions 
führte in diesem Jahr persönlich 
die Oberaufsicht bei der Untersu- 
chung der Behauptung eines viet- 
namesisch-amerikanischen Ge- 
schäftsmannes, Ly Tranh Binh, 
der amerikanische Handelsmini- 
ster Ron Brown habe mit vietna- 
mesischen Führungspersönlich- 
keiten ein Abkommen zur Aufhe- 
bung des US-Embargos gegen 
Vietnam getroffen. 


Der US-Präsident muß 
jetzt entscheiden 


Als Gegenleistung dafür, sagte 
Binh zu unseren Korresponden- 
ten, soll Brown, ein ehemaliger 
Landesvorsitzender der Demo- 
kraten, auf einer Bank in Singa- 
pur deponiertes Bargeld erhalten 
haben und soll an von Hanoi 
nach Aufhebung der Handelsbar- 
rieren aus den Geschäften mit 
amerikanischen Firmen erzielten 
Einkünften beteiligt werden. 


Indessen wurden unsere Korres- 
pondenten auf einen anderen 
Zeugen bezüglich des angeblich 
von Brown mit Hanoi abgeschlos- 
senen Deals aufmerksam. Code 
berichtete darüber. 


Es wird damit gerechnet, daß 
US-Präsident Bill Clinton in die- 
sem Monat die Gewährung von 
Darlehen durch den Internatio- 
nalen Währungsfonds (IWF) bil- 
ligen wird, und im September 
muß er entscheiden, ob das Em- 


hend von den Vereinigten Staa- 
ten finanziert wird, es nicht fair 
sei, das Embargo aufrechtzuer- 
halten und amerikanischen Fir- 
men und damit Arbeitern ihres 
fairen Anteils an Gewinnen und 
Arbeitsplätzen aus Geschäften 
mit dem kommunistischen Re- 
gime zu berauben. 


Der in Florida ansässige Ge- 
schäftsmann Binh, 37, ein natura- 
lisierter amerikanischer Staats- 
bürger und Schlüsselfigur bei 
dem behaupteten Brown-Deal 
mit Hanoi, sagte zu unseren Kor- 
respondenten in umfangreichen 
Interviews und einer notarisch 
beglaubigten eidesstattlichen 
Aussage, daß Brown sich als Ge- 
genleistung für 700000 Dollar, 
die für ihn auf einem Konto in 
der Singapurer Zweigstelle der 
Banque Indosuez eingezahlt wer- 
den sollten, und für einen Anteil 
an den Einkünften Hanois aus 
Geschäften mit amerikanischen 


FBI-Direktor William Sessions führte persönlich die Aufsicht bei 
der Untersuchung des Falles Ron Brown. 


bargo, das dann ausläuft, weiter- 
gehen soll. 


Skeptiker hinsichtlich Clintons 
wiederholter Versprechen, die 
Angelegenheit der amerikani- 
schen Kriegsgefangenen und Ver- 
mißten des Vietnam-Kriegs der 
Sache des Handels mit Hanoi 
Vorrang einzuräumen, befürch- 
ten, daß der Präsident die Ge- 
währung von IWF-Darlehen billi- 
gen wird. Dann, im September, 
werde er dahingehend argumen- 
tieren, daß, da der IWF weitge- 


Olgesellschaften und anderen 
amerikanischen Investitionen in 
Vietnam, für die Aufhebung des 
Handelsembargos einsetzen wür- 
de. Die schließliche Normalisie- 
rung der Beziehungen zu Hanoi 
und die Gewährung des Status ei- 
ner meistbegünstigten Nation für 
Vietnam waren laut Binh eben- 
falls Teil des Abkommens. 


Binh traf im vergangenen Juli mit 
Nguyen Van Hao zusammen. 
Hao ist ein ehemaliger Minister- 
präsident des früheren Südviet- 


nam, der im kommunistischen 
Regime zu einer Figur auf hoher 
Ebene wurde, als dieses 1975 die 
Regierungsgewalt über Südviet- 
nam übernahm. 


Mit einer Beteiligung 
Duvaliers 


In gemeinsamer Arbeit, meistens 
in Haos Wohnung, 1362 NW 97 
Terrace in Coral Springs, Florida, 
gründeten sie die Vietnam Deve- 
lopment Corporation, die sich als 
eine Fassade für Hanoi ent- 
puppte. Als er dies herausfand, 
brach Binh Anfang dieses Jahres 
mit Hao und arbeitete schließlich 
bei einer Untersuchung der Ope- 
ration durch das FBI mit. 


Laut Binh wurde Hao mit Brown 
bekannt, als Hao sich in Haiti 
aufhielt. Brown ist ein ehemali- 
ger Interessenvertreter für die ge- 
stürzte haitianische Regierung 
von Jean-Claude »Baby Doc« 
Duvalier, der jetzt in Frankreich 
lebt. 


Laut Binh arrangierte Brown, 
daß Duvalier 50 Millionen Dollar 
beisteuerte, um eine neue vietna- 
mesische Bank zu finanzieren. 
Sie sollte alle neuen Geschäfte 
abwickeln, die sich nach einer 
Aufhebung des Handelsembar- 
gos in Vietnam ergeben würden. 


Binh sagte zu unseren Korres- 
pondenten, daß er, nachdem er 
sich mit dem FBl in Miami in Ver- 
bindung gesetzt hatte, diesem bei 
seinen Ermittlungen assistiert 
und ihm gegebene Anweisungen, 
seine Kontakte mit Hao zu erneu- 
ern, befolgt habe. 


Binh, der befürchtet, daß das 
FBI angewiesen worden ist, auf 
die Untersuchung zu »verzich- 
ten«, sagte, er sei sich ziemlich si- 
cher, daß Agenten sich Kopien 
von Federal-Express-»Luft- 
frachtbriefen« für Briefe und 
Päckchen zwischen Hao und 
Brown und mindestens einen von 
Hao im vergangenen September 
für ein per Federal-Express an 
Brown geschicktes Päckchen aus- 
gestellten, inzwischen annullier- 
ten Scheck beschafft haben, in 
dem der organische Aufbau und 
die Ziele der Vietnam Develop- 
ment Corporation im einzelnen 
dargelegt sind. Außerdem, sagte 
Binh, glaube er, daß das FBI sich 
Aufzeichnungen von Telefonge- 
sprächen zwischen Hao und 
Brown beschafft hat. 
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USA 


FBI 
untersucht 
den Ball 
Ron Brown 


Im vergangenen November, be- 
hauptet Binh, trafen sich Brown 
und Hao auch in einem Restau- 
rant in der Gegend von Fort Lau- 
derdale, Florida, wo sie über ih- 
ren »Deal« diskutierten. 


Krach wegen der Frage 
der Legalität 


Binh reiste Ende des vergange- 
nen Jahres mit Hao und zwei Ge- 
schäftsfreunden nach Vietnam, 
wo sie mit Ministerpräsident Vo 
Van Kiet und dem Vorsitzenden 
der Vietnamesischen Kommuni- 
stischen Regierung Du Mnoi zu- 
sammentrafen. Am Schluß der 
Sitzung, erläuterte Binh, entwarf 
er einen Brief für die vietnamesi- 
schen Führer, den Hao mit in die 
Vereinigten Staaten nahm und 
am 26. oder 27. Dezember an 
Brown in dessen Wohnung in 
Washington aushändigte, sagte 
der Geschäftsmann zu unseren 
Korrespondenten. 


Zu diesem Zeitpunkt fanden eine 
Reihe von Zusammenstößen zwi- 
schen Hao und Binh statt, der, 
wie er behauptet, hinsichtlich der 
Ethik und der Legalität der Ar- 
rangements skeptisch geworden 
war. 


Jedenfalls sagt Binh aus, daß 
Hao ihn am 1. Januar gebeten 
habe, ihn in seiner Wohnung zu 
besuchen und ihm sagte, er habe 
soeben per Federal-Express ei- 
nen Brief von Brown erhalten, 
den dieser an Kiet geschrieben 
hatte, der vermutlich die Finali- 
sierung der Vereinbarung ent- 
hielt. Er bat Binh, ihm zu helfen, 
für eine Reise nach Vietnam zu 
packen, die er am nächsten Tag 
mit dem Brief von Brown begin- 
nen werde. 


Binh sagte zu unseren Korres- 
pondenten, er habe mit Beamten 
des FBI sowohl aus Miami als 
auch mit einem von der Hauptge- 
schäftsstelle des FBI in Washing- 
ton nach Florida entsandten Son- 
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deragenten zusammengearbei- 
tet, und daß »praktisch nichts 
ohne vorherige Genehmigung 
des Direktors Sessions unter- 
nommen worden ist«. 


Binh sagte, die Agenten hätten 
ihm wiederholt gesagt, daß sie 
nichts unternehmen könnten, 
wie zum Beispiel die Aufzeich- 
nung von Ferngesprächen zwi- 
schen Binh und Hao, ohne sich 
zunächst die Genehmigung oder 
Anweisungen »vom Direktor« 
einzuholen. 


Das FBI 
schweigt sich aus 


In der letzten Entwicklung in die- 
sem Fall stand ein internationaler 
Geschäftsmann, der die Opera- 
tionen einer malaysianischen 
Zweigstelle einer riesigen euro- 
päischen Industriefirma leitet, 
aber ein Haus in Florida unter- 
hält, mit Binh in Verbindung. 


Am 20. Januar fand im Crown 
Sterling Hotel in Fort Lauderdale 
ein Mittagessen mit Binh, dem 
Geschäftsmann und dem Produ- 
zenten eines landesweiten Fern- 
seh-Nachrichtenmagazins statt. 
Sie trafen sich dort, um über den 
Fall zu diskutieren, an dem die 
Reportermannschaft des Fern- 
sehnetzes schon mehrere Monate 
gearbeitet hatten. 


Der Geschäftsmann, der darum 
bat, nicht namentlich genannt zu 
werden, dessen Name den mit 
diesem Fall beauftragten FBI- 
Agenten aber bestens bekannt 
ist, erklärte, daß Hao zweimal 
mit ihm über seine Verbindungen 
mit Brown gesprochen habe, ein- 
mal als Hao und Binh auf ihrer 
Reise nach Vietnam Ende des 
vergangenen Jahres kurz in Ma- 
laysia zwischenlandeten. 


Der Geschäftsmann sagte, Hao 
habe ihm gesagt, daß er (Hao) 
»sofort nach Washington zurück- 
kehren müsse, um sich dort mit 
Brown zu treffen«. 

Der Geschäftsmann erklärte sich 
bereit, in vollem Umfang mit den 
US-Beamten, die den Fall unter- 
suchten, zu kooperieren, aber als 
Binh eine seiner FBI-Kontakt- 
personen anrief, um sich Anwei- 
sungen geben zu lassen, habe ihm 
der Agent gesagt, er müsse sich 
zunächst »bei meinen Vorgesetz- 
ten« vergewissern, und er werde 
sich dann wieder mit Binh in Ver- 
bindung setzen. 


USA 


Das geheime 
Vietnam- 
Abkommen 


Mike Blair 


Schritte in Richtung auf eine Normalisierung der Beziehungen zu 
Vietnam und Aufhebung des amerikanischen Handelsembargos ge- 
hen planmäßig weiter, während ein angeblicher Skandal, der sich um 
die Verwicklung des US-Handelsministers Ron Brown in ein Abkom- 
men mit den Vietnamesen dreht, weiterhin Verschlußsache ist. 


Weitere Einzelheiten zu einem 
angeblichen Deal des amerikani- 
schen Handelsministers Ron 
Brown mit den kommunistischen 
Führern Vietnams, das 1975 ge- 
gen Vietnam verhängte US-Han- 
delsembargo als Gegenleistung 
für Millionen Dollar an Beste- 
chungsgeldern seitens der Hanoi- 
Regierung aufheben zu lassen, 
treten jetzt ans Tageslicht. 


Die Gelder 
des IWF fließen 


Indessen scheint Browns Boß, 
US-Präsident Bill Clinton, sicher 
gehen zu wollen, daß das be- 
hauptete Arrangement mit Viet- 
nam planmäßig verläuft. 


Clinton gab jetzt bekannt, daß 
die US-Regierung ihre Bemü- 
hungen, ein von Frankreich und 
Japan getroffenes Abkommen, 
140 Millionen Dollar an längst 
überfälligen Schulden an den In- 
ternationalen Währungsfonds 
(IWF) zu tilgen, vorläufig einstel- 
len werde, was den Weg zum Ver- 
leih von weiteren Millionen an 
den marxistischen Staat des har- 
ten Kurses durch den IWF und 
die Weltbank, weitgehend vom 
amerikanischen Steuerzahler fi- 
nanziert, ebnen wird. 

In Exklusiv-Berichten vom Juli 
wurden Einzelheiten über das 
von Brown mit vietnamesischen 
Führern, darunter der Chef der 
Kommunistischen Partei Du 
Muoi und Ministerpräsident Vo 
Van Kiet, geschmiedete Abkom- 
men von dem vietnamesisch- 
amerikanischen Geschäftsmann 
Ly Tranh Binh enthüllt. 


Binh war als stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender der Viet- 
nam Development ein Insider bei 
den Machenschaften zwischen 
Brown und den vietnamesischen 
Führern. 


Die Vietnam Development Cor- 
poration wurde im vergangenen 
Jahr durch ihren Vorstandsvorsit- 
zenden Nguyen Van Hao, ein 
ehemaliger stellvertretender Mi- 
nisterpräsident der früheren Re- 
publik Südvietnam, der bei der 
Umwandlung Südvietnams als 
Teil eines von einem brutalen 
kommunistischen Regime in Ha- 
noi geführten Vietnam zu einer 
Schlüsselfigur geworden war, ins 
Leben gerufen. 


Laut Binh vermittelte Hao ein 
Deal zwischen Brown und Viet- 
nams obersten Führern, wozu 
auch die Beendigung des ameri- 
kanischen Widerstands gegen 
IWF-Darlehen, die Aufhebung 
des US-Handelsembargos, die 
Normalisierung der Beziehungen 
zu dem kommunistischen Staat 
und schließlich die Gewährung 
des Handelsstatus einer meistbe- 
günstigten Nation (MFN) gehör- 
ten. 


Die amerikanischen 
Medien schweigen 


Als Gegenleistung für Browns 
Dienstleistungen wurden laut 
Binh Bestechungsgelder in Höhe 
von 700000 Dollar in der Singa- 
purer Zweigstelle einer französi- 
schen Bank deponiert, plus Ga- 
rantie eines Anteils an Gewin- 
nen, die Vietnam aus Handelsge- 


schäften mit amerikanischen Ol- 
gesellschaften und anderen Fir- 
men nach Aufhebung des Han- 
delsembargos erzielen würde. 


Binh sagte in seinem letzten In- 
terview zu unseren Korrespon- 
denten, weitere 300000 Dollar 
seien von Hanoi bereitgestellt 
worden, um der Vietnam Deve- 
lopment Corporation, die Ein- 
führung von US-Firmen, die 
Brown angeblich bereits aufge- 
tan hatte, in Vietnam zu erleich- 
tern. 


Das angebliche Abkommen zwi- 
schen Brown und den Vietname- 
sen scheint genau nach Plan zu 
verlaufen, weil die amerikani- 
schen Medien die Korruption der 
Clinton-Regierung nicht an den 
Pranger stellen möchten. 


Clinton hielt 
Stichtag ein 


Zwecks zeitlicher Abstimmung 
mit einem Zusammentreffen des 
Vorstands des IWF, bei dem das 
französisch-japanische Abkom- 
men, mit dem der Weg für neue 
Darlehen an Vietnam geebnet 
werden soll, erörtert werden 
sollte, mußte Clinton den Wider- 
stand der USA gegen die IWF- 
Darlehen noch vor dieser Sitzung 
vorläufig einstellen, was durch 
eine Bekanntgabe des Präsiden- 
ten geschah. 


Wenn der Zeitplan eingehalten 
wird, wird Clinton zunächst die 
Aufhebung des amerikanischen 
Handelsembargos verkünden, 
wenn Mitte September die jährli- 
che Erneuerung ansteht. 


Dann werden volle diplomati- 
sche Beziehungen zu Vietnam 
und die Gewährung des Handels- 
status einer meistbegünstigten 
Nation folgen, meinte Binh. 


Am 1. Juli vollzog Clinton die 
Charade, sich mit Vertretern von 
sieben führenden US-Veteranen- 
Organisationen und zwei Grup- 
pen von Kriegsgefangenen- und 
Vermißten-Familien im Weißen 
Haus zu treffen, um sich mit ih- 
nen über den kurz bevorstehen- 
den Stichtag für die Entschei- 
dung über die IWF-Darlehen zu 
»beraten«. 


Repräsentanten der Veterans of 
Foreign Wars (VFW), der Ameri- 
can Legion, der Amvets, der 
Vietnam Veterans of America, 


Ly Tranh Binh, vietnamesisch- 
amerikanischer  Geschäfts- 
mann, ist die Schlüsselfigur 
bei dem behaupteten Brown- 
Deal mit Vietnam. 


der Disabled American Veterans, 
der American Ex-POWs und der 
Retired Officers Association nah- 
men zusammen mit der National 
Alliance of Families for the Re- 
turn of America’s Missing Servi- 
ceman und der National League 
of Families of Prisoners and Mis- 
sing in Southeast Asia an dieser 
Sitzung teil. 


Repräsentanten der Regierung 
auf dieser Sitzung waren Clinton, 
Vizepräsident Al Gore, der assi- 
stierende Außenminister Win- 
ston Lord, der assistierende Ver- 
teidigungsminister William Pend- 
ley, der Berater für nationale Si- 
cherheit Anthony Lake, der stell- 
vertretende Berater für Natio- 
nale Sicherheit Sandy Berger, die 
Leiterin des National Security 
Staff Nancy Soderberg und der 
Kommunikationsleiter des Wei- 
Ben Hauses David Gergen. 


Nur die VFW deutete auf der Sit- 
zung an, sie sei für die IWF-Dar- 
lehen an Vietnam, eine Position 
die Tausende von amerikani- 
schen Kriegsteilnehmern zutiefst 
verärgerte. Die American Le- 
gion führte die anderen beim Wi- 
derstand gegen jede Handelskon- 
zession an Vietnam an, bis die Sa- 
che der Kriegsgefangenen und 
Vermißten von den Kommuni- 
sten vollkommen geklärt ist. 


Dolores Alfond, die die National 
Alliance of Families leitet, ließ 
Clinton »mit rotem Gesicht und 
unangenehm berührt« stehen, als 
sie auf der Sitzung ihre Meinung 
darlegte, sagte ein Informant zu 
unseren Korrespondenten. 


Ron Brown, US-Handelsmini- 
ster, wird beschuldigt, mit Viet- 
nam ein Abkommen getroffen 
zu haben, wofür er geheime 
Zuwendungen erhielt. 


»Mr. President«, sagte sie. 
»Wenn Sie die Finanzierung 
durch den IWF bewilligen, dann 
werden Sie nach Ansicht meiner 
Mitgliederschaft und der Natio- 
nal Alliance of Families jedem 
US-Kriegsgefangenen, der von 
Vietnam festgehalten wird, eine 
Kugel in den Kopf jagen. Ich 
meine dies in einem sehr wörtli- 
chen Sinne, weil die Vietnamesen 
schon nach jedem Vorteil jagen, 
den diplomatische Anerkennung 
ihnen gewährt, und die Festhal- 
tung der Gefangenen wäre eine 
Verpflichtung, während eine 
Freilassung nur gewährleisten 
würde, daß die Finanzierung 
durch den IWF abgelehnt wird.« 


Ein schmählicher 
Verrat 


»Eine Tötung der Kriegsgefange- 
nen wird das Problem der Vietna- 
mesen lösen«, sagte sie, und 
schaute dabei den Präsidenten di- 
rekt an, »und sie wird das politi- 
sche Problem der USA, das die 
Kriegsgefangenen darstellen, lö- 
sen ... Ich und meine Mitglieder- 
schaft werden diese Handlung als 
schmählichen Verrat an Ihrem 
Versprechen an die Familien be- 
trachten.« 

Mehrmals und in zahlreichen 
Briefen an Familienmitglieder 
und POW-MIA-Aktivisten ver- 
sprach Clinton vor und nach sei- 
ner Amtsübernahme, er werde 
keine weiteren Schritte unterneh- 
men, um Vietnam zu helfen, falls 
die Angelegenheit der Kriegsge- 
fangenen und Vermißten nicht 
vorher geregelt wird. 


»Es ist unsere Hoffnung«, sagte 
die Leiterin der Allianz zu Clin- 
ton, daß »Sie Ihr Versprechen 
und Ihre »reale Verpflichtung« 
wie Sie sagten, den Familien ge- 
genüber einhalten ... 


Jedoch, falls ich von Ihnen heute 
etwas anderes höre, und wenn 
Sie die IWF-Gelder bewilligen, 
dann werde ich der Presse sagen, 
daß Ihre Verpflichtungen nichts 
bedeuten, und daß Sie die Fami- 
lien schmählich verraten haben.« 


»Außerdem, Mr. President, kann 
ich Ihnen versichern, daß, wenn 
Sie ein Versprechen brechen, das 
viele Familienmitglieder glau- 
ben, daß das Leben ihrer Lieben 
gekostet haben könnte, dann 
können Sie sicher gehen, daß 
diese Leute der Presse gegenüber 
in dieser Sache kein Blatt vor den 
Mund nehmen werden, und sie 
werden wahrscheinlich alles in ih- 
rer Macht stehende tun, damit 
Sie nicht wiedergewählt wer- 
den.« 


Clinton läßt sich 
nicht beeindrucken 


Sich auf eine Konfrontation, die 
Clintons Vorgänger George Bush 
hatte, als er im vergangenen Jahr 
an einer Sitzung von Familien in 
Washington teilnahm, auf der er 
einer Gruppe enttäuschter Müt- 
ter und Frauen der Vermißten, 
sie anschreiend, die Wahrheit zu 
sagen, zurief: »Halten Sie den 
Mund und setzen Sie sich hin«, 
beziehend, sagte sie zum Schluß: 


»Es ist nur so, daß die Geduld der 
Familienmitglieder mit gebroche- 
nen Versprechen so tief gesunken 
ist wie noch nie, und wenn Sie 
Vietnam die IWF-Gelder bewilli- 
gen, dann könnte Ihnen das, was 
Bush geschah, als er im vergange- 
nen Jahr auf unserer Konvention 
sprach, sehr wohl auch gesche- 
hen.« 


Nichtsdestoweniger verkündete 
Clinton am darauffolgenden 
Tage, genau plangemäß, daß er 
den Widerstand der USA gegen 
IWF-Darlehen an Hanoi been- 
den werde. 


Er behauptete, eine Gewährung 
der IWF-Darlehen bietet »die be- 
ste Hoffnung, den Familien ame- 
rikanischer Kriegsgefangenen 
und Vermißten die Antworten 
und den Seelenfrieden zu geben, 
die sie verdienen«. OD 
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Wie moralisch 
ist die US- 
Außenpolitik? 


Joseph Sobran 


Der jüngste Bombenangriff auf Bagdad hat mir Veranlassung dazu 
gegeben, noch einmal darüber nachzudenken, ob ich Pazifist bin. Ich 
glaube es nicht; ich kann mir viele Situationen vorstellen, in denen 
Gewalt gerechtfertigt wäre. Das Problem ist, daß diese gewöhnlich 
abstrakte Musterbeispiele sind, die im wirklichen Leben kaum vor- 
kommen. Ich habe keine moralischen Bedenken, auf einen bewaff- 
neten Räuber zu schießen, oder auf eine einmarschierende Armee. 


Aber Städte bombardieren? 


Wie die Kirche und ihre Moral- 
theologen uns oft gesagt haben, 
sind moderne Waffen zur Kriegs- 
führung wahllos. Es ist schwierig, 
sie einzusetzen, ohne unschul- 
dige Menschen zu töten. Atom- 
waffen wurden mit völliger 
Gleichgültigkeit gegenüber die- 
sem Umstand geschaffen; sie 
sind dazu bestimmt, wahllos zu 
töten. Der Gedanke an eine Was- 
serstoffbombe, die sich nur Kom- 
battanten aussucht, ist absurd. 
Selbst Bomben niedrigeren Gra- 
des sind kaum präziser. 


Dies hat praktische Auswirkun- 
gen; bei moralischen Wahrheiten 
ist das gewöhnlich der Fall. Wenn 
wir Bagdad bombardieren, töten 
wir gezwungenermaßen einige 
unschuldige Menschen. Selbst 
wenn dies im vorliegenden Falle 
als Akt der Vergeltung für einen 
Mordanschlag auf George Bush 
moralisch gerechtfertigt wäre, 
was ich aus mehreren Gründen 
bezweifle, dann bleibt die Tatsa- 
che bestehen, daß ein solcher 
Akt Feinde für unser Land 
schafft. Einige dieser Feinde 
könnten eigene Wege finden, sich 
für amerikanische Gewalt zu rä- 
chen, wie zum Beispiel durch 
Bombenlegung, sagen wireinmal 
im World Trade Center. 


Diese Art von Terrorismus gilt ge- 
wöhnlich als ziellos und irratio- 
nal, weil dabei Menschen getötet 
werden, die nichts getan haben, 
um ihn zu provozieren. Und auch 
deswegen, nehme ich an, weil 
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Joseph Sobran kritisiert die 
Haltung der USA in Fragen des 
Nahen Ostens, die nur Rache 
zur Folge haben kann. 


Mahmoud Khlij trauert am Sarg seines Sohnes, der zum Opfer 
des amerikanischen Bombenangriffs auf Bagdad am 27. Juni 
1993 wurde. 


dies durch private Einzelperso- 
nen anstatt durch Regierungen 
geschieht, was Amerikaner, die 
Gewalttätigkeiten ihrer Regie- 
rung überlassen, unverständlich 
finden. Wir nennen solche Hand- 
lungen »sinnlos« — ein Wort, das 
etwas über unsere Gedanken- 
gänge aussagt. Unsere Regieren- 
den nennen sie fast immer 
»feige«. Aber wozu gehört mehr 
Mut: Bombenangriffe aus dem 
Oval Office des Weißen Hauses 
zu befehlen, mit der ganzen Au- 
torität der US-Regierung hinter 
einem, oder gefährliche Spreng- 
stoffe herzustellen und sie 
höchstpersönlich in ein schwer 
bewachtes Gebäude in einem 
Ballungsgebiet zu bringen? 


Wir sollten uns der Tatsache be- 
wußt sein: Fanatiker sind oft sehr 
tapfer. Sie ordnen alles, ein- 
schließlich ihr eigenes Leben, ei- 
nem einzigen Ziel unter. Und 
amerikanische Außenpolitik 
scheint im Ausland sehr viel Fa- 
natismus auf den Plan zu rufen. 


Fanatiker sind 
oft sehr tapfer 


Wieder einmal offenbart unsere 
Sprachregelung unser Unver- 
ständnis. Wir sprechen von »Ter- 
rorismus« und »Amerikafeind- 
lichkeit«, als ob dies einfache und 
unergründliche Dinge seien. 
Amerikaner können sich kaum 


vorstellen, wie ihnen zumute 
wäre, wenn sie von ausländi- 
schen Flugzeugen und Raketen 
angegriffen würden. Wir wären 
alle erschreckt und wütend. 
Einige von uns könnten wütend 
genug sein, nach Möglichkeiten 
zu suchen, um das Land, das dies 
getan hat, zu bestrafen, wenn un- 
ser Land nicht dazu in der Lage 
wäre. 


Sage ich jetzt, daß »Terrorismus« 
und »Amerikafeindlichkeit« ge- 
rechtfertigt sind? Nein. Vorsätz- 
lich Unschuldige zu töten ist von 
innen heraus Unrecht. Und 
»Amerikafeindlichkeit« bedeu- 
tet zuviele Dinge für eine einfa- 
che Beurteilung. Aber ich bin 
nicht erstaunt, daß diejenigen, 
die unserem Land nur auf der 
Empfängerseite unserer Waffen 
begegnen, uns bitter hassen. Das 
ist nur menschlich. 


Es sieht so aus, als ob wir uns auf 
eine Periode des kalten Krieges, 
und oft sogar heißen Krieges mit 
der moslemischen Welt zubewe- 
gen. Viele Amerikaner, beson- 
ders, aber nicht ausschließlich, 
die Anhänger Israels, scheinen 
dies so zu wollen. Sie warnen uns 
ständig, wie gefährlich der Islam 
ist, während sie eine Politik for- 
cieren, die die Dinge nur ver- 
schlimmert. 


Nach dem Bombenangriff auf 
Bagdad wurde uns gesagt, daß 
arabische Diplomaten, was sie 
auch immer in der Öffentlichkeit 
sagen, in Privatgesprächen die 
Aktion unterstützen. Vielleicht, 
aber das ist nicht gerade beruhi- 
gend. Warum sollten sie ihre Billi- 
gung nur auf privater Basis ver- 
treten. Aber die arabischen Mas- 
sen hassen uns, und verachten 
die arabischen Herrscher, die mit 
uns kooperieren. Die Amerika- 
feindlichkeit - eine verallgemei- 
nerte Verabscheuung unseres 
Landes, seiner Kultur - wird sich 
unter Arabern unweigerlich noch 
verstärken und sogar untrennbar 
von ihrer eigenen Kultur werden. 
Und wir verstärken diese Ten- 
denz mit jedem Militärschlag auf 
arabische Ziele. 


Es hat keinen Zweck, wenn wir 
sagen: »Sorry, nichts Persönli- 
ches. Wir wollen nur Saddam 
Hussein bestrafen.« Nun, sie se- 
hen sehr wohl, daß Saddam Hus- 
sein, was auch immer seine Ver- 
brechen sein mögen, nicht zu den 
Zehntausenden von Arabern ge- 
hört, die wir getötet oder ver- 


stümmelt haben. Er könnte sogar 
zum Symbol des arabischen Wi- 
derstands gegenüber dem Westen 
und daher zu einem Helden wer- 
den. Aber auf jeden Fall spielt er 
letztendlich keine Rolle mehr. 
Wir greifen die arabische Welt, 
die gleichzeitig das Herz der riesi- 
gen moslemischen Welt ist, stän- 
dig an. Wir bombardieren keine 
serbischen Städte, um die Verfol- 
gung von Moslems zu bestrafen. 


Niemand sagt frei heraus, daß un- 
sere Politik darin besteht, uns die 
moslemische Welt so weit wie 
möglich zum Feind zu machen. 
Unsere Führer schen das, was sie 
tun, vielleicht nicht einmal unter 
diesem Aspekt. Aber das ist die 
Auswirkung davon. Dies, und 
nicht nur ein paar »tote und ver- 
letzte Privatpersonen« stellt die 
eigentliche »nebensächliche Ge- 
fahr« dar, die mit unseren Bom- 
benangriffen verbunden ist. 


Jeden Sinn für 
Normalität verloren 


Wenn Sie mir hier ein bißchen 
Autobiographie zugestehen, mir 
war der Gedanke an Kriegimmer 
zuwider. Er hatte für mich nie- 
mals einen Glanz. Ich glaubte, 
der Kalte Krieg war eine Notwen- 
digkeit, aber eine die zu bedau- 
ern war, die uns nicht nur ein Ver- 
mögen, sondern auch einige un- 
serer Freiheiten gekostet hat; 
und es beunruhigte mich irgend- 
wie, daß bei so vielen Konservati- 
ven die Kosten keine Rolle spiel- 
ten. Als der Kalte Krieg beendet 
war, hoffte ich, daß alles wieder 
normal werden würde. Aber wir 
scheinen über die Zeit hinweg je- 
den Sinn für Normalität verloren 
zu haben. Der Frieden ist nor- 
mal. 


Vor einigen Jahren geriet ich in 
eine gewaltige Auseinanderset- 
zung dadurch, daß ich bemerkte, 
daß die Interessen Israels mit de- 
nen der Sowjetunion überein- 
stimmten: nämlich die USA ge- 
gen die gesamte arabische Welt 
aufzubringen, dies lag nicht in un- 
serem Interesse, dachte ich lei- 
denschaftlich, und wir sollten uns 
vor der Kampagne der Interes- 
senvertreter Israels hüten, die 
uns in Feindseligkeiten mit den 
Arabern hineinmanövrieren wol- 
len. Dies brachte mir Kummer 
nicht nur seitens der Israel- 
Lobby, sondern auch seitens der 
Konservativen ein, die im Bünd- 
nis mit der Lobby dazu bereit wa- 


Das größte Verbrechen der USA war der Atombombeneinsatz ge- 
gen Hiroshima 1945. 


ren, den Verrat der Israelis an un- 
serem Land zu übersehen. Die 
gleichen Leute, die immer noch 
im Schlaf über Alger Hiss rede- 
ten, waren oft schnell damit bei 
der Hand, die Pollard-Affäre zu 
entschuldigen, obwohl amerika- 
nische Geheimnisse von Israel 
sehr wohl an die Sowjets verraten 
worden sein können. 


Weit davon entfernt, den Frieden 
zu begrüßen, scheinen solche 
Konservativen begierig zu sein, 
in den nächsten Krieg zu ziehen. 
Aber wenn Konservatismus über- 
haupt etwas bedeutet, dann eine 
Politik, die von einem starken 
Sinn für das Normale, in religiö- 
ser - speziell katholischer - ver- 
wurzelter Tradition, getragen 
wird. 


Israel wurde gegründet, so daß 
Juden einen Ort haben, um nor- 
mal dort zu leben; die Tragödie 
liegt darin, daß es ein chronisch 
abnormales Land geworden ist, 
abhängig von Unterstützung aus 
dem Ausland, während es seinen 


abnormalen Kurs verfolgt. Um 
unserer selbst willen sollten wir 
uns von ihm entfernt halten. 
Aber Israels Amen-Ecke tut al- 
les, was in ihrer Macht steht, um 
Amerikaner daran zu hindern, 
ihre eigenen separaten Interes- 
sen klar zu erkennen. 


Verunglimpfungen und 
möglicher Ruin 


Der Aufruhr, den ich hervorrief, 
ist es wert, einmal darüber nach- 
zudenken, eben deswegen weiler 
ungewöhnlich war. Der Grund, 
warum er ungewöhnlich war, ist 
der, daß die meisten Journalisten 
gelernt haben, ihre Köpfe hän- 
gen zu lassen. Pat Buchanan hat 
die gleiche Erfahrung gemacht 
wie ich, nur in einem weit größe- 
ren Umfang, als er versuchte, 
Amerikas wirkliche Interessen 
im Nahen Osten festzulegen. 
Aber die Regel in diesem Ge- 
schäft ist, daß die Experten es 
vermeiden, der Ecke in die 
Quere zu kommen. Die Folge ist 


das große Schweigen, wo eigent- 
lich eine ernsthafte Debatte von- 
statten gehen sollte. 


Von Gesetz wegen haben wir Re- 
defreiheit. Aber die Israel- 
Lobby, die nicht damit zufrieden 
ist, viele wichtige Presseorgane 
zu besitzen, versucht, viele po- 
tentielle Dissidenten in Angst 
und Schrecken zu halten. Es ge- 
nügt der Lobby nicht, eine 
Stimme zu haben; ihre Widersa- 
cher - gewöhnlich amerikanische 
Patrioten - müssen zum Schwei- 
gen gebracht werden. So wird der 
Journalismus auf diesem einen 
Gebiet von der ständigen Bedro- 
hung verfolgt, die jeden trifft, der 
vielleicht versucht, selbständig 
zu denken: Verunglimpfung und 
möglicher Ruin. Und wir werden 
ständig mit einseitiger Propa- 
ganda über »Terrorismus«, »isla- 
mischer Fanatismus«, »arabische 
Diktatoren« und natürlich »un- 
ser einziger zuverlässiger Alliier- 
ter im Nahen Osten« beharkt. 


Das Schlimmste daran ist, daß 
die meisten Amerikaner glau- 
ben, daß sie alle Standpunkte 
über den Nahen Osten hören, 
was aber nicht der Fall ist. Sie 
sind sich nicht darüber im klaren, 
wie viele normalerweise frei her- 
aus sprechende Journalisten über 
ein Thema ihr Maul vorsichtig ge- 
schlossen halten. Für jeden Bu- 
chanan gibt es buchstäblich Hun- 
derte, die niemals einen Piepser 
von sich geben, nicht einmal um 
grundsätzlich gegen die Taktik 
der Einschüchterung zu prote- 
stieren. Wir haben Tabus, die 
nicht einmal als solche anerkannt 
werden, und nichts ist heimtücki- 
scher als die Illusion der Freiheit 
ohne deren Substanz. Dies wird 
nicht wieder das Land der Freien 
werden, ehe es nicht die Heimat 
der Tapferen wird. 


Wir können uns auf mehr Druck 
für militärische Aktionen im Na- 
hen Osten, mit mehr frustrierten 
Arabern, auf rachsüchtige Terror- 
taktiken gefaßt machen, die wie- 
derum verwendet werden, um 
weitere Militäreinsätze im Nahen 
Osten zu rechtfertigen. Kein ara- 
bischer Staat kann möglicher- 
weise unsere Küsten bedrohen, 
aber eine Handvoll selbständiger 
Terroristen können ein paar 
Amerikaner töten, und dann wer- 
den die Amen-Ecke und andere 
eingefleischte Kriegswütige stets 
schnell damit bei der Hand sein, 
für uns die falsche Lehre daraus 
zu ziehen. Bi 
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Gaidar Alijew 
ergreift in 
Aserbaidschan 
die Macht 


Die Kreatur des anglo-sowjeti- 
schen »Trust«, Gaidar Alijew, ein 
ehemaliges Mitglied der kommu- 
nistischen Nomenklatura, steht 
kurz davor, offiziell als neuer 
Staatschef in Aserbaidschan ge- 
krönt zu werden. Er wurde zum 
amtierenden Ministerpräsiden- 
ten mit Vollmachten über die Ar- 
mee und Polizei ernannt. Alijew 
erzwang den Rücktritt von Isa 
Gambarow als Vorsitzende des 
aserbaidschanischen Parlaments, 
womit der Weg zu einer Parla- 
mentsabstimmung, um Alijew 
auch diesen Posten zu übertra- 
gen, frei wird. 


Nach Gambarows Rücktritt flog 
Alijew nach Gyandzha (ehemals 
Kirovabad), die zweitgrößte 
Stadt in Aserbaidschan, und 
Hauptquartier des Rebellen 
Oberst Surat Huseinow, um sich 
mit Huseinow wegen der Bildung 
eines Staatsrats und Regierung 
der »nationalen Einheit« zu tref- 
fen. Es war Huseinow, der Ali- 
jews Comeback mit einer Re- 
volte, bei der diese Stadt erobert 
wurde, und mit einer Erklärung, 
die dazu aufrief, daß Alijew Aser- 
baidschans neuer Staatschef wer- 
den soll, ausgelöst hatte. 


Präsident Elcibey ist zu einer 
Gallionsfigur geworden, was klar 
wurde, als, nachdem Alijew seine 
Gespräche mit Oberst Huseinow 
beendet hatte, die Streitkräfte 
der Rebellen zu einem »Marsch 
auf Baku« antraten und Elcibey 
die Regierung von Aserbaid- 
schan anwies, den Rebellen kei- 
nen Widerstand zu leisten. Die- 
ser Befehl zeigte, daß Alijew 
keine Zeit verschwendete, seine 
neue Vollmacht über die Armee 
in die Tat umzusetzen. 


Alijew führte in Baku Gespräche 
mit Vertretern von British Petro- 
leum and Amoco. Präsident Elci- 
bey unterzeichnete nach Rippen- 


50 FEODE 1011993 


stößen durch Alijew einen Erlaß 
mit dem Aserbaidschan aus der 
Rubel-Zone herausgenommen 
wurde. 


Alijew hat sich geschworen, daß, 
wenn er seine Macht erst einmal 
gefestigt hat, er auf breiter Basis 
einen Krieg gegen die armeni- 
sche Enklave Karabach und Ar- 
menien selbst führen werde. In 
einer Vorweg-Reaktion began- 
nen armenische Streitkräfte, die 
aus Karabach heraus operieren, 
in dem aserbaidschanischen Di- 
strikt Agdam mit einer Großof- 
fensive, wobei sie Dörfer einnah- 
men und sich der Distrikt-Haupt- 
stadt gleichen Namens näherten. 

oO 


Vereinte 
Nationen besor- 
gen in Bosnien 
die Sache der 
Serben 


Ein hochrangiger Beamter der 
Vereinten Nationen in Sarajewo 
gab der Nachrichtenagentur Reu- 
ter gegenüber unter der Bedin- 
gung, daß sein Name nicht ge- 
nannt wird, zu, daß »wir in einem 
gewissen Ausmaß die Sache der 
Serben betreiben«. Er sagte, daß 
durch die Einrichtung von »siche- 
ren Gebieten« und Entwaffnung 
der Moslems, die Streitkräfte der 
Vereinten Nationen in Bosnien 
»effektiv mit unseren Friedenser- 
haltern und der Befriedung mos- 
lemischer Enklaven, anstatt dies 
serbischen Soldaten zu überlas- 
sen, moslemische Truppen bin- 
den«. 


Der UNO-Informant setzte 
hinzu: »Die Serben haben ver- 
hältnismäßig wenig Industrie, da- 
her suchen sie nach irgendetwas, 
das sie in die Lage versetzt, ihre 
Soldaten wirkungsvoller einzu- 
setzen. Sichere Gebiete bieten 
sich dazu an.« 


Reuter zitierte auch Oberst Jovar 
Divjak, stellvertretender Kom- 
mandeur der bosnischen Armee: 
»Die territorialen Ziele der Ser- 
ben sind klar: Sie wollen ganz 
Ostbosnien und einen Landkorri- 
dor zu den Serben im Westen. Sie 
werden den Vance-Owens-Plan 
akzeptieren, aber nicht die Kar- 
ten, die dazugehören. Wir haben 


damit gerechnet, daß sie Feuer- 
einstellungen und Diskussionen 
über die Gebiete als Tarnung für 
weitere Angriffe benutzen wer- 
den. Das tun sie auch.« 


Nordkorea wirft 
seine Ent- 
scheidung über 
NPT über den 
Haufen 


Nordkorea gab bekannt, es 
werde nicht auf den Nuclear 
Non-Proliferation Treaty (NPT)- 
Vertrag zur Nichtverbreitung von 
Atomwaffen - verzichten, wie es 
zunächst beabsichtigt war, und 
nahm damit der Krise über diese 
Frage ebenso plötzlich und will- 
kürlich den Wind aus den Segeln, 
wie sie angeheizt worden war. 
Die plötzliche Umkehr verleiht 
dem Argument vieler chinesi- 
scher Nationalisten mehr Ge- 
wicht, daß die ganze Nordkorea- 
NPT-Krise von Peking arrangiert 
worden ist, um sicherzugehen, 
daß Clinton Rotchina den Status 
einer meistbegünstigten Nation 
(MFN) verleiht. 


Peking hatte zu Washington ge- 
sagt, daß nur die chinesischen 
Kommunisten wissen, wie man 
mit dem nordkoreanischen Dik- 
tator Kim Il-Sung fertig wird. 
Jetzt ist Clinton im Sinne einer 
Unterstützung des MFN-Status 
für China hervorgetreten, und 
Kim I-Sung hat seine plötzliche 
Provokation weitgehend rück- 
gängig gemacht. oO 


Schottische 
Zeitung 


berichtet über 
ADL-Skandal 


Die Edinburgher Zeitung »Scot- 
land on Sunday« brachte eine 
Story mit der Überschrift: »Spy 
Scandal Rocks U.S. to the Core« 
(»Spionage-Skandal erschüttert 
USA bis auf den Kern«). Der 
Skandal, schreibt die Zeitung, 
»konzentriert sich auf zwei un- 
durchsichtige Figuren in San 
Francisco, die Informationen an 


südafrikanische Geheimdienst- 
agenten und an eine mächtige jü- 
dische Gruppe, die ADL (Anti- 
Defamation League), verkauft 
haben«. 


Die Zeitung zitiert die Anti- 
Apartheid-Aktivistin Anne Poi- 
rier, Klägerin in einem Verfahren 
gegen die ADL, wie folgt: »Iran, 
Palästinenser, Armenier - in wel- 
chem Ausmaß gibt es eine Sicher- 
heitsfront, die auf internationa- 
ler Ebene mit der südafrikani- 
schen Regierung, der britischen 
Regierung oder mit sonstwem 
kooperiert?« 


Die Wochenzeitung erwähnt 
auch, daß die Polizei-Razzia ge- 
gen ADL-Offizielle zur Beschlag- 
nahme von »Notizen über das 
Eindringen in Sitzungen, ein- 
schließlich einer auf der der kürz- 
lich ermordete schwarze südafri- 
kanische Führer Chis Hani in Los 
Angeles sprach, führte«. Oo 


Arafat kritisiert 
USA und Israel 


Die Palestine Liberation Organi- 
zation (PLO) gab bekannt, daß 
sie ihre Mannschaft bei den Nah- 
ost-Friedensgesprächen von 14 
auf drei Personen verringert 
habe, weil die USA und Israel 
ihre Versprechen gegenüber den 
Palästinensern nicht eingehalten 
hätten. Der Vorsitzende der 
PLO, Jassir Arafat, sagte in einer 
Botschaft an die zwei Millionen 
Palästinenser der besetzten Ge- 
biete, daß die Vereinigten Staa- 
ten und Israel die Versprechen 
nicht eingehalten und damit ver- 
sucht hätten, die Glaubwürdig- 
keit der PLO in Frage zu stellen. 


»Amerikanische Versprechen, 
die uns von arabischen Bruder- 
und freundschaftlichen Parteien 
zugetragen wurden, sind nicht in 
die Tat umgesetzt worden, und 
man hat versucht, die Glaubwür- 
digkeit der PLO herabzuwürdi- 
gen«, wetterte Arafat. Er setzte 
hinzu, daß die Manöver der isra- 
elischen Delegation in den ersten 
beiden Wochen der neunten Ver- 
handlungsrunde »und die krimi- 
nelle, vorsätzliche Eskalation der 
Gewalttätigkeiten gegen unser 
Volk in den besetzten Gebieten 
eine Entwicklung darstellt, die 
die Dinge wieder einmal an einen 
gefährlichen Scheidepunkt her- 
anbringt«. 


Die palästinensische Delegation 
wies auch Israels Angebot zu- 
rück, weiteren 25 der Palästinen- 
ser, die es im Dezember depor- 
tiert hat, die Rückkehr in die Hei- 
mat zu gestatten. »Sie wissen ge- 
nau, daß sie, um einen Unter- 
schied zu machen, diese Zahl ver- 
doppeln oder verdreifachen müs- 
sen ... Dies ist eigentlich ein Wi- 
derruf, weil wir über handfeste 
Zahlen sprachen, Zahlen, die 
wirklich einen Unterschied ma- 
chen«, sagte die Sprecherin 
Hanan Ashrawi. »Wir haben we- 
der die Zeit noch die Neigung 
dazu, uns mit dieser Sache nicht 
einmal Zoll für Zoll, sondern nur 
Millimeter für Millimeter zu be- 
fassen.« = 


Warnung vor 
Bedrohung 
Europas durch 
die Serben 


Auf einer Pressekonferenz in 
Triest sagte der italienische Ver- 
teidigungsminister Fabio Fabbri, 
daß Italien ein Hauptziel für ter- 
roristische Angriffe durch das 
ehemalige Jugoslawien werden 
könnte. Fabbri meinte, es be- 
stehe ein »beunruhigendes Ri- 
siko des Terrorismus, besonders 
in Nordost-Italien, das gemein- 
same Grenzen mit den ehemali- 
gen jugoslawischen Republiken 
Slowenien und Kroatien hat. Er 
sprach auf einer Pressekonferenz 
nach einem Zusammentreffen 
mit Beamten des Innenministe- 
riums und der Polizei, um Sicher- 
heitsprobleme in den nordöstli- 
chen Regionen Italiens zu erör- 
tern. 


Kürzlich drohte der Komman- 
deur der bosnischen Serben, 
Ratko Mladic, damit, den bosni- 
schen Krieg bis zu der Region 
zwischen Triest und Wien auszu- 
dehnen, und er bezeichnete 
Triest als »alte serbische Stadt«. 


Französische politische Persön- 
lichkeiten läuten auch die Alarm- 
glocken. In einem Kommentar in 
der »International Herald Tri- 
bune« schrieb der ehemalige 
französische Außenminister Mi- 
chel Jobert: »Selbst der südlich 
gelegene französische Hafen 
Marseilles — der sich prahlerisch 
in seiner Position als Sieger beim 
jüngsten europäischen Fußball- 


Cup räkelt — ist nicht außer 
Reichweite der ebenso prahleri- 
chen, aber unendlich finsteren 
serbischen Generale und deren 
Scud-Raketen.« [ 


Geldstrafe für 
Wucher? 


Das Recht auf wirtschaftliche 
Entwicklung ist eine Menschen- 
recht und ein Verstoß gegen die- 
ses Menschenrecht durch Wucher 
sollte mit einer Geldstrafe belegt 
werden, heißt es in einer Initia- 
tive, die von der American Asso- 
ciation of Jurists der Menschen- 
rechtskommission der Vereinten 
Nationen vorgelegt wurde. Der 
relevante Abschnitt lautet: »Die 
Machenschaften von Staaten, In- 
stitutionen oder Einzelpersonen, 
die stillschweigend Einschrän- 
kungen des Rechts auf Entwick- 
lung und der wirtschaftlichen, 
kulturellen und sozialen Rechte, 
wie zum Beispiel die Praxis des 
Wuchers, illegalen Finanzge- 
schäfte, Störungen des interna- 
tionalen Geldsystems, schwere 
Schäden an der natürlichen Um- 
welt, den Mißbrauch der wirt- 
schaftlichen Macht und ähnliche 
Dinge mit sich bringen, werden 
als Verstoß gegen die Menschen- 
rechte angesehen.« 


Die Initiative, die besagt, es sei 
unerheblich, ob diese Verstöße 
gegen die Menschenrechte sich 
»bewußt, irrtümlicherweise oder 
durch kriminelle Verheimli- 
chung« ereignen, greift ausdrück- 
lich die multinationalen Kartelle, 
die Weltbank und den Internatio- 
nalen Währungsfonds als Agentu- 
ren an, die solche Verbrechen be- 
gehen. iM) 


Israels Rabin 
sagt, Siedlungen 
sind ein Fehler 


Israels Ministerpräsident Yitzhak 
Rabin nannte in einem Interview 
im israelischen Fernsehen in eng- 
lischer Sprache die jüdische Sied- 
lungsbewegung einen »Fehler«. 
Rabin äußerte, »ein Judenstaat« 
ist in den Ländern »Judäa, Sama- 
ria und Gaza nicht möglich«. 


Rabin will jedoch nicht die UNO- 
Resolutionen 242 und 338 akzep- 


tieren, nach denen Israel sich auf 
seine Grenzen von vor 1967 zu- 
rückziehen muß. In dem Inter- 
view bekräftigte er erneut Israels 
Recht, ein »vereintes Jerusalem« 
unter israelischer Souveränität 
zu beherrschen. Ost-Jerusalem 
wird unter den Resolutionen 242 
und 338 als »besetzte Gebiete« 
erachtet. 


Joseph Polakoff, Korrespondent 
für die Jewish Telegraph Agency, 
schrieb im Houstoner »Jewish 
Daily Herald«, daß die Freigabe 
der Bemerkungen in englischer 
Sprache »so gesehen wird, daß 
sich die Diaspora vielleicht auf ei- 
nen Schritt der Rabin-Regierung 
in Richtung auf den Abzug aus 
den meisten, wenn nicht allen 
Gebieten, die in dem Krieg von 
1967 erobert wurden, einstellen 
soll«. 


Es gibt innerhalb der jüdisch- 
amerikanischen Gemeinde im- 
mer mehr Diskussionen darüber, 
»Land gegen Frieden« zu tau- 
schen. Die Neokonservativen, 
angeführt von Norman Podho- 
retz, das American Israel Public 
Affairs Committee (AIPAC) und 
die Anti-Defamation League 
(ADL), sind hartnäckige Gegner 
aller Abkommen mit den Palästi- 
nensern oder arabischen Regie- 
rungen, in denen im Rahmen der 
Friedensvereinbarung irgendwel- 
ches Land aufgegeben werden 
soll. Oo 


Seltsame 
Machenschaften 
Libyens und 
Israels 


Zwei Beteiligte an der Iran-Con- 
tra-Affäre, der saudische Waffen- 
dealer Adnan Khashoggi und der 
Agent des israelischen Mossad 
Yacov Nimrodi, haben den Be- 
such von 200 libyschen Pilgern 
nach Jerusalem arrangiert, ver- 
lautet aus mehreren Geheim- 
dienstkreisen. Eine dritte darin 
verwickelte Person ist Raphael 
Falach, Leiter der libysch-jüdi- 
schen Gemeinde in Rom. 


Khashoggi und Nimrodi scheffel- 
ten in den achtziger Jahren Mil- 
lionen in Zusammenarbeit mit 
dem amerikanischen Oberstleut- 
nant in Ruhe Oliver North und 
anderen beim Verkauf von Waf- 


fen an den Iran. Sie waren auch 
an der Herstellung von Verbin- 
dungen zwischen US-Präsident 
Carters Bruder Billy und Libyens 
Mohammar Gaddafi beteiligt. 


Nimrodi und Khashoggi riefen 
ein Joint-Venture für Touren zu 
den heiligen Stätten Jerusalems 
für arabische und andere mosle- 
mische Besucher ins Leben. Wie 
aus israelischen Kreisen verlau- 
tet, war keiner der Libyer ein ein- 
facher Pilger und alle standen sie 
Gaddafi und dem libyschen Si- 
cherheits- und politischen Appa- 
rat sehr nahe. 


Der nächste Schritt läuft auf eine 
religiöse Konferenz heraus, die 
im Juli in Tripolis, Libyen, abge- 
halten wurde, an der libysche Ju- 
den aus Israel und Italien teilnah- 
men. Danach soll der Besuch 
zweier libyscher Minister in Is- 
rael und sogar ein Besuch Gadda- 
fis selbst erfolgen. Oo 


Ministerpräsi- 
dent von Haiti 
zurückgetreten 


Der Ministerpräsident von Haiti 
Marc Bazin trat unerwartet zu- 
rück, nachdem er die Allianz, die 
ihn an die Macht gebracht hat, 
zerschlug. Das Parlament und 
die Armee weigerten sich, ihn 
weiter zu unterstützen, nachdem 
er genau den Pakt, durch den 
seine Regierung im vergangenen 
Jahr zustande kam, gebrochen 
hatte. 


Eine Woche zuvor feuerte Bazin 
vier Mitglieder seines Kabinetts, 
darunter die beiden, die von der 
Armee ernannt worden waren, 
und löste sie durch vier seiner ei- 
genen engsten Mitarbeiter ab. 
Aber niemand aus dem Parla- 
ment oder der Armee wohnte de- 
ren Vereidigung bei, und sie 
konnten ihr Amt nicht überneh- 
men. Indessen behaupteten die 
vier geschaßten Kabinettsmit- 
glieder, ihre Entfernung aus dem 
Amt sei ungesetzlich, und sie wei- 
gerten sich, ihre Posten zu verlas- 
sen. 


Bazin, ein ehemaliger Beamter 
der Weltbank, hatte kürzlich be- 
kanntgegeben, er sei bereit, sich 
mit den ehemaligen Präsidenten 
Jean-Bertrand Aristide zu tref- 
fen. 
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Bill Clinton 


Die Krage 
nach der 
Befähigung 


Andrew Arnold 


Es liegen viele Anfechtungen gegen die Legitimität des neuen ameri- 
kanischen Präsidenten Bill Clinton vor, die, obwohl sie in den Me- 
dien des Establishments nicht publiziert sind, nichts desto weniger 
vor Gericht ernst genommen werden. 


1992 wurden mehrere Verfahren 
eingeleitet, mit denen Clintons 
Befähigung, ein öffentliches Amt 
zu bekleiden oder amerikani- 
scher Präsident zu werden, in 
Frage gestellt wird. Einer dieser 
Zivilprozesse, angestrengt von 


James Mace, ist in einem Bundes- . 


gericht im US-Bundesstaat Mis- 
souri anhängig. Darin wird Clin- 
ton auf der Grundlage seiner 
Wehrdienstverweigerung und sei- 
ner Teilnahme an amerikafeindli- 
chen Demonstrationen kritisiert 
und zu einer Feststellung aufge- 
rufen, ob Clinton sich vielleicht 
des Verrats schuldig gemacht hat. 


Clintons Position 
im Vietnam-Krieg 


Am 12. März bat Clinton darum, 
seine privaten Anwälte aus dem 
Fall zurückzuziehen, und daß 
seine Vietnam-Tätigkeiten vom 
Justizministerium verteidigt wer- 
den. Clintons Antrag wurde statt- 
gegeben, und heute verteidigt 
das amerikanische Justizministe- 
rium Clinton gegen die Anklage, 
daß erin einem Krieg, der das Le- 
ben von über 58000 US-Soldaten 
forderte, gegen Amerika war. 


Georges Wirges, ein ehemaliger 
Zeitungsherausgeber aus Arkan- 
sas, ist über ein Gerichtsverfah- 
ren verärgert, das so lange war- 
tete bis Clinton gewählt wurde, 
um über den Fall und über ein Sy- 
stem zu verhandeln, das die Steu- 
erzahler dazu zwingt, die Vertei- 
digung von Aktionen zu finanzie- 
ren, die Wirges für verräterisch 
hält. 

»Die Berichte über Bill Clintons 
Wehrdienstverweigerung im Zu- 
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sammenhang mit dem Krieg in 
Vietnam, die 1992 ans Tageslicht 
kamen, waren schockierend«, 
sagte Wirges. »Tag für Tag erfuhr 
man über Clintons lässigen Um- 
gang mit der Wahrheit und über 
seine Kavalierseinstellung zu 
dem, was dieses Land groß 
macht.« 


Gefordert ist 
eine Untersuchung 


Clintons »Standpunkt als Stu- 
dent wurde so dargestellt, als ob 
er mehr wisse als diejenigen, die 
diesen Staat gründeten und die 
Verfassung entwarfen«, setzte 
der Zeitungsmann hinzu. »Zwei- 
fellos ist es wirtschaftlicher für 
Clinton, eine öffentliche Vertei- 
digung zu haben als eine pri- 
vate.« 


Wirges — eine langjährige Neme- 
sis der demokratischen Partei in 
Arkansas — behauptet, daß das 
geltende Gesetz des US-Justizmi- 
nisteriums (Title V. Ch. 31 Sec. 
517) dem Ministerium verbietet, 
sich an einer Aktion zum Schutz 
von Privatrechten zu beteiligen. 
Wirges rief im vergangenen Jahr 
zu einer Untersuchung der Taug- 
lichkeit Clintons für ein öffentli- 
ches Amt auf und lieferte dem 
FBI mehr als 30 Seiten Informa- 
tionen, aber bislang hat keine 
Untersuchung stattgefunden. 


Die »koordinierten 
Bemühungen« 


Und dies trotz der Tatsache, daß 
die 14. Anderung zur Verfassung 
besagt, daß niemand ein Amt auf 


Bundesebene bekleiden kann, 
wenn er oder sie sich an Aufstän- 
den oder Rebellion gegen die Ver- 
einigten Staaten beteiligt oder 
deren Feinde begünstigt hat. Au- 
Berdem wird in Artikel III, Para- 
graph 3, der Verfassung als Verrat 
definiert, wenn jemand dem 
Feind »Aid and Comfort« (Be- 
günstigung) zuteil werden läßt. 


Wirges ist davon überzeugt, daß 
Clinton genau das getan hat. Er 
sagt, eine Durchsuchung des Ar- 
chivs an der University of Califor- 
nia-Berkeley habe Vietcong-Do- 
kumente ans Tageslicht geför- 
dert, aus denen hervorgeht, daß 
Proteste gegen den Krieg in Viet- 
nam als »koordinierte Bemühun- 
gen« zwischen kommunistischen 
Streitkräften und Kriegsgegnern 
bezeichnet wurden. 


»Andere kommunistische Doku- 
mente beziehen sich auf die Mo- 
ratorium-Group, für die Clinton 
sowohl in den Vereinigten Staa- 
ten als auch in England Proteste 
organisierte«, behauptet Wirges. 
Clinton mogelte sich aus seiner 
Einberufung hinaus, trat dann 
dem kriegsfeindlichen Morato- 
rium bei und organisierte und 
führte Demonstrationen von 
Kriegsgegnern in London an. All 
dies geschah, nachdem die kom- 
munistische Regierung in Hanoi 
die Demonstrationen gegen die 
Vereinigten Staaten öffentlich 
unterstützt hatte. 


Clintons Handlungen in der Ver- 
gangenheit traten während seines 
kürzlichen Präsidentschaftswahl- 
kampfes wieder ins Rampenlicht 
der Öffentlichkeit, wurden aber 
im allgemeinen von den Nach- 
richtenmedien ignoriert, die ihn 
Bush und Ross Perot vorzogen. 


Wirges hatte zu einer Untersu- 
chung auf der Grundlage von Er- 
klärungen aufgerufen, die Clin- 
ton als Rhodes-Schüler-Kandidat 
an der Oxford University abgege- 
ben hatte. 


In einem Brief von 1969, den er 
an Oberst Eugene Holmes, sei- 
nerzeit Leiter der ROTC an der 
University of Kansas, schickte, 
gab Clinton zu, »gegen den 
Krieg, geschrieben, gesprochen 
und marschiert zu haben«. 


Zum Beispiel arbeitete Clinton 
mit der Moratorium-Group zu- 
sammen, die einen Protest orga- 
nisierte, der am 15. November 
1969 mit einem Marsch durch 


Washington zum Abschluß ge- 
bracht wurde. Es handelt sich 
hierbei um den gleichen Protest, 
der in den obenerwähnten Viet- 
cong-Dokumenten beschrieben 
wird. 


Das Ziel war 
die Botschaft 


In England, sagte Clinton, »ich 
habe am 15. und 16. Oktober die 
Amerikaner hier in London für 
Demonstrationen organisiert«. 


Protestierende nahmen sich un- 
ter anderem die amerikanische 
Botschaft in London zum Ziel. 
Außerdem nahm Clinton an Sit- 
zungen der Group 68 - Amerika- 
ner unterstützt durch den sowjet- 
freundlichen British Peace Coun- 
cil - teil, als er im Ausland »stu- 
dierte«. 


Wirges behauptet, diese Proteste 
hatten dem Feind der USA gehol- 
fen und seien ein Verstoß gegen 
Titel 18 des US-Code (Gesetz- 
buch): 


»Wer den Vereinigten Staaten ge- 
genüber zur Loyalität verpflich- 
tet ist, dennoch Krieg gegen sie 
schürt oder ihre Feinde unter- 
stützt, indem er sie innerhalb der 
Vereinigten Staaten oder an- 
derswo begünstigt, macht sich 
des Verrats schuldig und soll den 
Tod erleiden, oder wird zu einer 
Freiheitsstrafe von nicht unter 
fünf Jahren und einer Geldstrafe 
von nicht unter 10000 Dollar ver- 
urteilt und darf unter den Verei- 
nigten Staaten kein öffentliches 
Amt bekleiden.« 


»Hiermit wird klar und deutlich 
Clintons Verwicklung in den 
kommunistischen Block und 
seine Rolle bei der Organisation 
von Demonstrationen demon- 
striert«, behauptet Wirges. »Es 
scheint gemäß Titel 18 klar rele- 
vant zu sein da es sich auf das Er- 
suchen um eine amtliche Unter- 
suchung bezieht.« 


Tatsächlich setzte sich der ein- 
stige Publizist vor der Wahl drei- 
mal mit FBI-Beamten in Little 
Rock, Arkansas, in Verbindung 
und bat um eine Untersuchung. 
»Wir haben entschieden, daß 
dies keiner Untersuchung be- 
darf« sagte ein Sprecher des FBI. 
»Nach den uns vorliegenden In- 
formationen ist kein Vergehen ge- 
gen das Bundesgesetz begangen 
worden.« U 


Bill Clinton 


Verbindungen 
zum CIA? 


Michael Collins Piper 


Warum half der Gouverneur von Arkansas Bill Clinton mit, die Un- 
tersuchung zu vertuschen, die gegen den damaligen CIA-Chef Ge- 
orge Bush eingeleitet worden war wegen des Waffen- und Drogen- 
schmuggelstützpunkt zur Versorgung der Contras auf dem kleinen 
ländlichen Flughafen in Mena, Arkansas? Wäre das nicht die ideale 
Wahlkampfmunition für den auf das Weiße Haus versessene junge 
Gouverneur gewesen? Es ist viel mehr an der Sache als einem zu- 


nächst auffällt. 


Nicht wenige Washingtoner Insi- 
der vermuten, daß der CIA sei- 
nen ehemaligen Direktor und 
langjährigen »deep cover agent« 
Bush durch einen der jüngeren 
tief verdeckten Agenten aus ih- 
ren Reihen abgelöst haben 
könnte. 


In Oxford für den 
CIA gearbeitet? 


Das ist richtig. Es gibt Leute, die 
davon überzeugt sind, daß der 
heutige amerikanische Präsident 
schon seit seiner Studienzeit an 
der School of Foreign Service der 
Georgetown University, eine der 
Hauptanwerbungsstätten des 
CIA, eine Stütze des CIA ist. 


Dann studierte Clinton bekannt- 
lich als Rhodes Stipendiat an der 
Oxford University in England 
(CODE berichtete darüber). In- 
sider glauben, daß der junge Clin- 
ton in Oxford erstmals im Namen 
des CIA tätig wurde. 


Seinerzeit war der sowjetische 
KGB sehr aktiv, unter Oxford- 
Studenten verdeckte Agenten an- 
zuwerben. Man glaubt, daß Clin- 
tons jetzt als berüchtigt geltende 
Reise in die Sowjetunion tatsäch- 
lich nicht auf Betreiben der Bol- 
schewisten, sondern des CIA un- 
ternommen wurde. 


»Der Zeitpunkt zu dem Clinton 
nach Moskau gereist sein soll, 
war auch die Zeit, als der CIA 
sehr damit beschäftigt war, ame- 
rikanische und andere Studenten 
anzuwerben, nach Moskau und 
Helsinki zu reisen und sich dort 
an Friedensaktivitäten zu beteili- 


David Rockefeller mit seinem Familien-Clan gehörte zu den hilf- 
reichen Freunden von Bill Clinton. 


gen, um sowjetischen Aktionen 
entgegenzutreten«, sagte Victor 
Marchetti, ein ehemaliger CIA- 
Beamter und Mitarbeiter von 
CODE. 


»Ohne irgendwelche Geheim- 
nisse zu verraten, wie ich zu die- 


ser Schlußfolgerung gekommen 
bin, also ich wäre nicht über- 
rascht, wenn festgestellt würde, 
daß Clinton irgenwie für den 
CIA arbeitete.« 


Ein kluger junger amerikani- 
scher Internationalist wie Clin- 
ton wäre ein vortreffliches Ziel 
für den KGB gewesen, und der 
CIA hatte das auch erkannt, da 
er wahrscheinlich mitgeholfen 
hatte, Clintons Weg nach Oxford 
zu ebnen. 


Kannte Bush 
die Wahrheit? 


Der ehemalige Direktor des 
CIA, George Bush, wußte 
höchstwahrscheinlich die Wahr- 


heit, als er andeutete, daß Clin- 
ton als Folge seiner Reise nach 
Rußland während seiner Studien- 
zeit ein kooptierter Agent des so- 
wjetischen KGB war. 


Wir werden jedoch niemals erfah- 
ren, ob Clinton sich nicht gedreht 


und für den KGB gearbeitet hat. 

Es ist wohlbekannt, daß der CIA 
in beide Seiten des Konflikts 
über die Beteiligung der USA am 
Vietnam-Krieg eingedrungen ist 
und Proteste für und dagegen an- 
geführt hat. Clinton verbrachte 
natürlich sowohl in den Vereinig- 
ten Staaten als auch im Ausland 
einen Großteil seiner Zeit inner- 
halb der Protestbewegung gegen 
den Krieg. 


Nach Beendigung seiner Under- 
cover-Tätigkeit in Oxford stu- 
dierte Clinton an der Yale Univer- 
sity - eine weitere Anwerbestätte 
des CIA - die Rechte. Drei an- 
dere »Yalies«, von denen man 
glaubt, daß sie an der Yale Uni- 
versity für den CIA angeworben 
wurden sind Bush, William F. 
Buckley jun. und James J. Angle- 
ton. In Yale lernte Clinton auch 
seine zukünftige Frau Hillary 
Rodham kennen. 


Mrs. Clinton arbeitete später für 
die mächtigste Anwaltspraxis in 
Arkansas - eine Firma, die für 
ihre engen Bindungen zu den 
Rockefeller-Interessen im Hei- 
matstaat ihres Mannes bekannt 
ist. 


Einige Witzbolde haben behaup- 
tet, Hillary Rodham könnte 
selbst eine tief verdeckte Stütze 
der CIA gewesen sein. Die junge 
Anwältin diente als Mitarbeite- 
rin des Kongresses bei der Unter- 
suchung des Watergate-Schla- 
massels, eine Kontroverse, bei 
der die feine Hand des CIA von 
Anfang an und von oben nach un- 
ten erkannt - oder nicht erkannt 
- wurde. 


Die steile Karriere 
von Bill Clinton 


Nach Absolvierung der juristi- 
schen Fakultät an der Universität 
wurde Clinton schnell in die 
höchsten Rangstufen seines Hei- 
matstaates gehievt. Ein Jahr, 
nachdem er die juristische Fakul- 
tät verlassen hatte, wurde er zum 
Professor an der University of Ar- 
kansas ernannt, obwohl er inzwi- 
schen einen Wahlkampf zum 
Kongreßabgeordneten verloren 
hatte. Zwei Jahre später wurde er 
- im Alter von 30 Jahren - zum 
Generalstaatsanwalt von Arkan- 
sas gewählt. Zwei Jahre danach 
wurde er auf den Posten des Gou- 
verneurs katapultiert. 

Man wird sich daran erinnern, 
daß schon bevor Clinton 1978 im 
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Bill Clinton 


Verbindungen 
zum CIA? 


reifen Alter von 32 Jahren erst- 
mals zum Gouverneur von Ar- 
kansas gewählt wurde, er von 
den Medien des Establishments 
bereits als »zukünftiger Präsi- 
dentschaftskandidat« gefördert 
und als aus »präsidentialem Holz 
geschnitzt« über den grünen Klee 
gelobt wurde. 


Noch einmal, dies war bevor 
Clinton gewählt wurde - sogar 
bevor seine Talente zum Regie- 
ren getestet worden waren. Es 
steht eindeutig fest, daß Clinton 
an einigen sehr hohen Stellen ein- 
flußreiche Bewunderer hatte. 


Man wird sich auch daran erin- 
nern, daß die Familie Rockefeller 
in Arkansas seit langem enge Bin- 
dungen und deftige Finanzinter- 
essen unterhält. 


Ein Schützling 
der Rockefeller 


Es war nämlich niemand anders 
als Winthrop Rockefeller, Bruder 
des Finanzchefs der Familie Rok- 
kefeller, David Rockefeller, der 
Mitte der sechziger Jahre als re- 
publikanischer Gouverneur von 
Arkansas diente. Clinton war da- 
mals im wesentlichen nur ein 
Rockefeller-Schützling im Stall 
der Demokratischen Partei. 

Es ist daher kein Wunder, daß der 
junge Clinton, der Gouverneur 
des rückständigen Staates Arkan- 
sas, nicht nur aufgefordert 
wurde, dem Council of Foreign 
Relations (CFR) der Familie 
Rockefeller, sondern auch deren 
noch einflußreicheren Trilatera- 
len Kommission beizutreten - 
und dies über die Köpfe dienstäl- 
terer und besser etablierter Gou- 
verneure größerer, politisch 
mächtigerer Staaten hinweg. 


Kein Wunder, daß er 1991 zu der 
hinter verschlossenen Türen statt- 
findenden Bilderberg-Sitzung 
eingeladen wurde (CODE be- 
richtete seinerzeit darüber). 


Bei seiner endgültigen Bewer- 
bung um die Präsidentschaft 
hatte Clinton jedoch die Unter- 
stützung von »Insidern«. Seine 
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hauptsächlichen finanziellen För- 
derer aus der Geschäftswelt wa- 
ren Geschäftsfreunde des inter- 
nationalen Spezialunternehmens 
für Emissionen, Goldman Sachs, 
eine Firma mit engen Bindungen 
zur Bankendynastie der Roth- 
schilds und einigen der reichsten 
Familien der USA. 


Die hilfreichen 
Freunde 


Andere an dieser Entwicklung 
hauptsächlich Beteiligte waren 
Mitarbeiter der in New York an- 
sässigen Anwaltspraxis Willkie 
Farr & Gallagher. Dies ist die 
Firma, hinter der sich Kenneth 
Bialkin, eine hochrangige Figur 
in der Anti-Defamation League 
(ADL) der B’nai B’rith-Loge, 
lange Zeit verborgen hatte. Bial- 
kins ADL ist bekanntermaßen 
eine illegale, nicht eingetragene 
Agentur für den Staat Israel und 
eine der Haupttriebfedern der Is- 
rael-Lobby in den USA. 


Es sei zum Schluß festgestellt, 
daß nur wenige Tage vor der Prä- 
sidentschaftswahl niemand an- 
ders als David Rockefeller jun., 
Sohn des. Familienoberhaupts 
und Thronerbe, den Leitartikel 
in der »New York Times« unter- 
zeichnete, in dem er verkündete: 
»Warum ich Clinton traue«, und 
so ganz nebenbei einen »Erd- 
rutsch« für Clinton prophezeite. 
Ganz offensichtlich, bei der Art 
von »Freunden« die Clinton seit 
seinen ziemlich geheimnisvollen 
Tagen an der Universität um sich 
geschart hat, benötigte er sicher- 
lich nicht die finanzielle Unter- 
stützung des amerikanischen Vol- 
kes - nur dessen Stimmen. 


Und das hat er auch erreicht. U 


Hillary Clinton 


Die Super- 
Mama der 


USA 


Andrew Arnold 


Hillary Clinton wird von ihren Bewunderern in den Medien des Esta- 
blishments als stark engagierte Sozialreformerin dargestellt, aber 
das stand ihr niemals im Weg, um schnelles Geld zu machen. 


Kurz nachdem die Clintons in 
Washington eingetroffen waren, 
kursierten dort häßliche Ge- 
rüchte über Hillary Rodham 
Clinton, ihre Haltung, ihre Ge- 
wohnheiten - selbst über ihr Ge- 
schlechtsleben. Wochen später 
konterte das Establishment mit 
einer konzertierten Bemühung, 
Hillary als so etwas wie eine Hei- 
lige erscheinen zu lassen. 


Die Folge war eine Beliebtheits- 
quote seitens der Öffentlichkeit 
für Mrs. Clinton von etwa 78 Pro- 
zent im ersten Quartal von 1993, 
wie aus dem Center for Media 
and Public Affairs verlautet. 


Aber ist Hillary Clinton wirklich 
die Super-Mama, wie sie in den 
Medien des Establishments dar- 
gestellt wird, die die Anforderun- 
gen einer Karriere, an eine Ehe- 
frau und Mutter miteinander ab- 
wägt, oder zielt dieser Blitzkrieg 
der Medien darauf ab, etwas zu 
verbergen? 


Ihr ganzes öffentliches Leben 
hindurch hat Mrs. Clinton eine 
äußerst liberale Ideologie vertre- 
ten, die darauf abzielt, eine von 
der Regierung geleitete Gesell- 
schaft herbeizuführen: 


Als Backfisch vertrat sie ein so- 
ziales Evangelium, das auf dem 
Wege einer geistigen Erneuerung 
dringend nach sozialem Aktivis- 
mus verlangt. 


Als Studentin an der Universität 
trieb Hillary das voran, was sie 
»menschlichen Wiederaufbau« 
als Heilmittel für die gesellschaft- 
lichen Wehwehchen, die ihre Vor- 
fahren ihr hinterlassen hatten, 
nannte. 


Von Harry Oppenheimers Dia- 
manten-Monopol hat Hillary 
Clinton 200 Aktien in ihrem Por- 
tefeuille. 


Als Leiterin der New World 
Foundation (Stiftung Neue Welt) 
leistete Mrs. Clinton marxisti- 
schen Terroristen in El Salvador 
finanzielle Unterstützung und sie 
steht in dem Ruf, die UN-Con- 
vention on the Rights of the 
Child, die Kindern gesetzliche 
Rechte verleihen will, die denen 
von Eltern gleichkommen, zu un- 
terstützen. 


Eine pseudo-religiöse 
Propaganda 


Die First Lady und ihre »Eine- 
Welt«; »Neues-Zeitalter«-Hun- 
deführer bedienen sich der Pro- 
paganda, um Amerika ihre libe- 
ralen, pseudo-religiösen Über- 
zeugungen aufzuzwingen. 


Zum Beispiel hat Mrs. Clinton 
oft die Ansichten von Michael 


Lerner, Publizist und Herausge- 
ber der »progressiven« jüdischen 
Wochenzeitung »Tikkun« vertre- 
ten. Lerner tritt für das ein, was 
er die »Politik von Bedeutung« 
(politics of meaning) nennt, für 
die sich die First Lady eingesetzt 
hat, und die Lerner als Schwelle 
zu landesweiter Publicity benutzt 
hat. 


Diese Philosophie »spricht die 
psychologischen, ethischen und 
geistigen Notwendigkeiten der 
Amerikaner« an, meint Lerner in 
einem veröffentlichten Inter- 
view. 


Das ganze psychologische und 
pseudo-profunde Geschwafel 
einmal beiseitegelassen, besagt 
diese sogenannte Philosophie, 
daß, anstatt nach ihnen oder auf 
eine Institution wie zum Beispiel 
die Arbeit der Kirche oder von 
Freiwilligen zu schauen sind, die 
Autorität der Bundesregierung 
zu verbessern ist. Sie betrachtet 
die Regierung als Werkzeug, um 
Veränderungen in die Tat umzu- 
setzen — ungeachtet dessen, ob 
Einzelpersonen dies wollen oder 
nicht. 


Antwort auf das 
Unbeantwortbare 


»Wir brauchen eine neue Defini- 
tion der bürgerlichen Gesell- 
schaft als Antwort auf die unbe- 
antwortbaren Fragen, wie wir zu 
einer Gesellschaft kommen kön- 
nen, die uns wieder ausfüllt und 
uns das Gefühl verleiht, ein Teil 
von etwas Größerem als wir 
selbst sind zu sein«, äußerte Mrs. 
Clinton vor einer Klasse von 
Hochschulabsolventen. Die Bun- 
desregierung »versucht, ihre Mit- 
tel der Eintreibung von Steuer- 
geldern einzusetzen ... um uns zu 
helfen, eine bessere, gerechtere 
Gesellschaft zu werden«. 


Einem Interview mit Lerner in 
der »Washington Post« zufolge, 
trafen Mrs. Clinton und Lerner 
sich am Tage bevor das Holo- 
caust-Museum eröffnet wurde 
auf einem Empfang im Weißen 
Haus. Sie fragte ihn: »Bin ich 
Wortführer? Es ist erstaunlich, 
wie sehr wir auf der gleichen Wel- 
lenlänge zu senden scheinen.« 


Lerner sagte: »Ich glaube das 
auch, und wir hatten uns einige 
Gedanken darüber gemacht, daß 
wir einige Ideen darüber hätten, 
wie die »politics of meaning« in 
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Hillary Clinton (links) mit Mitgliedern des Health Care Tast Force 


onthe South Lawn im Weißen Haus. 


eine politische Richtung ge- 
bracht werden kann.« Und sie 
sagte: »Großartig, lassen Sie uns 
darüber reden«. 


Am darauffolgenden Montag traf 
Lerner noch einmal eine halbe 
Stunde lang mit ihr in ihrem Wa- 
shingtoner Büro zusammen. Das 
Gespräch war ziemlich erstaun- 
lich, weil bei dem ersten kurzen 
Gedankenaustausch, wo sie so- 
fort fragte: »Was bin ich, Ihr 
Wortführer?« Das Gespräch war 
fast wie in Halbsätzen verlaufen, 
weil sie alles gelesen hatte. 


Kritiker vertreten die Ansicht, 
daß Clinton & Co. die Verfassung 
und die Bibel als Richtlinien für 
Gesetz und Moral aus dem ameri- 
kanischen Leben verdrängen 
wollen, so daß sie den Leerraum 
mit ihrem »nach den Rechten 
orientierten Liberalismus« füllen 
können, wie der »World«-Korres- 
pondent Terry Eastland es formu- 
lierte. 


»Sie (Mrs. Clinton) spricht ankla- 
gend darüber, »wieder an einem 
Ort leben zu wollen, wo ich die 
Straße hinuntergehen kann, 
ohne Angst zu haben«, schreibt 
Eastland. »Sie erinnert sich an 
eine Zeit, bevor der auf den 
Rechten basierende Liberalis- 
mus seinen Schaden anrichtete.« 


»Wird sie auch begreifen, daß er 
begrenzt, ja sogar zurückgerollt 
werden muß, bevor das Moralge- 
fühl des amerikanischen Volkes 
gedeihen und über das Gesetz 


mindestens einige wirksame Aus- 
drucksformen annehmen kann«, 
fragte er. 


Langjährige Hillary-Beobachter 
sind über die sozialistischen Ten- 
denzen auf der Tagesordnung der 
First Lady keineswegs über- 
rascht, wenn man an einen geisti- 
gen Berater wie Lerner, an Bera- 
terrollen von Hollywood-Libera- 
len wie Norman Lear und daran 
denkt, daß sie ein Kind der sech- 
ziger Jahre ist. 


Keine Probleme 
mit Interessenkonflikten 


Was viele naive Wähler nicht er- 
wartet hätten, als sie Bill Clinton 
wählten, war, daß Hillary bei 
wichtigen Entscheidungen, die 
zu treffen sind, Partner des Präsi- 
denten sein würde. Abgesehen 
davon, daß sie eine mächtige Li- 
berale ist, ist die nicht gewählte 
Ko-Präsidentin der Vereinigten 
Staaten auch eine große Heuchle- 
rin. 


Zum Beispiel: Obwohl Mrs. Clin- 
ton von ihrem Mann zum Zar der 
Gesundheitspflege ernannt wor- 
den ist, sind sich nur wenige 
Leute darüber im klaren, daß 
Clintons Aktien-Portefeuille 
nach Schätzung des Zeitungsher- 
ausgebers aus Arkansas, Paul 
Greenberg, einen Anteil von fast 
100000 Dollar an einem Fonds 
aufweist, der »schwer« zu Aktien 
der Gesundheitspflege neigt. 

Obwohl sie im wesentlichen eine 


Regierungsbeamtin, das heißt, 
Zar der Gesundheitspflege und 
Ko-Präsident ist, unterliegt die 
First Lady nicht den Gesetzen 
zur Regelung von Interessens- 
konflikten. Sie ist technisch da- 
von befreit, weil ihre Positionen 
nicht gewählt und inoffiziell sind. 


In den achtziger Jahren zum Bei- 
spiel, benutzte sie das gleiche 
Steuergesetz, das sie jetzt zum 
Schaden der Gesellschaft um- 
krempeln möchte, zu großem 
persönlichem Profit. 


Mrs. Clinton, Anwältin in einer 
der prominentesten Anwaltspra- 
xen in Arkansas, Rose Law Firm, 
heimste Mitte der achtziger Jahre 
von einer in Konkurs geratenen 
Spar- und Darlehenskasse in Ar- 
kansas Anwaltshonorare in Höhe 
von 2000 Dollar pro Monat ein, 
um mit dem Staat Geschäfte zu 
machen. 


In eine weitere Abmachung war 
Vince Foster, ein Clinton-Gehilfe 
verwickelt, der wie berichtet 
wird, kürzlich Selbstmord began- 
gen hat. Foster war Hillarys lang- 
jähriger Freund und Geschäfts- 
partner. 1983 gründeten Hillary, 
Foster und Webster Hubbell, ein 
anderer Clinton-Mitarbeiter im 
Weißen Haus, eine Investment- 
Partnerschaft. Die für diese Part- 
nerschaft angegebene Adresse ist 
die gleiche wie die der Anwalts- 
praxis Rose Law Firm. 


Aus den Steuererklärungen Clin- 
tons geht hervor, daß dieser Deal 
niemals sehr viel versteuerbares 
Einkommen erbrachte, eine Tat- 
sache, die einen Broker, der mit 
dem Deal sehr vertraut ist, in Er- 
staunen versetzt. »Sie kauften 
eine Menge Aktien in mehreren 
Firmen - Firestone Tire und Dia- 
mond Shamrock sind zwei, an die 
ich mich erinnere«, sagte der Bro- 
ker. 


Dies war nicht der einzige lukra- 
tive Aktienhandel der dem Clin- 
ton-Portefeuille zu Buche schlug, 
und den Hillary steuerte. Lange 
nachdem Gruppen, die gegen die 
Apartheid sind, zu einem Boy- 
kott gegen das betreffende Land 
ausgerufen hatten, unterhielten 
die Clintons immer noch annä- 
hernd 200 Aktien von DeBeers 
Consolidated Mines Ltd., das in 
Südafrika ansässige größte Dia- 
menten-Monopol, das von dem 
engagierten Internationalisten 
und Zionisten Harry Oppenhei- 
mer beherrscht wird. oO 
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Naher Osten 


Bill Clintons 
neue Strategie 


Martin Indyk 


Nachstehend ein Ausschnitt aus einer Rede von Martin Indyk an das 
Soref Symposium des Washingtoner Institute for Near East Affairs, 
ein pro-israelischer Think-Tank (Beraterstab). Indyk, der ehemalige 
Leiter des Instituts, ist jetzt rangälterer Direktor für nahöstliche und 
südasiatische Angelegenheiten im National Security Council der 
USA. Seine Zuhörer waren eine Mischung von pro-israelischen Ak- 
tivisten, Akademikern, die sich auf den Nahen Osten spezialisiert 
haben, und Regierungs- und Geheimdienstbeamte. Indyk erläuterte 
die wesentlichen Punkte der Strategie der Clinton Regierung für die 
Region, vor allem hinsichtlich des »dualen Aufhaltens« des Iraks 


und des Irans. 


Es ist eine Ehre für mich, anläß- 
lich des Ausscheidens von Barbi 
Weinberg aus dem Präsidium des 
Instituts und ihres Aufstiegs zur 
Vorsitzenden vor Ihnen zu spre- 
chen. Die meisten von Ihnen wer- 
den wissen, daß Barbi die Grün- 
dungsmutter des Instituts und 
mehr als acht Jahre lang dessen 
Inspiration und Leitlicht war. 
Ohne Barbi gäbe es kein Was- 
hingtoner Institute — so einfach 
ist das. Und ohne Barbi stünde 
ich heute Abend nicht vor Ihnen 
als Sprecher für die Clinton-Re- 
gierung. Ich wäre wahrscheinlich 
mit irgendwelchen zwingenden 
Forschungsarbeiten über Austra- 
liens Beziehungen zu Vanuatu 
(eine kleine Insel-Republik im 
Südwestpazifischen Ozean) be- 
schäftigt. Wir alle in der Ge- 
meinde der Washingtoner Politik- 
macher schulden Barbi unge- 
heuer viel Dankbarkeit. Denn 
ohne ihre Vision und Energie und 
Weisheit wäre die politische De- 
batte über Fragen des Nahen 
Ostens ermattet, und viele Leute 
wären nicht angeregt und ohne 
wertvolle Informationen zum 
Thema Naher Osten. [Barbi 
Weinberg ist eine Hauptfinanz- 
stütze für die Interessen Israels, 
die Indyks Institute hauptsäch- 
lich finanziert hat.] 


Die Vorstellung 
der Clinton-Regierung 


Ich kam nach Washington mit 
einigen Gedanken im Kopf, wie 
Barbis Vision von einem Berater- 
stab für den Nahen Osten in die 
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Praxis umgesetzt werden kann. 
Ich hatte mir niemals vorgestellt, 
daß das Institut eine derart be- 
deutsame Quelle der Forschung, 
Wissenschaft und Beratung in po- 
litischen Dingen für die Regie- 
rung, die Diplomatie und die Me- 
dien werden würde. Wir waren - 
und Sie sind immer noch - in ei- 
nem edlen Unternehmen enga- 
giert. [Tatsächlich kam Indyk 
nach Washington, um dort zu stu- 
dieren und im American Israel 
Public Affairs Committee (AI- 
PAC) zu arbeiten. ] 


Barbi und ich geben das Institut 
jetzt in die sehr fähigen Hände 
von Mike Stein und Dennis Ross 
[ehemaliger Leiter des Planungs- 
stabs für Politik im Außenmini- 
sterrum der Bush-Regierung] 
und Rob Satloff sowie John Han- 
nah und Carole Stem und Ihnen 
allen, in der Hoffnung und von 
dem Glauben beseelt, daß Sie ge- 
meinsam die Aktivitäten auf ein 
außergewöhnliches Leistungsni- 
veau bringen und dennoch jenes 
Missionsgefühl beibehalten, das 
das Institut als einen ganz beson- 
deren Ort kennzeichnet. 


Amerikas Interesse an 
Ol und Israel 


Meine Aufgabe besteht darin, 
vor Ihnen die Einstellung der 
Clinton-Regierung zum Nahen 
Osten auszubreiten. 


Trotz der dramatischen Entwick- 
lungen in der weltweiten Arena 
in den letzten vier Jahren haben 


wir immer noch ein bleibendes 
Interesse an dem freien Strom 
nahöstlichen Ols zu angemesse- 
nen Preisen. Wir haben ein blei- 
bendes Interesse daran, die 
Freundschaft derjenigen in der 
arabischen Welt zu erwidern, die 
gute Beziehungen zu den Verei- 
nigten Staaten anstreben. Wir ha- 
ben immer noch ein bleibendes 
Interesse an der Sicherheit, dem 
Überleben und dem Wohlerge- 
hen des Staates Israel. 


Änderungen in der Politik — ge- 
genüber den Bush-Jahren - erge- 
ben sich aus den dramatischen 
weltweiten und regionalen Ent- 
wicklungen, die auf die politische 
Dynamik der Region einwirken. 
Das Ende des Kalten Krieges 
hatte für den Nahen Osten tief- 
gründige Folgen. Die Super- 
mächte liegen nicht mehr um Ein- 
fluß in dieser unsicheren Region 
miteinander im Wettstreit, und 
das bedeutet, daß die Vereinigten 
Staaten die Region nicht mehr 
durch ein globales Prisma des 
Konkurrenzdenkens zu betrach- 
ten brauchen. Zum ersten Mal 
können wir die dortigen Entwick- 
lungen mehr unter dem Aspekt 
betrachten, welchen Einfluß sie 
auf unsere regionalen, statt auf 
unsere weltweiten Interessen ha- 
ben. 


Zum ersten Mal seit den fünfzi- 
ger Jahren sind die USA unange- 
fochtene dominierende Macht in 
der Region und alle Seiten 
schauen nun auf Washington, da- 
mit dieses seinen Einfluß ausübe. 
Das Nichtvorhandensein eines 
Wettbewerbs unter den Super- 
mächten bringt jedoch in seinem 
Kielwasser weniger Einfluß auf 
die Politik der regionalen 
Mächte, schon gar nicht auf un- 
sere europäischen und japani- 
schen Alliierten des Kalten Krie- 
ges mit sich. Wir tragen größere 
regionale Verantwortung und 
sind dennoch weniger dazu in der 
Lage, dieser Aufgabe gerecht zu 
werden. 


Mit der Verbreitung von ballisti- 
schen Raketen einerseits und der 
Ausbreitung des Extremismus 
andererseits können Konflikte 
oder Tumulte in einem Teil der 
Region dramatische Auswirkun- 
gen auf Ereignisse anderswo ha- 
ben. Es könnte kein Krieg mehr 
acht Jahre lang zwischen zwei 
Mächten in der Region - Irak und 
Iran - geführt werden, während 
die übrige Welt zur Tagesordnung 
übergeht. Das Raketenzeitalter 


im Nahen Osten hat eine Lage 
herbeigeführt, in der Riad und 
Tel Aviv gleichzeitig vom Irak an- 
gegriffen werden könnten. 


Die Politik ist gegen 
Iran und Irak gerichtet 


In gleicher Weise hat der Iran 
seine regionale Reichweite de- 
monstriert, indem er über die 
ganze Strecke vom Golf, über 
Agypten und Libanon nach Alge- 
rien hinweg in trübem Wasser 
fischt. Seine Finanzierung, Be- 
waffnung in Ausbildung von His- 
bollah und Hamas haben ihm die 
Fähigkeit verliehen, sich auch in 
den arabisch-israelischen Frie- 
densprozeß einzumischen. Und 
seine nordkoreanischen Raketen 
könnten ihn in die Lage verset- 
zen, auf Israel und die arabischen 
Staaten einzudreschen. 


Unsere Problemlösung beginnt 
mit einem Konzept der Unabhän- 
gigkeit zwischen der östlichen 
und westlichen Hälfte der Re- 
gion. Somit wird die Eindäm- 
mung der Bedrohungen durch 
Irak und Iran im Osten einen gro- 
ßen Einfluß auf unsere Fähigkeit 
ausüben, Frieden zwischen Israel 
und seinen Nachbarn im Westen 
zu fördern. 


Die Politik der Clinton-Regie- 
rung des »dual containment« des 
Iraks und des Irans leitet sich von 
der Einschätzung ab, daß die der- 
zeitigen Regime des Iraks und 
Irans beide amerikanischen Inter- 
essen feindlich gegenüberstehen. 
Die Koalition, die gegen Saddam 
Hussein kämpfte, bleibt zusam- 
men, solange wir unsere militäri- 
sche Präsenz in der Region auf- 
rechterhalten können, solange es 
uns gelingt, die militärischen Am- 
bitionen sowohl des Iraks als 
auch des Irans einzuschränken. 


Solange wir uns auf unsere Ver- 
bündeten in der Region - Agyp- 
ten, Israel, Saudi-Arabien und 
den Golf-Kooperationsrat und 
die Türkei -— verlassen können, 
um ein Gleichgewicht der Macht 
in der weiteren Region des Na- 
hen Ostens zu bewahren, werden 
wir auch die Mittel haben, so- 
wohl dem irakischen als auch 
dem iranischen Regime die 
Zähne zu zeigen. 


Wir brauchen uns nicht auf eines 
dieser beiden Länder zu verlas- 
sen, um dem anderen entgegen- 
treten zu können. Einfach ausge- 


US-Präsident Bill Clinton setzt 
bei seiner Politik im Nahen 
Osten voll auf die kostspieli- 
gen Beziehungen zu Israel. 


drückt, wir verlangen, daß der 
Irak sich an alle Resolutionen der 
Vereinten Nationen hält. Das Re- 
gime von Saddam Hussein darf 
niemals wieder eine Gefahr für 
Iraks Nachbarn darstellen. 
Einige haben versucht, unsere 
Politik als Milderung der frühe- 
ren Politik darzustellen. 


Inzwischen sollte jedoch klar ge- 
worden sein, daß wir verlangen, 
daß alle irakische Regime sich an 
die Resolutionen halten. Wir wer- 
den nicht mit Saddam Husseins 
Sturz zufrieden sein, um zustim- 
men zu können, daß die Sanktio- 
nen aufgehoben werden. Auch 
streben wir keine Versöhnung mit 
Saddam Husseins Regime an und 
erwarten auch keine. 


Die Notwendigkeit 
zu handeln 


Unsere Absicht steht fest, sie be- 
steht darin, klar und unzweideu- 
tig festzulegen, daß das derzei- 


tige Regime im Irak ein verbre- 
cherisches Regime ist, außerhalb 
der WVölkergemeinschaft steht 
und unserer Beurteilung nach 
nicht korrigierbar ist. 


Die Bedrohung aus dem Iran auf- 
zuhalten ist ein schwierigeres, 
wenn auch nicht weniger notwen- 
diges Unterfangen. Der Iran ist 
der erstrangige staatliche Spon- 
sor von Terrorismus und Mord 
um den ganzen Erdball herum. 


Der Iran fischt durch die ganze 
arabische Welt hindurch in trü- 
bem Wasser und strebt aktiv da- 
nach, freundliche Regierungen 
zu unterminieren. Durch seine 
aktiven Bemühungen, Angriffs- 
waffen zu erwerben, strebt der 
Iran danach, den Golf mit militä- 
rischen Mitteln zu beherrschen. 
Und was vielleicht am meisten 
beunruhigt, ist die Tatsache, daß 
der Iran Massenvernichtungswaf- 
fen, einschließlich heimliche 
Atomwaffen und ballistische Ra- 
keten zum Abschuß von Spreng- 
köpfen zur Massenvernichtung 
auf Länder des Nahen Osten, er- 
werben will. 


Die Notwendigkeit, jetzt zu han- 
deln, ergibt sich aus der Tatsache, 


daß Irans Drohabsichten im Au- 
genblick noch seine Fähigkeiten 
übertrifft, diese auch wahr zu ma- 
chen. Aber dieser Augenblick 
wird nicht lange anhalten. Wenn 
wir bei unseren Bemühungen, 
das Verhalten des Irans zu modifi- 
zieren versagen, dann wird der 
Iran in fünf Jahren für Israel, für 
die arabische Welt und für die In- 
teressen des Westens im Nahen 
Osten eine noch viel größere Be- 
drohung darstellen. 


Die Partnerschaft 
mit Israel vertiefen 


Andererseits leitet sich die gün- 
stige Gelegenheit, jetzt zu han- 
deln, von der Tatsache ab, daß 
der Iran auf kommerzieller 
Ebene nicht mehr so gut dasteht. 
Er liegt bei seinen kurzfristigen 
internationalen Darlehen mit 
fünf Milliarden Dollar im Rück- 
stand, und diese Zahl steigt 
sprungartig an. Der Iran leidet 
an einer 30prozentigen Inflation 
und 30prozentigen Arbeitslo- 
sigkeit. Kurz gesagt, der Iran ist 
sowohl unter dem kommerziellen 
als auch strategischen Aspekt ge- 
sehen eine schlechte Kapitalan- 
lage, und das nicht nur für die 


Vereinigten Staaten, sondern 
auch für die Völkergemeinschaft. 


Dieses Argument dürfte auch 
noch aus einem anderen Grund 
einleuchtend sein. Der Iran hat 
es noch nicht mit der Art von in- 
ternationalem Regime zu tun, 
wie es dem Irak auferlegt worden 
ist. Ein strukturelles Ungleichge- 
wicht besteht daher zwischen den 
verfügbaren Maßnahmen um 
den Irak und den Iran aufzuhal- 
ten. In dem Ausmaß, wie es der 
Völkergemeinschaft gelingt, den 
Irak aufzuhalten, sie aber daran 
scheitert, den Iran aufzuhalten, 
läßt sie unachtsamerweise zu, 
daß das Gleichgewicht der Kräfte 
am Golf sich zugunsten des Irans 
neigt, mit sehr gefährlichen Fol- 
gen. Das Ungleichgewicht 
spricht daher für energischere 
Bemühungen, den Iran im Zaum 
zu halten und ein Verhalten zu 
modifizieren, selbst wenn wir die 
Sanktionen gegen den Irak beibe- 
halten. 


Der amerikanische Präsident 
und der Außenminister haben es 
deutlich gemacht, daß unsere 
Einstellung zu den Friedensver- 
handlungen es mit sich bringt, 
daß wir mit Israel zusammen, 
nicht gegen Israel arbeiten. Wir 
sind dazu verpflichtet, unsere 
strategische Partnerschaft mit Is- 
rael im Streben nach Frieden und 
Sicherheit zu vertiefen. 


Diejenigen, die ehrlich einen um- 
fassenden und wirklichen Frie- 
den anstreben, erkennen, daß 
dies nicht vollbracht werden 
kann, ohne daß Israel einen 
Rückzug aus dem Territorium 
vollzieht, mit greifbaren Gefah- 
ren für seine Sicherheit. Und die- 
jenigen, die einen realen Fort- 
schritt anstreben, sollten verste- 
hen, daß dieser nicht ohne diese 
Art von besonderen Beziehun- 
gen zwischen den USA und Israel 
eintreten wird. m 


Bad Bi ME 


10/1993 [ODE 57 


Israel 


Das Jesus- 
Problem 


Victor Marchetti 


Die kürzliche Aufregung zwischen jüdischen Religionsführern und 
Raphael Farber, Israels nordamerikanischer Beauftragter für den 
Tourismus, weist auf die immer problematischer werdende Allianz 
zwischen der christlichen evangelischen Rechten und der jüdisch- 
amerikanischen israelfreundlichen Interessengruppe hin. 


Farber versuchte kürzlich, Kritik 
von Reformern und orthodoxen 
Führungspersönlichkeiten zu- 
rückzuweisen, die behaupteten, 
er habe sie lächerlich gemacht, 
als sie ihre Besorgnisse über 
seine Zusammenarbeit mit christ- 
lichen Gruppen, wie zum Bei- 
spiel Juden für Jesus, die versu- 
chen, Juden in den USA und Is- 
rael zu bekehren, zum Ausdruck 
brachten. 


Die Christen 
melken 


In einem Artikel in »Forward«, 
eine in New York erscheinende 
und landesweit vertriebene jüdi- 
sche Zeitung, brachte Farber Re- 
ligionsführer weiter in Rage, in- 
dem er suggerierte, daß Juden 
für Jesus- eine messianische jüdi- 
sche Organisation, die als eine 
der größten christlichen Mis- 
sionsgruppen mit Zielrichtung 
auf das amerikanische Judentum 
bezeichnet wird — keine Bedro- 
hung für die »jüdische Kontinui- 
tät« darstelle. Er brachte sie noch 
mehr in Harnisch, indem er 
sagte, er müsse seine Bemühun- 
gen darauf konzentrieren, evan- 
gelische Gruppen zu einer Rund- 
reise durch Israel zu bewegen, 
weil »das Problem darin besteht, 
daß Juden [hier in Amerika] 
durch Mischehen in 20 Jahren 
verschwunden sein werden«. 


Rabbi Alexander Schindler, Prä- 
sident der Union of American 
Hebrew Congregations, ver- 
langte von Farber eine Entschul- 
digung. »Effektiv sagte er: »Ver- 
geßt die amerikanischen Juden, 
die sind ohnehin verdammt, was 
wichtig ist ist Israel«, äußerte er. 
Rabbi Pinchas Stolper, leitender 
Direktor der Orthodox Union, 
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frage: »Haben wir dafür Israel ge- 
schaffen? Um Touristen zu be- 
kommen?« 


Dieser Ausbruch ist nur der jüng- 
ste Zwischenfall einer andauern- 
den Schlacht zwischen israeli- 
schen Offiziellen, die Bemühun- 
gen zu christlichen evangelischen 
Gruppen in Amerika als Gegen- 
leistung für politische und finan- 
zielle Unterstützung pflegen, 
und jüdisch-amerikanische Grup- 
pen, die sich aktiv darum bemü- 
hen, christliche Missionstätigkei- 
ten unter Juden in Israel und 
Amerika zu vereiteln. 


Aber Farbers Erklärung kann 
man auf zweifache Weise betrach- 
ten, und anscheinend ist den 
Rabbinern der wichtigere Punkt 
entgangen. Sie legten Farbers Be- 
merkungen so aus, als wolle er sa- 
gen, daß Israel die Christen so- 
lange melken soll, wie es geht, da 
der Markt für den jüdisch-ameri- 
kanischen Tourismus in Israel 
von der Auslöschung bedroht 
wird. 


Die Bedrohung der 
jüdischen Kontinuität 


Farbers Argument war eigentlich 
subtiler. Er sagte nämlich, es sei 
Zeitverschwendung, sich über 
die Möglichkeit, ein paar jüdi- 
sche Seelen an das Christentum 
zu verlieren, Sorgen zu machen, 
wo doch Mischehen und wach- 
sende Sekularisierung bei wei- 
tem die größte Bedrohung für die 
jüdische Kontinuität darstelle. 


Konvertierung von Juden zu an- 
deren Glaubensbekenntnissen ist 
ganz einfach statistisch unwesent- 
lich; aber das Aufgeben des Ju- 
dentums schon. 


Die Sache wird weiter kompli- 
ziert durch die Tendenz der jüdi- 
schen Gemeinde, messianische 
jüdische Gruppen und evangeli- 
sche Christen in einen Topf zu 
werfen, was ein Fehler ist. Juden 
für Jesus und andere messiani- 
sche Gruppen glauben fest 
daran, daß Jesus der im Alten Te- 
stament verheißene Messias und 
seine Fleischwerdung auf Erden 
streng die Erfüllung von Gottes 
Abkommen mit den Juden war. 
Sie verstehen sich selbst nicht als 
Christen, sondern als »erfüllte 
Juden«, und glauben nicht, daß 
Christus eine universale Bot- 
schaft hatte. Ihre Botschaft rich- 
tet sich vielmehr an Juden. Wäh- 
rend christliche Gruppen danach 
streben, alle Menschen zu bekeh- 
ren, konzentrieren sich messiani- 
sche Juden auf Juden. 


Die Allianz 
als Einkommensquelle 


Die Gruppen finden gemeinsam 
Boden in konvergierenden Inter- 
essen, wie zum Beispiel Israel als 
Erfüllung biblischer Prophezei- 
ung und die kommende »End- 
zeit«. Dies wiederum bindet die 
messianischen Juden an den in 
Virginia ansässigen »Televange- 
list« (Fernseh-Evangelist) Pat 
Robertson und seine Christliche 
Koalition. Wegen Robertsons 
Verbindung zu messianischen 
Gruppen hat er sich in die Schuß- 
linie einiger Religionsführer be- 
geben, weil er sich verschworen 
habe, Juden zu bekehren. 


Aber das Ganze ist lediglich ein 
bequemer Deckmantel für die 
tiefergehende Besorgnis israel- 
freundlicher Juden: Robertsons 


aufsteigender politischer Stern. 
Die politischen Aktivitäten sei- 
ner Christlichen Koalition an der 
Basis, der Versuch, fundamenta- 
listische Christen in örtliche 
Wahlbüros zu schleusen, hat sie 
direkt gegen die jüdische pro-is- 
raelische Gemeinde aufgebracht, 
deren liberal-soziale Tagesord- 
nung der christlichen Weltan- 
schauung zuwiderläuft. Der Auf- 
ruhr in New York City im vergan- 
genen Jahr zwischen konservati- 
ven Christen aller Konfessionen 
und »progressiven« Juden war 
ein leuchtendes Beispiel dafür. 


Der Kampf wegen des Vorsitzen- 
den des Schulausschusses, der 
auf einem Lehrplan für die Klas- 
sen K bis 12 bestand, in dem Ho- 
mosexualität als annehmbarer al- 
ternativer Lebensstil und andere 
»Innovationen« hervorgehoben 
werden, war ein großer Sieg für 
Christen und eine schockierende 
Niederlage für die ultra-liberale 
jüdische Gemeinde. Im Kielwas- 
ser der Kontroverse, gewannen 
Robertsons Leute eine Reihe von 
Gemeindewahlen, was die jüdi- 
sche Gemeinde in Panik ver- 
setzte und für die Zukunft noch 
größere Konflikte heraufbe- 
schworen hat. 


Aber die Allianz zwischen evan- 
gelischen Christen und Israel 
bleibt fest bestehen. Der Juden- 
staat kann es sich einfach nicht 
leisten, diese überaus wichtige 
Einkommensquelle abzuweisen. 
Die sozial-politischen Kämpfe 
zwischen Robertson und der jüdi- 
schen Interessengruppe wird je- 
doch in den Vereinigten Staaten 
weiter ausgefochten werden - so- 
wohl an der Basis als auch auf na- 
tionaler Ebene. MM] 


Israel 


Stirbt der 
Antisemi- 


tismus? 


Peter Blackwood 


Nein, aber die Gründe warum nicht, werden Sie überraschen. Seit 
einigen Jahren hat sich die organisierte amerikanische Judenheit in 
einer verwirrenden Debatte über das Ausmaß und die Bedeutung 
des Antisemitismus verfangen. Einige »Verteidigungs«-Gruppen, 
wie zum Beispiel die Anti Defamation League (ADL), deren bloße 
Existenz davon abhängt, kontinuierlich antisemitische Trends zu er- 
kennen, um ihre Geldauftreibungstätigkeiten zu rechtfertigen, be- 
haupten, die »Krankheit« des Antisemitismus sei in Amerika und in 
der ganzen Welt im Ansteigen begriffen. 


Andere aktivistische Organisa- 
tionen mit breiter angelegten po- 
litiichen Missionen erkennen 
zwar das Vorhandensein eines 
Antisemitismus an, sehen ihn 
aber mit fallender Tendenz. Un- 
geachtet dessen ist er nach wie 
vor ein aktuelles Thema für hit- 
zige Diskussionen unter Juden 
und jenen schuldbeladenen Ame- 
rikanern, die über die Meinung 
der Juden besorgt sind. 


Die Kritik 
eines Rabbis 


In der neuesten Ausgabe der an- 
gesehenen »New York Review of 
Books« ringt der jüdische Ge- 
lehrte und Aktivist Rabbi Arthur 
Hertzberg mit dem Problem und 
nagelt es beinahe fest. Hertz- 
berg, der Professor Emiritus für 
Religion in Dartmouth, Gastpro- 
fessor für Geisteswissenschaften 
an der Universität von New York 
und Mitvorsitzender des Ameri- 
can Jewish Congress ist, kommt 
zu einigen überraschenden 
Schlußfolgerungen, von denen 
die meisten zumindest ein wenig 
unbequem für hartnäckige jüdi- 
sche Berufshetzer wie der Lan- 
desdirektor der ADL, Abe Fox- 
man, sind. Der gute Rabbi macht 
so ziemlich Hackfleisch aus den 
kürzlich von der ADL weithin pu- 
blizierten Meinungsumfragen, 
die ergeben haben, daß der Anti- 
semitismus im Aufstieg begriffen 
sei. Hertzberg schreibt: »Das jü- 
dische Establishment versichert 


Juden sind heute keine Außen- 
seiter mehr, aber ihr Schicksal 
ist mit dem der Vertriebenen 
und Fremden verbunden. 


nun schon seit einer Generation, 
daß es politische Macht über 
seine zahlenmäßige Größe hin- 
aus will, und sie auch bekommt. 
Warum ist es Antisemitismus, 
wenn Nichtjuden sich dieses 
Wunsches bewußt sind?« 


»Eine der Hauptaufgaben der or- 
ganisierten jüdischen Gemeinde 
besteht darin, im amerikanischen 
Schmelztopf aller Rassen jüdi- 
sche Identität zu bewahren, und 
Mitglieder jüdischer Organisatio- 
nen sind besonders stolz auf die 
Behauptung, daß Juden Konti- 
nuität höher bewerten als alle an- 


deren Volksgruppen. Unter den 
meisten Juden ist es jedoch offen- 
sichtlich eine Tugend, sich ande- 
ren Juden näher zu fühlen als ir- 
gendjemand anders. Warum ist es 
ein Zeichen für Antisemitismus, 
wenn andere Amerikaner sich 
dessen bewußt sind, daß Juden so 
fühlen?« 


Darüber hinaus, schreibt Hertz- 
berg, wollen die Führer der ADL 
und andere verteidigungsgesinn- 
te Aktivisten »die Schlußfolge- 
rung vermeiden, daß der zeitge- 
nössische Antisemitismus mit 
wirtschaftlicher Entbehrung - 
speziell in der schwarzen Ge- 
meinde - verknüpft ist«. Dies zu 
tun, sagt er, würde suggerieren, 
»daß die Schlacht gegen den An- 
tisemitismus am besten nicht von 
professionellen Antisemiten, 
sondern von Sozialreformern ge- 
schlagen wird«. 


Lieber das Christentum 
beschuldigen 


Er stellt auch fest, daß es kein Zu- 
fall ist, daß die ADL und andere 
jüdische Verbände, die sich der 
Aufgabe gewidmet haben, den 
Antisemitismus zu bekämpfen, 
diesen als »langjährige Krankheit 
der westlichen Kultur ansehen 
wollen, die in der Verteufelung 
der Juden durch das Christentum 
verwurzelt ist«. »Das Christen- 
tum zu beschuldigen hat für Ju- 
den gewisse Vorteile«, sagt 
Hertzberg. Es ermöglicht ihnen, 
zu bestreiten, daß ihre eigenen 
Fehler etwas mit Antisemitismus 
zu tun haben. 


Eine überzeugendere Auslegung 
des Antisemitismus ist die des 
französisch-jüdischen Histori- 
kers des 19. Jahrhunderts Ber- 
nard Lazare, sagt Hertzberg. La- 
zare stellte die Behauptung auf, 
daß Antisemitismus seit heidni- 
schen Zeiten bis in das moderne 
Zeitalter hinein kontinuierlich 
gewesen sei. Der Grund: »Das 
Anderssein der Juden.« 


Das Anderssein 
der Juden 


Mit anderen Worten, das Behar- 
ren der Juden darauf, sie seien 
die Auserwählten, und daher ihre 
Weigerung, sich zu assimilieren. 
Juden seien folglich wegen ihres 
»Andersseins« stets als anders 
und als Außenseiter betrachtet 
worden. 


An dieser Stelle folgt Hertzberg 
der Logik seiner eigenen Ausle- 
gung der Geschichte nicht mehr. 
Er versucht, für das heutige »An- 
derssein der Juden« religiöse 
Gründe zu finden. Dies ist ver- 
ständlich, denn schließlich ist er 
ein Rabbiner. Aber Hertzberg ist 
sich darüber im klaren, daß das 
religiöse Argument in dieser Zeit 
des jüdischen Sekularismus we- 
nig Bedeutung hat, und vertritt 
diesen Standpunkt auch nur halb- 
herzig. Auch kann er die Schluß- 
folgerung nicht vermeiden, daß 
das heutige »Anderssein der Ju- 
den« mehr kultureller und stam- 
mesbezogener als religiöser Na- 
tur ist. 


An dieser Stelle gibt Hertzberg 
schließlich das Problem auf. Er 
schreibt: »Trotz aller Erklärun- 
gen steckt im Kern des Antise- 
mitismus ein Mysterium, aber 
das Überleben der Juden ist glei- 
chermaßen ein Mysterium.« 


Es gibt keine spezifische Kur für 
den Antisemitismus, sagt er. »Er 
flammt in schwierigen Zeiten 
auf. Und er tritt eher unter denje- 
nigen auf, die sich über ihren 
niedrigen und prekären Platz in 
der Gesellschaft ärgern. Wir müs- 
sen das Los der Armen verbes- 
sern, um den Antisemitismus zu 
verringern.« 


Die Aufwiegelei der 
Berufs-Antisemiten 


Völlig außer Kontrolle geratend, 
kommt er jetzt zu dem Schluß: 
»Die Juden wurden lange als Au- 
Benseiter gehaßt. Heute sind sie 
zum größten Teil nicht mehr 
schwach oder fremd, aber ihr 
Schicksal bleibt mit dem Schick- 
sal der Vertriebenen und derern, 
die als Fremde angesehen wer- 
den, verbunden.« 


Vergessen Sie dieses ganze Brim- 
borium, Rabbi Hertzberg. Sie 
hatten das erste Mal Recht. das 
»Anderssein der Juden« ist die 
Ursache des Antisemitismus. 
Und natürlich die Aufwiegelei 
der »Berufs-Antisemiten«. D 
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Agypten 


ie Wirt- 
schaftskrise 
verursacht 


eine 


politische 
Explosion 


John Springfield 


Ägypten, das bevölkerungsreichste arabische Land und treuester 
arabischer Alliierter des Westens, steht kurz vor einer erschüttern- 
den Explosion. Falls sich innerhalb Agyptens, und vom Westen, be- 
sonders den Vereinigten Staaten her, Agypten gegenüber kein radi- 
kaler Wandel in der Politik sich vollzieht, ist es nur noch eine Frage 
der Zeit bis Mubaraks Regierung gestürzt wird und eine radikale isla- 
mische Welle Kairo überschwemmt und von dort über den ganzen 


Maghreb hinwegfegt. 


Die Lage, in der sich der ägypti- 
sche Präsident Hosni Mubarak 
befindet, ist ähnlich wie die des 
König Lear bei Shakespeare: Auf 
den böswilligen Rat übler Bera- 
ter hin, hat er seine einzige treue 
Anhängerschaft - das ägyptische 
Volk und die arabische Nation - 
verleugnet und ist als Gegenlei- 
stung dafür einem Prozeß der 
progressiven Ausplünderung sei- 
nes Volkes ausgesetzt. Wie König 
Lears unwürdige flatterhafte 
Töchter Goneril und Regan, las- 
sen der Internationale Währungs- 
fonds (IWF) und die Weltbank 
seine Ressourcen auf unersättli- 
che Weise dahinschwinden und 
verprellen seine Anhängerschaft 
solange, bis er nackt in der Heide 
steht. Und das Gewitter hat ge- 
rade erst begonnen. Was kann er 
anderes tun als »die Götter« zu 
tadeln und im ohnmächtigen 
Zorn um sich zu schlagen? 


Agypten befindet sich heute in ei- 
nem unerklärten, aber dennoch 
praktisch vorherrschenden Bür- 
gerkrieg. Das vergangene Jahr 
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hindurch haben islamische 
Kämpfer der radikalen Gruppen 
el-Gamaat el-Islamiya and Jihad 
terroristische Angriffe auf Regie- 
rungsgebäude und -personal, so- 
wie auf unschuldige Zivilisten, 
einschließlich Touristen, deren 
Devisen in der angeschlagenen 
Wirtschaft des Landes zu einer 
Haupteinnahmequelle geworden 
sind, verübt. 


Mubaraks Reaktion auf diese 
Aufstände bestand darin, 
»Kräfte von außen«, speziell den 
Iran und den Sudan, dafür ver- 
antwortlich zu machen und sie zu 
beschuldigen, einem »islamisch- 
fundamentalistischen« Vorstoß 
zur Errichtung eines khomeini- 
ähnlichen Regimes Rückendek- 
kung zu verleihen. Dies war der 
wesentliche Inhalt von Stellung- 
nahmen, die er während seiner 
Rundreise durch Europa und die 
Vereinigten Staaten gegenüber 
der Presse gab, einschließlich sei- 
ner Erklärung, daß es »Kräfte au- 
ßerhalb des Landes« gebe, die 
sich die »negativen Auswirkun- 


gen.der Wirtschaftsreformen zu- 
nutze machen wollen, um das 
Land zu destabilisieren«. 


Er unterstützte seine Behauptun- 
gen auch mit Aktionen. Mitte 
März schickten ägyptische Si- 
cherheitskräfte mehrere sudane- 
sische Bürger, die über Libyen 
ins Land gereist waren, nach 
Hause und nahmen Hunderte an- 
dere fest. »Diese Maßnahmen 
wurden im Kielwasser von Infor- 
mationen getroffen, daß das Mili- 
tärregime im Sudan und der Iran 
durch Unterstützung und Ausbil- 
dung von Terroristen an der Um- 
setzung von geplanten Angriffen 
auf Touristen in die Tat verwickelt 
sind«, sagte ein ägyptischer Si- 
cherheitsbeamter zur Londoner 
»Times«. 


Einige Tage zuvor berichtete die 
ägyptische Presse über Mubaraks 
Drohungen, militärisch gegen 
den Sudan vorzugehen, wenn 
Agyptens südlicher Nachbar ira- 
nischen Kriegsschiffen im Hafen 
von Sudan Ankerrechte verlei- 
hen würde. »Ich werde nicht 
sanftmütig gegen Bedrohungen 
für unser Land vorgehen«, soll 
Mubarak zu der amtlichen Zei- 


tung »Al Jomhouriya« gesagt ha- 
ben. »Wenn iranische Kriegs- 
schiffe in den Hafen von Sudan 
einlaufen, werden sie angegrif- 
fen.« 


Dann, Ende April, verurteilten 
sudanesische Regierungsbeamte 
das Vorhandensein einer in Kairo 
ausgeheckten Verschwörung zur 
Durchführung eines Staats- 
streichs gegen die sudanesische 
Regierung von Generalleutnant 
Omar Hassan Al Bashir. Agypti- 
sche Sondereinheiten sollten im 
Hafen von Sudan landen und sich 
auf die Hauptstadt zubewegen. 


Gewalt hat den 
Terrorismus 
eingedämmt 


Gleichzeitig wärmte Agypten ei- 
nen uralten Grenzstreit wieder 
auf, indem es militärische Kräfte 
in die ölreiche Region Halaib ent- 
sandte, die historisch von Suda- 
nesen verwaltet und bewohnt, 
aber von Kairo beansprucht 
wird. Khartum reagierte mit der 
Erklärung einer allgemeinen Mo- 
bilmachung. Die Spannungen 
mit ihrem südlichen Nachbarn 


Ein Symbol des Imperialismus, das Shephards Hotel in Kairo, von 
Fanatiker 1952 niedergebrannt. 


wurden dadurch weiter eskaliert, 
daß ägyptische Einheiten, wie be- 
richtet wird, Manöver begannen, 
als ob sie sich auf einen Angriff 
vorbereiten würden. 


Mubarak steht in der Tat vor ei- 
ner Krise, wie sie seit der Ermor- 
dung seines Vorgängers Anwar 
Sadat im Jahre 1981 ohne Präze- 
denzfall ist. Irreguläre kriegeri- 
sche Angriffe erfolgen fast täg- 
lich, Touristen sind ebenso die 
Zielscheiben dieser Angriffe wie 
Soldaten und Polizisten. Im ver- 
gangenen Oktober wurde ein bri- 
tischer Staatsbürger getötet und 
zwei andere verwundet, als Ex- 
tremisten in der Region Assiut 
auf einen Bus schossen; im No- 
vember wurde in einem anderen 
Bus auf fünf deutsche Touristen 
geschossen. 1992 sollen rund 116 
Menschen bei zunehmenden Ge- 
walttaten getötet worden sein. 
Der März dieses Jahres war bis- 
lang der blutigste Monat, mit 
Bomben, die in zentralen Cafes, 
Museen und Pyramiden - alles 
Touristenorte - in Kairo, Assuan 
und anderswo hochgingen. Als 
Folge davon ist der Tourismus um 
50 Prozent zurückgegangen. 


Und dennoch war Mubaraks in- 
nenpolitische Reaktion, Gewalt 
mit Gewalt zu behandeln, zweck- 
los. Obwohl Sicherheitskräfte 
über die letzten Monate hinweg 
in Alexandria, Kairo und Ober- 
ägypten Razzien durchgeführt 
und dabei Hunderte getötet oder 
verwundet wurden und Tausende 
von verdächtigten Terroristen in 
die Gefängnisse wanderten, wo 
angeblich gefoltert wird, haben 
die aufständischen Kräfte bislang 
noch keine Anzeichen gegeben, 
daß ihre Kräfte nachlassen. 


Selbst die Niedermetzelung von 
29 Verdächtigen in Kairo und Mu- 
baraks jüngste Entscheidung, sie- 
ben Verdächtigte zum Tode zu 
verurteilen, hat den Aufstand 
nicht beendet. 


Somit ist Mubarak in einem vor- 
geblich unentwirrbaren Sach- 
zwang: Er ist verdammt, wenn er 
sein Regime weiterhin mit poli- 
zeistaatlichen Maßnahmen ver- 
teidigt, und er ist verdammt, 
wenn er es nicht tut. Wie Speziali- 
sten für die Region ausführen, 
wird das »Gesetz der Rache«, das 
vor allem in Oberägypten waltet, 
dafür garantieren, daß Tausende 
von Ägyptern, auch diejenigen, 
die jetzt noch nicht den islami- 
schen Bewegungen nahestehen, 


sich selbst auf die Gefahr des To- 
des hin dieser Sache annehmen 
und sich daran beteiligen wer- 
den, die durch Sicherheitskräfte 
Getöteten zu rächen. 


»Mubarak hat mit Blut reagiert«, 
sagte ein arabischer Experte, 
»und er wird Blut bekommen.« 
»Wenn er sich für einen militäri- 
schen Angriff auf den Sudan ent- 
scheidet, in der Hoffnung, daß 
dies nationalistische Kräfte zur 
Unterstützung für sein Regime 
auf den Plan ruft, dann wird die 
Hölle los sein und innenpolitisch 
Bedingungen für oppositionelle 
Elemente in der Armee, das Boll- 
werk des Staates, herbeiführen, 
um ihn abzulösen.« 


Mubarak bemüht sich 
um Hilfe von außen 


Mubarak weiß dies alles nur zu 
gut. Seine Reaktion bestand 
darin, sich um Hilfe von außer- 
halb zu bemühen, um sein brüchi- 
ges Regime an der Macht zu hal- 
ten. Daher seine Reise über 
Bonn und London nach Washing- 
ton, wo ihm die Auszeichnung zu- 
teil wurde, der erste arabische 
Führer zu sein, der mit dem 
neuen amerikanischen Präsiden- 
ten zusammentraf. Was er als Ge- 
genleistung für weitere finan- 
zielle und politische Rückendek- 
kung aus Europa und den Verei- 
nigten Staaten anbot, war Ver- 
mittlung in den nahöstlichen 
»Friedensgesprächen«, ein 
Thema, das er vor seiner Abreise 
mit dem syrischen Präsidenten 
Hafez al-Assad und dem Führer 
der Palestine Liberation Organi- 
zation (PLO), Jassir Arafat, be- 
sprochen hatte. Nach dieser 
Reise gestattete Israel die Repa- 
triierung einer Gruppe von Palä- 
stinensern, denen dieses Recht 
25 Jahre lang verweigert worden 
war. 


Obwohl dies als bedeutsames 
»Zugeständnis« seitens Israels 
hochgespielt wurde und das An- 
sehen der PLO verbesserte, 
konnte dies unter den islami- 
schen Fundamentalisten nur den 
Zorn noch weiter anheizen, da 
400 ihrer führenden Repräsen- 
tanten, die im Dezember 1992 
nach Südlibanon deportiert wur- 
den, die Rückkehr immer noch 
nicht erlaubt wird. Die Friedens- 
gespräche, die am 20. April 1993 
wieder aufgenommen wurden, 
verzeichneten bislang noch keine 
bedeutsamen Erfolge. 


Mubarak bekam von der Clin- 
ton-Regierung einen Teil dessen, 
was er wollte - fortlaufende Aus- 
landshilfe in der Größenordnung 
von 2,1 Milliarden Dollar pro 
Jahr, was beinahe den drei Mit- 
liarden Dollar pro Jahr, die Israel 
offiziell jährlich erhält, gleich- 
kommt. Der ägyptische Führer 
wurde mit massiven Pressebe- 
richten begrüßt, und Clinton gab 
ihm gegen seine islamischen Wi- 
dersacher verbale Unterstützung 


und erklärte, daß die Vereinigten. 


Staaten und Agypten »entschlos- 
sen seien, gegen die Verwicklung 
des Iran in Terrorismus und des- 
sen aktiven Widerstand gegen 
den Friedensprozeß im Nahen 
Osten zu Felde zu ziehen«. 
Mubarak wiederholte dies und 
sagte, er habe mit dem neuen 
US-Präsidenten »Mittel und 
Wege erörtert, um unsere Zu- 
sammenarbeit beim Kampf ge- 
gen den Terrorismus zu festigen«. 
Insidern zufolge bezieht sich dies 
auf einen bereits bestehenden 
Vertrag zwischen dem CIA, der 
ägyptischen Regierung, zusam- 
men mit Algerien und Tunesien, 
Personal in der israelischen Tech- 
nik der Terroristenbekämpfung 
auszubilden, um gegen militante 
Islamisten vorzugehen. Wie be- 
richtet wird, wird die Rechnung 
von den Saudis berappt. 


Anscheinend noch nicht zufrie- 
dengestellt, unternahm Mubarak 
im Mai dieses Jahres eine zweite 
Reise, diesmal zu den reichen 
Staaten am Persischen Golf, mit 
zwei Forderungen in seinem Ge- 
päck: Daß sie sich Agypten in ei- 
ner Koalition & la Wüstensturm 
gegen den Iran, der weltweit hin- 
ter den Islamisten stehen soll, an- 
schließen, und daß sie, vor allem 
die Saudis, den Strom von Gel- 
dern zu oppositionellen Gruppen 
einstellen. Es ist bekannt, daß 
die saudische Dynastie die Isla- 
misten bei dem Versuch unter- 
stützt hat, Agyptens Rolle zu un- 
terminieren. Ähnliche Forderun- 
gen wurden von den Agyptern 
und Tunesiern auf einer Sitzung 
der Außenminister der Organiza- 
tion of Islamic Conference (OCI) 
in Karachi erhoben. Die Reise 
hatte jedoch keinen Erfolg, da 
viele Golfmächte den Iran nicht 
verprellen wollen. Zu dem Zeit- 
punkt als Mubarak Mitte Mai 
nach Kairo zurückkehrte, hatten 
sich die Zustände verschlimmert, 
nicht verbessert. 


Obwohl, anscheinend auf Anre- 
gung des CIA, deren Chef James 


Woolsey Kairo besuchte, Mu- 
barak seinen Innenminister Ab- 
del Alim Moussa gefeuert und 
ihm mit einer kosmetischen Maß- 
nahme, um die Befürchtungen 
der Opposition zu zerstreuen, 
durch General Hassan al-Alfi er- 
setzt hat, sind die Gewalttätigkei- 
ten nicht abgeflaut. Die neuen 
Todesurteile wurden nämlich 
nach diesem Ministerwechsel ge- 
fällt. 


Wenn Mubarak sich dazu ver- 
pflichtet zu haben scheint, sich 
auf einem bockigen Gaul festzu- 
schnallen und hin- und herzu- 
schlingern, um sich im Sattel zu 
halten, dürften einige Zentren 
für politische Strategie im Westen 
noch einmal über ihre Politik ge- 
genüber seinem Regime nach- 
denken, wegen der stillschwei- 
genden Auswirkungen nicht nur 
für Agypten, sondern auch für 
Algerien, Tunesien und für die is- 
lamische Welt im weitesten 
Sinne. 


Wie die »International Herald 
Tribune«, die in einem Leitarti- 
kel zu Clintons ersten 100 Tagen 
im Amt Stellung nahm, schrieb, 
hatte Washington sich Mubarak 
gegenüber zu weiterer Unterstüt- 
zung verpflichtet, da es ihn als 
Bollwerk gegen eine geopoliti- 
sche Bedrohung erachtet: »Eine 
islamische Welt geeint unter dem 
Banner eines Fundamentalismus 
a la Iran im unbedingt notwendi- 
gen Kampf gegen den ungläubi- 
gen Westen. Agypten ist der 
Schlüssel für dieses Projekt Sala- 
din gegen die Kreuzzügler. Als 
größter und bedeutendster arabi- 
scher Staat würde Agyptens 
Sturz die Umwandlung der isla- 
mischen Welt in eine Zone des 
ständigen Konflikts mit dem We- 
sten beschleunigen.« Daher Clin- 
tons andauernde Rückendek- 
kung. 


Das Gleiche kann man jedoch 
nicht von dem britischen Premier- 
minister John Major sagen. Die 
Anzeichen für das Umdenken 
der Briten wurden offensichtlich, 
als Mubarak in London die 
Bühne betrat. Anstatt ihn als 
treuen arabischen Verbündeten 
des Westens willkommen zu hei- 
Ben, hauten ihn die Medien in die 
Pfanne und die Behörden organi- 
sierten nicht einmal eine Presse- 
konferenz für ihn. 


Der »Independent« fragte rund- 
heraus: »Wie lange wird der Prä- 
sident überleben?« Laut »Inde- 
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Agypten 

Die Wirt- 
schaftskrise 
verursacht 
eine 
politische 
Explosion 


pendent« vom 3. April 1993 ma- 
chen die Briten Mubarak dafür 
verantwortlich, daß er es unter- 
lassen hat, mit seiner islamisti- 
schen Opposition ein Gespräch 
zu führen. 


Der der Regierung nahestehende 
»Telegraph« war noch deutlicher: 
Wenn auch über dem Wunsch 
nach politischer Stabilität in der 
ölreichen Region zerstritten, sei 
der Westen auch über den Man- 
gel an »Demokratie« dort »beun- 
ruhigt«. Der Militärputsch, der 
den Aufstieg der Islamisten in Al- 
gerien zur auf Wahlen beruhen- 
den Macht vereitelt hat, habe das 
Land zu einer »Zunderbüchse« 
gemacht, und jetzt begehe Agyp- 
ten unter Mubarak die gleichen 
Fehler, indem es der verhältnis- 
mäßig gemäßigten Moslemi- 
schen Bruderschaft den Status ei- 
ner politischen Wahlpartei ver- 
weigere. »Und dennoch liegt eine 
demokratische Zukunft eben bei 
solchen moderaten Kräften«, 
schrieb der »Telegraph« in sei- 
nem Leitartikel. »Durch seine 
kluge Behandlung der Bruder- 
schaft hat König Hussein von Jor- 
danien für seine arabischen Nach- 
barn ein Beispiel gesetzt.« 


Kommt eine Theokratie 
wie im Iran? 


Die wesentlichen Punkte der an- 
dauernden Beratungen über die 
britische Politik scheinen darin 
zu bestehen, daß für den Westen 
der Zeitpunkt gekommen ist, 
Optionen für die bislang undenk- 
bare Eventualität zu untersu- 
chen, daß Mubarak den Konflikt 
nicht überlebt. Der »Indepen- 
dent« regte freiweg eine Allianz 
mit den »gemäßigten« Islamisten 
gegen die Radikalen an: »Die 
Moslemische Bruderschaft ist 
vielleicht nicht der ideale Mecha- 
nismus dafür — aber eine ihrer er- 
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sten Aufgaben, sollte sie jemals 
zur Macht kommen, wäre die 
Zerschlagung des el-Gamaat.« 


In einem Artikel im Londoner 
»Economist« vom 15. Mai wird 
eine andere Meinung vertreten. 
Unter Anführung der weitver- 
breiteten Unzufriedenheit unter 
der Bevölkerung mit Mubaraks 
Regierung, einschließlich inner- 
halb des als Beraterstab bekann- 
ten Shura-Rats, sieht die briti- 
sche Zeitschrift voraus, daß Mu- 
barak dazu gezwungen werden 
könnte, die Armee einzusetzen. 


Sie kommentiert: »Einige Ga- 
maat-Aktivisten hoffen, daß die 
Armee zu dem Schluß kommen 
wird, daß Mr. Mubarak selbst die 
Ursache der Unstabilität ist. In 
diesem fundamentalistischen 
Traum würden die Generale 
dann den Präsidenten absetzen 
und angesichts der fehlenden Un- 
terstützung aus dem Volk heraus 
ihren Staatsstreich dadurch legiti- 
mieren, daß sie Agypten zu einer 
Theokratie wie den Iran ma- 
chen«. 


Indem er ganz richtig feststellte, 
daß »die Denkweise der Armee 
unbekannt ist«, kommt der »Eco- 
nomist« mit der unheilvollen Be- 
obachtung zum Schluß, daß der 
Präsident, »allein an der Spitze 
der Pyramide« sich so isoliert 
hat, daß er keinen Nachfolger be- 
stimmt hat. Diese Unbeküm- 
mertheit im Hinblick auf seine 
Nachfolge könnte sich als der am 
meisten destabilisierende Faktor 
im ägyptischen Leben erweisen 
.... Sollte ihm etwas zustoßen, 
kann es sein, daß es dann keine 
Institution gibt, die bereit ist, die 
Macht zu übernehmen. Außer 
der Armee.« 


Obwohl derartige Diskussionen 
über Optionen der Politik -— ob 
zur Rückendeckung der »Islami- 
sten« oder der Armee wie es in 
Algerien geschah, oder um an 
Mubaraks unhaltbarem Regime 
festzuhalten - das Bewußtsein wi- 
derspiegeln, daß der derzeitige 
Stillstand nicht mehr lange anhal- 
ten kann, hat keiner der weisen 
Strategien in London oder an- 
derswo Anzeichen für seine Be- 
reitschaft erkennen lassen, die 
zugrundeliegende Dynamik, die 
Mubarak das derzeitige Di- 
lemma beschert hat, zu ergrün- 
den. Sie spielen mit politischen 
Kräften wie mit Schachfiguren, 
ohne sich dessen bewußt zu sein, 
daß das Spiel sich geändert hat. 


Es gibt zwei grundlegende Pro- 
zesse, die die Dynamik in der isla- 
mischen Welt anheizen. Einer ist 
die Verteufelung des Islam, der 
im »Wüstensturm« begann und 
im Angriffskrieg der Serben ge- 
gen Bosnien auf völkermordende 
Proportionen gebracht wurde. 
Wie der ehemalige Leiter des 
deutschen militärischen Abwehr- 
dienstes General Paul Albert 
Scherer in einer Erklärung zur 
Politik warnte: »Sollte der We- 
sten die Zerstörung des bosni- 
schen Staates und den Massen- 
mord an seiner Bürgerschaft dul- 
den, dann könnte dies der Auslö- 
ser für eine neue Welle islami- 
scher Feindschaft gegenüber dem 
Westen sein, die weit über das 
hinausgeht, was wir bisher erlebt 
haben. Es wäre kein billiges 
Stück Propaganda gegen den We- 
sten, sondern es würde die Wahr- 
heit über die Komplizenschaft 
des Westens bei dem Massen- 
mord an islamischen Menschen 
auf dem europäischen Kontinent 
auf den Punkt bringen.« 


Die Verteufelung 
des Islams 


Der andere noch grundlegendere 
Prozeß ist die Erosion der Wirt- 
schaft als unmittelbare Folge der 
vom Westen auf Länder wie 
Agypten und Algerien auferleg- 
ten Konditionalitäten des Inter- 
nationalen Währungsfonds 
(IWF). Die Reihen islamischer 
Kräfte hier, ebenso wie in Tune- 
sien, Jordanien und anderswo, 
sind in den letzten vier Jahren 
stark angeschwollen, nicht nur 
als Reaktion auf die gegen den 
Irak bei der Operation Wüsten- 
sturm und an den Moslems in 
Bosnien begangenen Greuelta- 
ten, sondern vor allem weil diese 
Kräfte inzwischen mit dem Wi- 
derstand gegen die wirtschaftli- 
che Ausbeutung durch jene be- 
vorzugten Partner von Hosni Mu- 
barak: London, Washington und 
die Plünderungsmechanismen 
des IWF identifiziert werden. 


Die Moslemische Brüderschaft 
in Agypten hatte durch ihren Ap- 
pell an wirtschaftliche und so- 
ziale Gerechtigkeit in den großen 
Berufsverbänden, den Gilden 
der Arzte, Anwälte und Inge- 
nieure schon praktisch die Füh- 
rung übernommen. Dem el-Ga- 
maat el-Islamiya war es praktisch 
gelungen, in Agyptens Städten 
eine Situation der dualen Macht 
zu etablieren, indem er Sozial- 


dienste organisierte, um die drin- 
gendsten Bedürfnisse einer von 
einem korrupten, bürokratischen 
und unfähigen Staatsapparat im 
Stich gelassenen Bevölkerung zu 
decken. Diese wirtschaftliche Di- 
menston ist in der Tat ein Haupt- 
mitspieler in dem ägyptischen 
Drama, den aber keiner der ange- 
henden Vorkämpfer, ob in Kairo, 
Washington oder London, aner- 
kennen will. Um die reale, zu- 
grundeliegende Dynamik der 
Entwicklungen in Agypten - wie 
in Algerien und anderswo -zu be- 
greifen, um zu verstehen, warum 
islamische Bewegungen jetzt die 
Hoffnungen der enterbten Mas- 
sen verkörpern, muß man den 
harten Tatsachen ins Auge 
schauen. 


Wer hat die ägyptische 
Wirtschaft zerstört? 


Im Gegensatz zu dem schlechten 
Image, das seine Städte und das 
flache Land heute bieten, ist 
Agypten eigentlich ein sehr rei- 
ches Land, oder hatte das Poten- 
tial dazu, ein reiches Land zu wer- 
den. Über die letzten 20 Jahre 
hinweg hat der Internationale 
Währungsfonds dieses Potential 
zerstört. In den siebziger Jahren 
war Ägypten in der Nahrungsmit- 
telproduktion autark, während 
es heute 60 Prozent seines Be- 
darfs einführen muß, eine Hälfte 
davon aus den Vereinigten Staa- 
ten. 


Das Organ der Wehrkunde »Eu- 
ropäische Sicherheit« bemerkte 
in seiner ersten Vierteljahresaus- 
gabe von 1993 in einem reißerisch 
aufgemachten Artikel über 
Agypten: »Die Nahrungsmittel- 
lieferungen aus den Vereinigten 
Staaten gewährleisten, daß die 
Bevölkerung Agyptens nicht 
hungert.« Dank des Eingreifens 
des IWF wurde die unter dem 
Nasser-Institut für Landreform 
begonnene Politik, mit der die 
Landwirtschaftsproduktion ver- 
bessert wurde, ins Gegenteil ver- 
kehrt und die Rückkehr großer 
privater Landbesitzer unter- 
stützt. Abgesehen davon, daß sie 
die Rolle des Getreidelieferanten 
für Agypten haben, haben die 
Vereinigten Staaten anscheinend 
die Agypter auch aus dem Baum- 
wollmarkt herausgedrängt. Die 
Statistik belegt, daß 1981 bis 1982 
Agypten 899000 Ballen Baum- 
wolle exportierte, aber 1989 fiel 
die Ziffer auf 196000 herunter. 
Im gleichen Zeitraum stiegen 


Amerikas Baumwollexporte von 
12000 Ballen 1981 bis 1982 auf 
425000 Ballen in den Jahren 
1989-90 an. 


Die »Reformen«, auf die sich 
Mubarak oft bezieht und sagt, 
daß sie »schwierige Anpassun- 
gen« herbeiführen, waren nor- 
male IWF-Kost: Staatliche Sub- 
ventionen für den Produktions- 
sektor, ebenso wie für lebens- 
wichtige Sozialdienste wurden 
gekürzt; Zinssätze in die Höhe 
getrieben und dadurch eine ufer- 
lose Inflation herbeigeführt. Im 
Mai 1990 stiegen die Preise für 
Grundnahrungsmittel, darunter 
Reis, Mehl, Speiseöl, für elektri- 
sche Energie und Haushaltsgas 
und Erdölprodukte um zehn bis 
100 Prozent. Die inflationäre Ten- 
denz wurde durch eine zehnpro- 
zentige Umsatzsteuer weiter auf- 
geheizt. 


Eine soziale Reflektion des zu- 
sammenbrechenden Lebensstan- 
dards ist die Quote der Analpha- 
beten von 70 Prozent, eine wei- 
tere ist die Arbeitslosigkeit, die in 
einigen Städten auf bis zu 85 Pro- 
zent geschätzt wird. 


Rückwirkungen auf 
die Reformen des IWF 


Der einzige Wirtschaftssektor, an 
dem der IWF und die Weltbank 
Interesse gezeigt haben, ist die 
Entwicklung des Tourismus. Fi- 
nanzierung seitens der Weltbank 
wurde nämlich für die »Infra- 
struktur«, wie zum Beispiel Lu- 
xushotels, bereitgestellt. Daher 
rührt auch die in Finanzkrisen 
vorherrschende Besorgnis über 
terroristische Angriffe auf den 
Tourismus. Wie die Madrider Ta- 
geszeitung »El Pais« berichtete, 
werden die gewaltigen Verluste 
an Deviseneinkommen aus dem 
Tourismus aufgrund politischer 
Gewalt »dramatische Rückwir- 
kungen auf das vom IWF gefor- 
derte Reformprogramm haben. 
Ohne Reformen, sagt der IWF, 
ist die augenblickliche Armut in 
Agypten dazu bestimmt, unum- 
kehrbar zu werden.« 


Als unmittelbare Folge der Aus- 
plünderungspolitik des IWF ist 
das Pro-Kopf-Einkommen für 
Agyptens 59 Millionen Einwoh- 
ner von 750 Dollar pro Jahr auf 
600 Dollar pro Jahr gesunken. 
1983, als die Ziffer 750 Dollar be- 
trug, lag Agypten weltweit auf 
dem 110. Platz. 


Vor dem Krieg am Persischen 
Golf beliefen sich Agyptens Aus- 
landsschulden auf 49 Milliarden 
Dollar. Obwohl 20 Milliarden 
Dollar abgeschrieben wurden, 
als Belohnung für Agyptens 
Rolle in der »Koalition« gegen 
den Irak, trägt das Land derzeit 
eine Schuldenlast von 32,2 Mil- 
liarden Dollar, bei nur 3,8 Milliar- 
den Dollar an Exporteinkünften 
und atemberaubende 11,8 Mil- 
liarden Dollar an Importkosten. 


sichts dieser Tatsachen kann kein 
Zweifel darüber bestehen, daß 
die Agentur, die an dem Faden 
gezogen hat, der das Gewebe der 
ägyptischen Wirtschaft und der 
Gesellschaft aufgeribbelt hat, 
der IWE ist, unterstützt durch die 
gleichen Kräfte in den Vereinig- 
ten Staaten und Europa, die jetzt 
in der Klemme sitzen und nicht 
wissen, was sie tun sollen, um zu 
verhindern, daß soziale Unstabi- 
lität die fortlaufende Rückzah- 


Die siegreichen Rebellen, darunter General Mohammed Nagib 
(winkend) und Oberst Gamal Nasser (ganz oben), werden nach 
Faruks Sturz im Jahr 1952 gefeiert. 


Die Strategie des IWF besteht 
darin, die Lücke mit Einnahmen 
aus dem Tourismus zu füllen, die 
etwa 2,6 Milliarden Dollar aus- 
machen und erwartungsgemäß 
bis spätestens 1991 bis 1992 auf 
das Doppelte steigen sollten, 
wenn die Gewalttätigkeiten nicht 
ausgebrochen wären. Andere 
Einkünfte kommen aus Kanalge- 
bühren - etwa zwei Milliarden 
Dollar - und Überweisungen von 
im Ausland beschäftigten Arbei- 
tern. 


Der Golfkrieg, der dazu führte, 
daß über eine Million ägyptische 
Arbeiter den Irak und andere 
Golfstaaten verließen, hat der Fi- 
nanzrechnung Ägyptens einen 
schweren Schlag versetzt. Ange- 


lung der Wucherschulden gefähr- 
det. 


In dieser Situation kann weder 
eine kosmetisch »islamisierte« 
gemäßigte Regierung, noch eine 
Militärjunta das Problem lösen. 
Die Frage lautet nicht, wer Agyp- 
ten regiert, sondern welche Poli- 
tik betrieben wird. Wenn es der 
IWF ist, dessen Politik die wirt- 
schaftliche Entwurzelung in 
Agypten herbeigeführt hat, im 
Zuge derer Islamisten politische 
Glaubwürdigkeit gewonnen ha- 
ben — eben wegen ihres Wider- 
stands gegen den Wucher des 
IWF und wegen ihrer Versuche, 
ein soziales Netz zu knüpfen, das 
die Regierung nicht mehr bieten 
kann -, dann muß der IWF zur 


Rechenschaft gezogen und die 
Ursache des Problems beseitigt 
werden. Wenn Mubarak das 
Zeug eines Nasser hätte, könnte 
er den IWF herausfordern und 
das Land von der Knechtschaft 
befreien. 

Wie Shakespears tragischer Held 
Lear, weiß Mubarak ganz genau, 
wer für das Übel verantwortlich 
ist, das ihn befallen hat. Es war 
der gleiche Hosni Mubarak, der 
die Welt vor Jahren schockierte, 
indem er öffentlich erklärte, daß 
die Konditionalitäten des IWF 
für den äußerst unnötigen Tod 
von über 500 Millionen Men- 
schen verantwortlich seien. 


Um seinen politischen Hals zu 
retten und sein Land vor weiterer 
Verwüstung durch den IWF zu 
bewahren, hat Mubarak keine 
andere Wahl als ein Moratorium 
für die Auslandsschulden zu for- 
dern und die ganze ägyptische 
Wirtschaft über souveräne Bank- 
strukturen herum neu zu organi- 
sieren. Er müßte Kredite schaf- 
fen, nicht für den Tourismus, son- 
dern zum Neuaufbau der indu- 
striellen und landwirtschaftli- 
chen Produktionsstätten. 


Nach seiner bisherigen Leistung 
zu urteilen, liegt allerdings kein 
Grund dafür vor, zu glauben, daß 
der ägyptische Führer dies tun 
wird. Wie arabische Insider be- 
richtet haben, als Mubarak vor 
die Option einer Kooperation 
mit dem Sudan auf landwirt- 
schaftlichem Gebiet gestellt 
wurde, um die beiden Länder in 
einen Brotkorb für Afrika zu ver- 
wandeln, war seine Reaktion: 
»Wer kauft den amerikanischen 
Weizen?«. 


Diese Bemerkung weist in der 
Tat auf das andere Horn des Di- 
lemmas hin: Sollte Agypten seine 
Politik auf die Verteidigung natio- 
naler Interessen verlagern, dann 
würde dies erforderlich machen, 
daß die Vereinigten Staaten ihre 
Verpflichtung gegenüber dem 
IWF, die malthusianische Politik 
aufgeben und daheim und welt- 
weit eine wirtschaftliche Erho- 
lung fördern. 


Washington würde gut daran tun, 
die Krise in Ägypten mit mehr 
Verstand zu untersuchen, mit 
dem Gedanken im Kopf: So wie 
die Dinge in Agypten laufen, so 
laufen sie auch in Algerien, Tune- 
sien und Marokko und, ja, viel- 
leicht auch sogar in Saudi-Ara- 
bien. MM] 
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Vertrauliches 


Rußland und 
Türkei 
unterzeichnen 
Verteidigungs- 
pakt 


Rußland unterzeichnete mit der 
Türkei ein Kooperationsabkom- 
men zur Verteidigung, heißt es in 
einer Erklärung des Verteidi- 
gungsministeriums. Der russi- 
sche Verteidigungsminister Pa- 
wel Gratschew und sein türki- 
scher Kollege, Nevtat Ayaz, un- 
terzeichneten eine Denkschrift 
zur Verständigung, in der zur 
Kooperation bei militärischer 
Ausbildung und in den Rüstungs- 
industrien aufgerufen wird. 


Gratschew sagte zu Reportern, 
das Abkommen werde dazu bei- 
tragen, Bindungen auf anderen 
Gebieten zu fördern. Ayaz, der 
die Unterzeichnung einen histori- 
schen Augenblick nannte, 
meinte, die Denkschrift werde ei- 
nen Teil der von Premierminister 
Süleyman Demirel und dem rus- 
sischen Präsidenten Boris Jelzin 
vor einem Jahr in Moskau unter- 
zeichneten Kooperationsabkom- 
men in der Größenordnung von 
300 Millionen Dollar in die Tat 
umsetzen. 


In einer damit zusammenhängen- 
den Entwicklung wollen türki- 
sche, amerikanische und russi- 
sche Regierungsvertreter bald zu- 
sarnmentreffen, um einen Frie- 
densplan zu erörtern, der auf 
eine Beendigung des fünf Jahre 
alten Streits zwischen Azeris und 
Armeniern bezüglich der armeni- 
schen Enklave Berg-Karabach 
abzielt, berichtete die anatoli- 
sche Nachrichtenagentur. 


Aus Kreisen des türkischen Au- 
ßenministeriums verlautet, daß 
man über Armeniens Zurückwei- 
sung des eine Woche zuvor vorge- 
schlagenen Friedensplans spre- 
chen wolle. Armenien klagte an, 
der Plan liege im Interesse von 
Aserbaidschan. 


Ein westlicher Regierungsbeam- 
ter in Paris sagte, daß die Konfe- 
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renz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE) 
200 Friedensbewahrer nach 
Berg-Karabach entsenden wer- 
de, wenn sich Armenier und Aze- 
ris über eine Feuereinstellung 
dort einigen. Dies wäre die erste 
militärische Streitmacht, die je- 
mals von der KSZE ins Feld ge- 
schickt würde. 


UN-General 
gibt ethnischer 
Säuberung 
Rückendeckung 


Generalmajor a.D. Lewis Mak- 
kenzie, ehemaliger Oberkom- 
mandierender der UNO-Streit- 
kräfte im ehemaligen Jugosla- 
wien, befürwortet eine sanfte 
»ethnische Säuberung«, um den 
Konflikt zu beenden. Mackenzie 
äußerte diese Meinung während 
einer Konferenz über die zukünf- 
tige Rolle Kanadas bei der inter- 
nationalen Friedenserhaltung. 


In einem Interview mit »L’Ex- 
press«, Torontos französischspra- 
chige Wochenzeitung, charakteri- 
siert der Journalist Charles-An- 
toine Rouyer die Ansicht des Ge- 
nerals wie folgt: »Nur eine Lö- 
sung ist möglich. Sie besteht 
darin, jede ethnische Gemeinde 
in klar abgegrenzte geographi- 
sche Zonen umzusiedeln, »diese 
mit Stacheldraht abzutrennen«, 
und die Zeit arbeiten zu lassen. « 
»Eine »Umverteilung der Bevöl- 
kerung« ist der Begriff, den der 
General vorsichtig verwendet, 
nichtsdestoweniger ein Synonym 
für »ethnische Säuberung«. »Die 
Menschen bringen diesen Begriff 
mit »Völkermord« in Verbindung, 
was völlig falsch ist«. Der Aus- 
druck sei, so der General, irrtüm- 
lich mit den Lagern und den 
Greueltaten, über die in den Me- 
dien berichtet wird, in Zusam- 
menhang gebracht worden.« 


Mackenzies Ansicht ist bei eini- 
gen Beobachtern in Toronto nicht 
gut angekommen. »Ist er ein In- 
teressenvertreter für die serbi- 
sche Seite?«, fragte das Parla- 
mentsmitglied Alex Kindy im 
Unterhaus. Laut »Commons De- 
bates Journal« stellte Kindy sei- 
ner eigenen Regierung in dieser 
Sache folgende Frage: 

»Ich habe eine Frage an den Mini- 
ster für nationale Verteidigung, 


die er in der Lage sein sollte, zu 
beantworten. Wer bezahlt Mr. 
Mackenzies Reisen? Ist er ein In- 
teressenvertreter? Ist er ein Inter- 
essenvertreter für die serbische 
Seite? Dies sind unserer Ansicht 
nach durchaus berechtigte Fra- 
gen. Er ist mit Serben zusammen- 
getroffen. Er hat ein besonderes 
Verhältnis zu einem serbischen 
Führer in Bosnien. Dies sind also 
Fragen, die von dem Minister of 
National Defense beantwortet 
werden sollten. Welche Funktion 
hat Mr. Mackenzie? Befindet er 
sich in einer Situation des Interes- 
senskonflikts? Er war ein Kom- 
mandeur der Vereinten Natio- 
nen, und jetzt ist er anscheinend 
ein Berater für die Serben in Bos- 
nien. Dies sind also die Fragen, 
die sich daraus ergeben.« 


Mackenzie wird von den Bosni- 
ern auf Grund von Aussagen von 
Augenzeugen wegen der An- 
klage gesucht, persönlich vier 
moslemische Frauen aus einem 
serbischen Lager für vergewal- 
tigte Frauen herausgeholt und 
selbst vergewaltigt zuhaben. U 


Nordkorea von 
UN-Sanktionen 
bedroht 


Nordkorea könnte bald implodie- 
ren oder explodieren«, warnte 
der scheidende Kommandeur 
der US-Streitkräfte in Korea, Ge- 
neral Robert RisCassi, das Ar- 
med Services Committee, berich- 
tete die »Far Eastern Economic 
Review«. In seiner barschen Er- 
klärung, die bislang von den Me- 
dien ignoriert wurde, hob Ris- 
Cassi hervor, daß er »anderer 
Meinung ist als diejenigen, die 
behaupten, Nordkorea drohe 
ganz einfach nur, als es kürzlich 
aus dem Vertrag zur Nichtver- 
breitung von Atomwaffen (NPT) 
ausschied, »um zu versuchen, die 
beste Regelung zu erzielen, als 
Gegenleistung dafür, daß es dem 
Vertrag wieder beitritt«. Viel- 
mehr, sagte er nachdrücklich, 
habe Nordkorea nicht die Ab- 
sicht, dem Vertrag wieder beizu- 
treten, weil »Nordkorea sein 
Atomprogramm als wichtig für 
das Überleben der Regierung 
erachtet und alles tun würde, um 
es zu schützen ... Wir müssen uns 
von dem Vertrauen abbringen, 
daß wir während des Kalten Krie- 
ges erwarben, daß Nordkorea be- 


herrschbar ist«, meinte RisCassi. 
»Nordkorea ist nicht mehr be- 
herrschbar.« 


Angeführt durch die »Far Ea- 
stern Economic Review« haben 
die westlichen Medien wild mit 
der »Irak-Behandlung« gedroht, 
weil, wie sie sagen, sein Ausschei- 
den aus dem NPT bedeutet, daß 
das Regime von Kim Il-Sung eine 
unmittelbare nukleare Bedro- 
hung darstellt. 


Ein erschreckter japanischer Di- 
plomat äußerte dazu, er befürch- 
tete, daß Nordkorea ein »nuklea- 
res Waco« werden könnte. 


Serben ver- 
stärken Dro- 
hungen gegen 
Italien und 
Österreich 


Erkühnt durch die Fünf-Mächte- 
Vereinbarung, mit der ein neues 
»Großserbien« anerkannt wird, 
rasseln serbische Regierungsbe- 
amte in Richtung Triest, Italien 
und Wien mit dem Säbel. 


Die italienische Tageszeitung 
»Corriere della Sera« zitierte Ge- 
neral Ratko Mladic, Komman- 
deur der bosnischen Serben, der 
mit der serbischen Zeitschrift 
»Duga« sprach, wie folgt: »Triest 
ist eine serbische Stadt, und der 
Krieg, der jetzt in Bosnien statt- 
findet, wird sich bis zu dem Ge- 
biet zwischen Triest und Wien 
ausweiten. Anstatt uns zurückzu- 
ziehen, sollte unser Ziel darin be- 
stehen, jene Streitkräfte zu zer- 
schlagen, die Jugoslawien zer- 
stört haben. Wir sollten einen Ge- 
genangriff beginnen, vor allem 
längs der Linie Triest-Wien, weil 
Triest eine alte serbische Stadt 
war.« 


»Es wäre besser gewesen, Italien 
und Österreich und mit ihnen 
jene Kräfte anzugreifen, die die- 
sen Krieg begonnen und diesen 
Zerfall möglich gemacht haben.« 
Nach dem Zweiten Weltkrieg war 
Triest ein paar Jahre lang von Ti- 
tos jugoslawischer Armee und 
den Briten besetzt und kam dann’ 
durch internationale Vereinba- 
rungen nach Italien. Das Gebiet 
birgt das Potential für weitere 
Destabilisierung. 


Stasi spionierte 
das SDI- 
Programm aus 


Im Auftrag des sowjetischen 
KGB spionierte der Staatssicher- 
heitsdienst der DDR von Anfang 
an das Programm der US-Strate- 
gic Defense Initiative (SDI) aus, 
sagte der ehemalige Geheim- 
dienstbeamte der DDR, Heinz 
Busch, im Prozeß gegen den ehe- 
maligen Stasi-Chef Markus Wolf 
in Düsseldorf aus. 


Busch, der kurz vor dem Sturz 
des kommunistischen Regimes 
der DDR im Januar 1990 dem 
Auslandsgeheimdienst der Bun- 
desregierung beitrat, berichtete, 
daß ab 1982 Wolfs Apparat »be- 
sondere operative Maßnahmen« 
gegen die Stationierung von tak- 
tischen Atomraketen durch die 
NATO und gegen die SDI getrof- 
fen habe. 


Die SDI wurde als wesentliche 
Herausforderung an den War- 


schauer Pakt gedeutet, die den- 


gesamten Ostblock dazu gezwun- 
gen habe, »dringend benötigte 
Hilfsmittel, die ursprünglich zur 
Umgestaltung des zivilen Sektors 
bestimmt waren, in militärische 
Projekte zu investieren«, erklärte 
Busch. Der Stasi habe Kopien je- 
der geheimen NATO-Akte und 
»andere Geheimdienstnachrich- 
ten« nach Moskau geschickt, be- 
richtete Busch. mM 


Warnung vor 
Balkanisierung 
Rußlands 


Einer der hauptsächlichen politi- 
schen Rivalen des russischen Prä- 
sidenten, der Vorsitzende des 
Parlaments Chasbulatow, warnte 
davor, daß Rußland unter Ein- 
fluß des Westens in ein Szenario 
der »Balkanisierung« hineinge- 
drängt wird, und daß Jelzins »dik- 
tatorische« Versuche, bei dem 
Entwurf, eine neue Verfassung 
zu entwerfen, die Gesetzgebung 
zu umgehen, Anarchie und »Zer- 
fall« herbeiführen könne. 


Chasbulatow warnte auch, daß 
»Versuche, die derzeitige Krise 

mit verfassungsfeindlichen 
Mitteln zu lösen, unwiderruflich 


zum Zusammenbruch Rußlands 
führen werde - etwas was einfluß- 
reiche internationale politische, 
Finanz- und Industriekreise auf 
höchst offene Art und Weise an- 
streben. Die Zeit ist gekommen, 
wo nicht nur Abgeordnete und 
Minister, nicht nur regionale Be- 
hörden, sondern alle Bürger die 
Gefahr des Todes, des Krieges 
und der Unterjochung, in der das 
Land schwebt, erkennen sollten. 
Die Gefahr der »Balkanisierung« 
Rußlands ist eine reale Gefahr.« 

Vor ausländischen Journalisten 
sprechend, drohte Chasbulatow 
damit, daß, wenn Jelzin die Ver- 
fassung verhöhnt, dann herrscht 
Anarchie im Lande, »und das be- 
deutet, daß jene nuklearen, bio- 
logischen, chemischen und an- 
dere ... Waffen, die für die Umge- 
bung und für andere Staaten sehr 
gefährlich sind, schließlich außer 
Kontrolle geraten«. DJ 


Seminar in 
Moskau uber 
Antisemitismus 


Russische Parlamentarier und 
westliche Politiker haben in ei- 
nem in Moskau abgehaltenen Se- 
minar über »Antisemitismus und 
Rassismus« diskutiert, berichtet 
Reuter. Das zweitägige Seminar, 
das »einen beunruhigenden An- 
stieg des Rassismus und Antise- 
mitismus bekämpfen« soll, 
wurde vom Europa-Rat und vom 
European Jewish Congress, ei- 
nem Ableger des von Edgar 
Bronfman geleiteten und in New 
York ansässigen Jüdischen Welt- 
kongreß organisiert. 


Peter Leuprecht, stellvertreten- 
der Generalsekretär des Council 
of Europe, sagte zu Zeitungsleu- 
ten, daß »es in den ehemaligen 
kommunistischen Ländern einen 
Trend zur Bildung nationalisti- 
scher und populistischer Bewe- 
gungen gibt, die nach Sünden- 
böcken für wirtschaftliche Här- 
ten suchen«. Bezüglich der Frei- 
heit der Meinungsäußerungen 
meinte Lamprecht: »Einige 
Dinge dürfen nicht gesagt wer- 
den. Der Kampf gegen Intole- 
ranz muß auch eine repressive 
Seite haben.« 


Der ehemalige französische Mi- 
nisterpräsident Jacques Chirac, 
ein Kandidat für die Präsident- 
schaftswahlen von 1995, die Bun- 


desjustizministerin Sabine Leut- 
heusser-Schnarrenberger und der 
russische Außenminister Andrey 
Kozirew gehören zu den Perso- 
nen, die auf dem Seminar spra- 
chen. oO 


Haiti lehnt UN- 
Plan für Polizei- 
aktionen ab 


Die haitanische Regierung und 
das Militär lehnten nach zweitägi- 
gen Gesprächen mit einer Dele- 
gation der Vereinten Nationen ei- 
nen Plan ab, nach dem 500 bis 
1000 internationale »Polizeibe- 
amte« nach Haiti entsandt wer- 
den sollen, um die Rückkehr des 
gestürzten terroristischen Präsi- 
denten Jean-Baptiste Aristide zu 
erleichtern. Haiti »hat es auf die 
Vereinten Nationen und Was- 
hington ankommen lassen«, wie 
die »New York Times« es formu- 
lierte. 


In der amerikanischen Presse 
wird jedoch nicht berichtet, daß 
Haiti den Plan scharf zurückge- 
wiesen und ihn mit der Invasion 
Haitis durch Woodrow Wilson im 
Jahre 1915 verglichen hat, die zu 
einer Besetzung durch die Verei- 
nigten Staaten wurde, die mehr 
als 20 Jahre andauerte. 

Als Reaktion auf die Zurück wei- 
sung rufen die Vereinten Natio- 
nen, die Medien und die Aristide 
freundlich gesinnte Interessen- 
gruppe in den Vereinigten Staa- 
ten sowie Präsident Clinton laut- 
hals dazu auf, harte Maßnah- 
men, einschließlich einer mögli- 
chen Seeblockade und einer völli- 
gen Einstellung der Oltrans- 
porte, zu treffen. U 


Taiwan will 
offenbar der 


UNO wieder 
beitreten 


Taiwan hat Pläne für einen diplo- 
matischen Vorstoß bekanntgege- 
ben, den Vereinten Nationen wie- 
der beizutreten, aus denen es 
1971 ausgestoßen wurde, als die 
Volksrepublik China seinen Sitz 
einnahm. Taiwan muß die Billi- 
gung von mindestens 120 Mitglie- 
dern der Vereinten Nationen be- 


kommen, bevor es einen formel- 
len Beitrittsantrag stellen kann, 
aber die Insel unterhält derzeit 
nur zu 29 Ländern diplomatische 
Beziehungen. 

»Wenn wir 120 bis 130 Stimmen 
haben, selbst wenn sich das kom- 
munistische China gegen unseren 
Antrag stellt, glaube ich, daß wir 
immer noch einen Weg finden 
werden, um mit der Opposition 
fertigzuwerden«, meinte Außen- 
minister Frederick Chien auf ei- 
ner Pressekonferenz, auf der er 
einige Richtlinien für die Kam- 
pagne bekanntgab. 


Die ehemalige amerikanische 
Botschafterin für die Vereinten 
Nationen, Jeane Kirkpatrick, die 
Taiwan besuchte, sagte, der An- 
trag der Insel-Regierung sei we- 
gen der Veto-Macht der Volksre- 
publik als ständiges Mitglied des 
Sicherheitsrats der Vereinten Na- 
tionen zum Scheitern verurteilt. 


Geht der Krieg 
in Bosnien 
weiter? 


Die Welt wird sich wohl an den 
Gedanken gewöhnen müssen, 
daß die Krise in Bosnien noch 
jahrzehntelang anhalten wird, ge- 
nau wie der arabisch-israelische 
Konflikt, sagte der russische Au- 
Benminister Andre] Kozirew zur 
französischen Tageszeitung »Le 
Monde«. 


Kosirew meinte, er habe soeben 
mehrere Telefongespräche mit 
dem französischen Außenmini- 
ster Alain Juppe und dem däni- 
schen Außenminister Niels Peter- 
sen geführt, und er stehe in regel- 
mäßiger Verbindung mit dem 
amerikanischen Außenminister 
Warren Christopher. 


Kozirew berichtete, daß »nie- 
mand einen konkreten Vorschlag 
auf den Tisch legt. Abgesehen 
von Fragen zur Debatte, drängt 
sich niemand eindeutig danach, 
nach einer Lösung zu suchen. 
Auch ich nicht. Ich bin nicht dazu 
bereit, Vorschläge zu machen, 
die sich auf die Anwendung von 
Gewalt stützen.« 

Über die Frage des Einsatzes mi- 
litärischer Gewalt unter Druck 
gesetzt, antwortete Kozirew: »Ist 
es notwendig, um jeden Preis et- 
was zu tun?« Mm 
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Betr.: Leserbrief zu 
»Die Schuldenkünstler«, 
Nr. 5 und 8/93. 


Das Gesetz über die »Unrechtmäßigkeit 
des Kommunismus«, das der tschechi- 
sche Präsident Vaclav Havel gerade un- 
terzeichnet hat, sollte unser Bundes- 
kanzler in ähnlicher Form (z.B. Anti-So- 
zialismus-Gesetz) auch in unserer Bun- 
desrepublik einführen, denn zumindest 
im bundesdeutschen Gesundheitswesen 
herrscht seit einem Vierteljahrhundert 
nackter Sozialismus. 


Erinnert sei nur daran, daß 1970, unter 
der SPD-Regierung die sogenannte Ver- 
dienstgrenze in der Sozialversicherung 
aufgehoben wurde (um mehr »Gleich- 
heit« in der Krankenversicherung zu er- 
reichen!), so daß heute über 95 Prozent 
Bundesbürger mit Krankenschein zum 
Arzt kommen können. (Bei Bismarck 
waren noch 15 Prozent sozialversichert!) 


Und selbst die privaten Gebührenord- 
nungen für Arzte 1982 und für Zahnärzte 
1988 - in denen die ehemaligen sechs Ge- 
bührensätze zu 2,3 Gebührensätzen mit 
Punktwerden, die alle drei Jahre über- 
prüft werden, zusammengeschrumpft 
sind - können ihre Herkunft aus einer so- 
zialistischen Geisteshaltung nicht ver- 
leugnen. 


Ganz schlimm sozialistisch gefärbt ist 
aber das jüngste GSG (Gesundheits- 
Struktur-Gesetz) von 1993, das von Mini- 
ster Seehofer erarbeitet und verordnet 
wurde. Es hat mit sozialer Marktwirt- 
schaft, mit der Deutschland seit dem letz- 
ten Krieg groß geworden ist - nicht das 
geringste mehr zu tun, dafür umsomehr 
mit Gleichschaltung, Freiheitsberau- 
bung und Verbürokratisierung aller 
Arzte, Zahnärzte, Apotheker und Kran- 
kengymnasten! Wer sich in der sozialisti- 
schen-marxistischen Literatur auskennt, 
kommt nicht daran vorbei: das Seehofer- 
sche GSG als nach der Empfehlung von 
Wladimir Iljitsch Lenin konzipiert zu 
empfinden, denn Lenin hat einmal ge- 
sagt: »Wenn man ein Land sozialisieren 
will, muß man bei den Gesundheitsberu- 
fen anfangen!« Mit dem von mir vorge- 
schlagenen Gesetz könnte man die Ver- 
antwortlichen für sozialistische Gesetze 
zumindest zum Abdanken bewegen. 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


Betr.: Deutschland- 
Journal »Zweifel am 
Holocaust«, Nr. 7/93. 


Es muß gesagt werden, daß derartige 
Umfragen nur in allen anderen Ländern 
der Welt durchgeführt werden können, 
nur nicht in Deutschland. Hier wird al- 
les, was diese Angelegenheit betrifft, mit 
dem Begriff »Offenkundigkeit« abgetan. 
Selbst bei sogenannten KZ-Prozessen 
werden Verteidiger daran gehindert, ent- 
lastendes Beweismaterial für die Ange- 
klagten abzugeben. In diesem freiesten 
Rechtsstaat den es je auf deutschem Bo- 
den gegeben hat, in dem im Grundge- 


Briefe 


setz, Paragraph 5 die Meinungsfreiheit 
garantiert ist, werden Bücher beschlag- 
nahmt und indiziert, inzwischen sollen es 
schon mehr sein, die auf dem Index ste- 
hen, wie im Dritten Reich. 


Günter Hellmich, Wolfenbüttel 


Betr.: SPD »Würde Kurt 
Schumacher seine Partei 
heute wiederkennen«, 
Nr. 8/93. 


Unter dem Aufmacher »Versager aller 
Länder, vereinigt euch! Europa hat Bos- 
nien aufgegeben - jetzt muß es wenig- 
stens für die Opfer sorgen« (in der öster- 
reichischen Tageszeitung »Der Stan- 
dart«) ist der Leiter des Amtes für multi- 
kulturelle Angelegenheiten in Frankfurt, 
Daniel Cohn-Bendit, der Auffassung, 
daß er und seine Genossen in ihrer 
Sturm- und Drangzeit ihren »schäbigen 
Egoismus mit einer wohlgemeinten pazi- 
fistischen Utopie vernebelt haben«. 


Diese Einsicht kommt zwar ein bißchen 
spät - aber, immerhin. Doch dann ist er 
wieder ganz der alte aus den 68-Jahren, 
wenn er weiter schreibt »nackt vor dem 
Urteil der Geschichte zu stehen«, weil 
»französische und englische Demokra- 
ten« und die Alliierten von 1936 bis 1944 
versäumten, jeweils zum richtigen Zeit- 
punkt einzugreifen. 


Versailles und den darauffolgenden 
Druck auf die Deutschen in den Ostge- 
bieten erwähnt Herr Cohn-Bendit wohl- 
weislich nicht, wie auch bezeichnender- 
weise die Verbrechen an den Deutschen 
ab 1945. Er kehrt somit wissentlich unter 
den Tisch, daß die von ihm erwähnten 
Demokraten und Alliierten seit 1920 und 
erst recht 1945 so gar nichts dagegen hat- 
ten, daß Deutsche damals mit denselben 
Methoden aus ihrer Heimat vertrieben 
wurden wie die bosnischen Muslime 
heute aus ihrem Siedlungsgebiet. Aber 
unabsichtlich erwähnt er sie doch, die 13 
Millionen vertriebenen und davon drei 
Millionen ermordeten Deutschen, wenn 
er unter anderem schreibt, daß er »die 
Generation unserer Eltern für ihr politi- 
sches Versagen so verachtet hat«. 


Es ist eben angenehmer, wenn man, wie 
Cohn-Bendit unter anderem meint, sich 
in die »glorreiche Tradition« der Ge- 
schichte einreiht, in der sich immer wie- 
der »die Sieger verewigen und die Verlie- 
rer schnellstens vergessen« werden. 
Aber hat die Geschichte nicht auch im- 
mer wieder langfristig für die Durchset- 
zung des Rechts gearbeitet? War und ist 
es nicht immer eine Frage der Zeit, wann 
Unrecht gesühnt wird? Natürlich muß 
dann die Generation von morgen die 
Rechnung für die Fehler von gestern be- 
zahlen. 


Einen gerechten Frieden zu stiften hat- 
ten die Sieger von 1919 und 1945 in der 
Hand; sie haben diese Chance vertan 
und so die Nachahmungstäter von heute 
und morgen mit hervorgebracht. Sie al- 
leine trifft die Schuld an den heutigen 
und zukünftigen Kriegen in Europa, 


denn die alte geopolitische L.age scheint 
sich wieder von selbst herstellen zu wol- 
len. 


Ach ja, unter anderem schreibt Herr 
Cohn-Bendit auch, daß er »kaum noch 
den bosnischen Muslimen in Frankfurt in 
die Augen sehen« kann. Ob er, was das 
angeht, gegenüber den vertriebenen 
Deutschen auch so dachte und denkt? 


Heiko Urtel, Traisen 


Betr.: Deutschland- 
Journal »Zu Lasten der 
Arbeitnehmer«, Nr. 8/93. 


Auch eine Zeitschrift muß konsequent 
bleiben. Man kann nicht in einem Arti- 
kel fordern, daß die Pflegeversicherung 
von den Unternehmen mitfinanziert wer- 
den soll, und in einem anderen derselben 
Nummer die Tatsache beklagen, daß die 
Personalzusatzkosten deutscher Unter- 
nehmen fast dreimal so hoch sind wie in 
Japan. Offensichtlich betrachten aber 
nicht nur Gewerkschaftsfunktionäre, 
Betriebsräte und linke Politiker die Un- 
ternehmen etwa so wie Spatzen einen 
Kirschenbaum. 


Die Unternehmen sind keine Wohlfahrts- 
institutionen und verfügen auch nicht 
über unbegrenzte Finanzmittel, sondern 
müssen ihr Geld gegen harte ausländi- 
sche, zum Teil subventionierte Konkur- 
renz erarbeiten, wobei sie durch schika- 
nöse bürokratische Bestimmungen und 
teure Auflagen ohnehin schon schwer ge- 
nug benachteiligt sind. 


Zur Pflegeversicherung selbst, die die 
Unternehmen nun wirklich nichts an- 
geht, ist in aller Kürze folgendes zu sa- 
gen: 


Es wird von ihren Initiatoren und Befür- 
wortern der Öffentlichkeit suggeriert, 
ohne Versicherung gäbe es eben keine 
Pflege. Das ist natürlich nicht wahr, nur 
trägt in vielen Fällen, wenn die eigenen 
Mittel und die der Familie erschöpft 
sind, die Kosten das Sozialamt. Folglich 
geht es nur darum, die Gemeinden und 
Länder zu entlasten. Dagegen ist nichts 
einzuwenden, man muß sich dafür nur ei- 
nen anderen Zeitpunkt aussuchen als 
ausgerechnet eine schwere Rezession. 


Bei dem bis auf weiteres herrschenden 
Arbeitsmangel verpuffen nämlich solche 
— notwendigen — Ausgleichsmaßnahmen 
für die Wirtschaft wie Karenztage und ge- 
strichene Feiertage zu nichts, weil man 
sie gar nicht nutzen kann. Abgesehen da- 
von, neigt der Durchschnittsarbeitneh- 
mer dazu, sich die Karenztage durch ver- 
längerte Krankmeldung wiederzuholen. 


Nach dem derzeitigen Modell ist die Pfle- 
geversicherung nicht einmal kurzfristig 
zu finanzieren, geschweige denn langfri- 
stig. Schon jetzt klafft eine Finanzie- 
rungslücke von 4,5 Milliarden DM, da 
sich die Länder weigern, die ersparte So- 
zialhilfe als Bundeszuschuß dem Bund 
zur Verfügung zu stellen und auch die 
Krankenkassen zu einer Anschubfinan- 


SE: | 


zierung nicht bereit sind. Es bleibt wirk- 
lich nur die Finanzierung über private 
Vorsorge übrig, die im Endeffekt für die 
Volkswirtschaft billiger ist. 


Wer’s nicht glaubt, möge einmal die Lei- 
stungen der BfA und der LVAs mit denen 
befreiender Lebensversicherungen ver- 
gleichen! Mit der fortschreitenden Ent- 
mündigung der Bürger durch den Staat 
muß endlich Schluß sein, man muß Poli- 
tikern den Zugriff auf unser sauer ver- 
dientes Geld verwehren. Wer garantiert 
uns denn, daß nicht auch die staatliche 
Pflegeversicherung eines Tages für Per- 
sonen »geöffnet« wird, die zwar nichts 
eingezahlt haben, aber jetzt trotzdem 
Leistungen zu unseren Lasten empfan- 
gen? 

Dr. Helmut Fasbender, 
Gladbach 


Bergisch 


Betr.: Schweiz » Arrogante 
Verlierer nach EWR- 
Abstimmung«, Nr. 4/93. 


Nach der Abstimmung vom 6. Dezember 
1992 ist wohl allen Schweizern bewußt 
geworden, daß der Dauerschlag des Sou- 
veräns ein Ende zu finden hat. Die tägli- 
chen Nachrichten zeigen uns deutlich, 
daß ein EWR/EG-Beitritt unser Land in 
ein endloses Debakel führen würde. 


Die Eidgenossenschaft weiß zu bewei- 
sen, daß Probleme mit Hilfe von bewähr- 
ten dezentralen, demokratischen und fö- 
deralen Strukturen besser gelöst werden 
als durch große Länder mit Zentral- 
macht-Regierung. Souveräne Bürger un- 
seres Landes werden genügend Men- 
schen in Europa und anderen Kontinen- 
ten finden, mit denen sie in gegenseiti- 
gem Respekt und in Freiheit Zusammen- 
arbeit und Handel betreiben können. 


Wir können auch bessere Problemlö- 
sungsmodelle ausprobieren, und mit 
sachpolitischen Beispielen in Europa 
mehr erreichen, als wenn wir eine in sich 
zerrissene EG-Bürokratie-Organisation 
unterstützen, zumal sich diese nur als 
Bollwerk gegen berechtigte Ansprüche 
sogenannter Entwicklungsländer ver- 
steht. 


Als Beispiel sei nur folgender europäi- 
scher Vergleich genannt: Ein Brüsseler 
Beamter verdient pro Monat ca. 15000,- 
DM/Sfr. Davon könnten in Osteuropa 
gut und gerne 150 Lehrer entlöhnt wer- 
den, die ihrerseits um die 4000 Kindern 
eine Schulbildung vermitteln könnten. 


Alles was wir heute tun, hat Auswirkun- 
gen auf die globalen Systeme; sei dies in 
der Wirtschaft, der Politik oder dem Um- 
gang mit der Umwelt, von der wir le- 
ben. Sosind wir heute angehalten, global 
zu denken und trotzdem souverän lokal 
zu handeln. 


Wir wissen aber, daß unsere Kräfte nicht 
in einem sinnlosen, parteipolitischen 
Kampf und gegenseitiger Diskriminie- 
rung verschwendet werden sollten. 


Christof Zellweger, Zürich 
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